
       Wutbürger – 
    Hassposter –  
 Gewalttäter?

       Immer wieder sind es auch  
   Kommunalpolitiker, die in  
    sozialen Netzwerken und neuen  
Medien zu Zielscheiben von Beleidigungen 
      und verbaler Gewalt werden. Und 
manchmal bleibt es nicht bei Drohungen.  
    KOMMUNAL hat sich umgehört: Wird der  
  Bürgermeisterjob immer gefährlicher? 
                                       Seite 18
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REGIERUNGSVERHANDLUNGEN

GEMEINDEWÜNSCHE  
BERÜCKSICHTIGEN

Am 23. Oktober hat sich der neugewählte Nationalrat konstituiert. Damit be-
ginnt eine neue Legislaturperiode mit einem neuen Kräfteverhältnis. Ersten 
Ankündigungen von führenden Parteienvertretern zufolge sollen bereits vor 
der Bildung einer neuen Bundesregierung einige Gesetzesvorhaben diskutiert 
werden. Hier lege ich den Parlamentsparteien gerne unsere Vorschläge für eine 

praxistaugliche Wahlrechtsreform ans Herz. Den Parteien haben wir unsere Ideen schon 
2018 präsentiert und die Nationalratswahl hat auch allen gezeigt, wo es Verbesserungsbe-
darf gibt. Über diese Reform kann im Sinne der Gemeinden jetzt offen diskutiert werden. 

Der Wahlsieger der Nationalratswahl, die Volkspartei, hat vom Bundespräsidenten 
erwartungsgemäß den Regierungsbildungsauftrag bekommen. Seit einigen Wochen laufen 
die Sondierungsgespräche, und es bleibt spannend, wer sich mit wem und wie einig wird. 
Als Österreichischer Gemeindebund haben wir schon im September unser Forderungs-
papier beschlossen. Darin finden sich viele Vorschläge zur Stärkung der Gemeinden und 
der ländlichen Regionen. Vor der Wahl haben alle versprochen, den ländlichen Raum zu 
stärken. Wir erwarten uns deswegen, dass viele unserer Vorstellungen ins Regierungspro-
gramm einfließen. 

Vor kurzem war auch eine Delegation des Bundesvorstandes des Gemeindebundes 
im aktuellen EU-Vorsitzland Finnland, um in Gesprächen mit dem finnischen Gemein-
debund und Kommunalvertretern über den eigenen Tellerrand zu blicken. Überrascht 
mussten wir feststellen, dass man in Finnland derzeit intensiv über die Einführung von 
„Länderstrukturen“ zur Bündelung verschiedenster Aufgaben diskutiert. Während also 
bei uns immer wieder über den Föderalismus debattiert wird, will man im zentral organi-
sierten Staate Finnland eine zusätzliche politische Struktur einführen. Auch beim Thema 
Glasfaser zeigt sich, dass die Finnen mit dem Ausbau viel schneller vorankommen und 
sogar Einfamilienhäuser im hohen Norden direkt ans schnelle Internet angebunden wer-
den. Mehr zu unserer Reise nach Finnland finden Sie in dieser Ausgabe. 

Sie werden es sicher im September auch mitbekommen haben: Das Gesundheitsmi-
nisterium hat eine neue Schulärzte-Verordnung in Begutachtung geschickt, die zahlreiche 
juristische und auch datenschutzrechtliche Fragen aufgeworfen hat. Wir haben dies auch 
öffentlich klar und deutlich kritisiert und eine breitere Debatte über das Thema Schulärzte 
eingefordert. Uns ist die Kinder- und Jugendgesundheit ein wichtiges Anliegen, weswe-
gen wir auch ein zukunftstaugliches Modell bevorzugen, das von vielen Praktikern und 
Experten vorgeschlagen wird. Wir werden auf jeden Fall dran bleiben.

VOR DER WAHL  
HABEN ALLE  
PARTEIEN  
VERSPROCHEN, 
DEN LÄNDLICHEN 
RAUM ZU STÄRKEN. 
WIR ERWARTEN  
UNS DAHER, DASS 
VIELE UNSERER  
VORSTELLUNGEN  
INS REGIERUNGS- 
PROGRAMM  
EINFLIESSEN.“

ALFRED RIEDL
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes

Feedback, Anmerkungen oder  
Kommentar bitte an  
 leserbriefe@kommunal at 
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/ 12
30 Jahre  
KOMMUNAL
Rund 150 Gratulanten aus 
Politik und Wirtschaft stellten 
sich zum 30-Jahre-Fest des 
KOMMUNAL ein.

/ 28
Reform des 
Wahlrechts
Jetzt wäre der richtige 
Moment, die Vorschläge der 
Gemeinden umzusetzen

Liebe Leserin,
lieber Leser,

KOMMUNAL 
feiert seinen 
30. Geburtstag. 
1989 erschien 
die erste Aus-
gabe. Seitdem 
wurden mehr 
als 300 Hefte in 
die kleinen Ge-

meindeämter, die größen Rathäuser, 
die Magistrate und Bezirke, in die 
Bauhöfe, in die Ministerien versandt. 

Mit unseren Beiträgen wollen wir 
seit 30 Jahren zwei Dinge erreichen: 
Zum einen Sie in den Gemeinden 
informieren, was politisch und 
rechtlich gerade verhandelt wird 
und welche Auswirkungen auf die 
Gemeinden zu erwarten sind.

Zum anderen informieren wir 
laufend über neueste Entwicklun-
gen, damit Sie ihre Arbeit für die 
Menschen besser und einfacher 
erledigen können. Das sind Infos, 
welche neuen Geräte es gibt, wie der 
Winterdienst effizienter gestaltet 
werden könnte oder welche Vorteile 
eine künstliche Intelligenz in der 
Gemeindeverwaltung bieten könnte. 

Mein Vater, der KOMMUNAL zu 
dem gemacht hat, was Sie heute in 
der Hand haben, hat einmal gesagt, 
er will „die Welt ein kleines bisschen 
besser machen.“ Das ist etwas, was 
Sie tagtäglich auch tun, die Welt in 
den Gemeinden ein bisschen besser 
machen. Dafür danke ich Ihnen und 
verspreche, dass wir weiterhin versu-
chen werden, Ihnen mit KOMMUNAL 
das Leben auch ein bisschen leichter 
zu machen. 
 
Ihr

Michael Zimper,
Geschäftsführer Kommunalverlag
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terin von Krumpendorf

/ 52
Die Zukunft der 
Abfallwirtschaft
Intelligente Sammelplattfor-
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Vor wenigen Wochen hat der Oberste Gerichtshof in einer 
Berufungsverhandlung im Swap-Prozess gegen den  
ehemaligen Salzburger Bürgermeister Heinz Schaden  
ein bemerkenswertes Urteil gesprochen.  

D er Oberste Gerichtshof hat gegen 
Schaden und den ehemaligen Finanz-
landesrat und Landeshauptmann-
stellvertreter Othmar Raus sowie vier 
weitere Angeklagte im Wesentlichen 

die Urteile des Salzburger Landesgerichts bestä-
tigt. Damit bleiben Schaden, Raus und ranghohe 
Beamte verurteilt. Es ist nur zu Änderungen 
in der Strafbemessung bei zwei Angeklagten 
gekommen.

Inhaltlich ging es in dem Verfahren um einen 
Nebenaspekt des Salzburger Finanzskandals 
rund um die Übertragung von sechs negativ 
bewerteten Zinstauschgeschäften von der Stadt 
auf das Land im Jahr 2007. Es habe konkre-
te, rechtlich verbindliche Richtlinien für das 
Finanzmanagement des Landes gegeben, sagte 
der Senatsvorsitzende Lässig. „Die Übernahme 
eines Portfolios, das zum Übernahmezeitpunkt 
mit drei Millionen negativ war, ist jedenfalls ein 
unvertretbarer Verstoß gegen diese Richtlinien.“

Dieses Urteil hat weit über Salzburg hinaus 
zu heftigen Diskussionen geführt. Sogar Altbun-
despräsident Heinz Fischer hat das Swap-Urteil 
kritisiert und bringt eine Begnadigung als Mög-
lichkeit ins Spiel. Es soll hier keine rechtliche 
Auseinandersetzung mit dem Urteil erfolgen und 
Kritik wurde, wie schon angeführt, von aner-
kannten Autoritäten geübt. 

Vielmehr sollen die grundsätzlichen Auswir-
kungen, die aus diesem und in letzter Zeit ergan-

genen Urteilen gegen oder über Bürgermeister 
ergangen sind, beleuchtet werden.

Vorauszuschicken ist, dass es in diesem 
Prozess nicht um persönliche Bereicherung oder 
Vorteilsannahme gegangen ist. Gegenstand wa-
ren Finanzgeschäfte und deren Übertragung von 
der Gemeinde auf das Land. Hier wurden Richt-
linien und Dokumentationspflichten missach-
tet, Informationspflichten gegenüber Gremien 
nicht eingehalten und für die Übernahme der 
„SWAPs“ keine Gegenleistung vereinbart.  

Finanzgeschäfte waren im Jahre 2007 durch-
aus auch für die öffentliche Hand üblich. Solange 
diese Geschäfte Gewinne erbracht haben, waren 
auch alle sehr zufrieden damit. Erst nach der 
Finanzkrise ist - zumindest bei der öffentlichen 
Hand - ein Umdenken erfolgt.  In der Privat-
wirtschaft und im Bankbereich sind derartige 
Geschäfte nach wie vor gang und gäbe und wer-
fen auch entsprechend dem damit verbundenen 
Risiko unter Umständen hohe Erträge ab. Im 
Nachhinein weiß man immer besser, wie man 
vorher hätte entscheiden sollen. 

Bürgermeister Schaden hat nicht nur sein Amt 
verloren, sondern auch seine wirtschaftliche 
Existenz ist zerstört. Prozesskosten und eventu-
elle Schadenersatzforderungen in Millionenhöhe 
stehen noch bevor. Im Gegensatz zur Privatwirt-
schaft bestehen auch keine Versicherungen, die 
ein eventuelles Prozessrisiko abdecken würden.

Diese Verurteilung eines Bürgermeisters ist 

KOMMENTAR

DIE JUSTIZ  
UND DIE POLITIK

Bürgermeister 
setzen sich mit 
der Übernahme 
des Amtes  
einem hohen 
Haftungsrisiko 
aus.“

Feedback, Anmerkungen oder  
Kommentar bitte an  
 leserbriefe@kommunal at 
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HOFRAT DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär des Österreichischen Gemeindebundes

leider kein Einzelfall. Ein Bürgermeister im 
deutschen Affing wurde verurteilt, weil er zwei 
Firmen Gewerbesteuern gestundet hat, ohne die 
zuständigen Gremien zu befassen. Die Steuern 
plus Zinsen und Säumniszuschläge wurden 
von den Firmen in voller Höhe an die Gemein-
de entrichtet. Ähnliche Verfahren sind gegen 
oberösterreichische Bürgermeister im Gang. Der 
ehemalige Bürgermeister von Stainach wurde 
wegen Untreue verurteilt, weil er Bauhofmitar-
beiter dazu eingesetzt hatte, um einer Frau eines 
ehemaligen Mitarbeiters bei der bevorstehenden 
Delogierung beim Umziehen behilflich zu sein. 
Der Bürgermeister in Fohnsdorf wurde wegen 
Amtsmissbrauchs verurteilt, weil er einem 
Kinobetrieb die Lustbarkeitsabgabe erlassen hat. 
Über Urteile gegen Bürgermeister als Wegehal-
ter wurde schon mehrfach berichtet. Die Fälle 
reichen vom Sturz über ein morsches Geländer, 
über Verurteilungen wegen Verletzungen in Fol-
ge herabfallender Äste oder umgestürzter Bäu-
me, bis zur Verurteilung des gesamten Gemein-
derates wegen Abriss eines denkmalgeschützten 
„Widums“ (alter Pfarrhof), anstelle dessen ein 
neuer Kindergarten gebaut wurde. 

Das macht deutlich, dass sich Bürgermeister 
mit der Übernahme dieses Amtes einem hohen 
Haftungsrisiko aussetzen. Strafrechtliche Verur-
teilungen bis hin zu persönlichem Haftungsrisi-
ko. Wen verwundert es also, dass viele Ortschefs 
bei der Suche nach ihrem Nachfolger Alarm 
schlagen – so titelt als Reaktion die „Kronen 

Zeitung“. „Dem Land gehen die Bürgermeister 
aus“, so Gemeindebund-Präsident Hans Hing-
samer aus Oberösterreich. Und auch wenn keine 
Verurteilung durch die Gerichte erfolgt, sehen 
sich Bürgermeister oft einem sehr belastenden 
Prozessrisiko ausgesetzt. Anonyme Anzeigen, 
die ein Verfahren nach sich ziehen und auch 
ohne Verurteilung das politische Ende bedeuten. 
Von den immer häufiger werdenden persön-
lichen Angriffen und Beschimpfungen einmal 
ganz abgesehen.  

Wer soll dann diese Ämter noch übernehmen? 
Die Entschädigung ist nicht so attraktiv, die sozi-
alrechtliche Absicherung gering, eine Rückkehr 
in die Wirtschaft wird kritisch beurteilt, aber 
die Verantwortung und das Risiko einer Verur-
teilung sind hoch. Wie soll die Gemeinde dann 
noch funktionieren? Hier müssen Entscheidun-
gen getroffen werden, die nicht immer allen 
passen. 

Natürlich müssen die Gemeinden auch Geset-
ze einhalten. Persönliche Bereicherungen sind 
auch nicht zu tolerieren. Aber mehr Verständ-
nis für die Bürgermeister, die Entscheidungen 
vor Ort zu treffen haben und die Situation auch 
anders beurteilen können und müssen, könnte 
man schon erwarten. Man kann auch schon ge-
spannt sein, wie mögliche Verfahren gegen Re-
gierungsmitglieder entschieden werden, wenn 
sie keine oder nicht die verlangten Maßnahmen 
zum Klimaschutz treffen. Vorerst sind nur An-
träge an die Regierung ergangen, Maßnahmen zu 
setzen. 

Was passiert, wenn – wie schon von Um-
weltorganisationen angekündigt – die Fristen 
ablaufen und Klagen und Anzeigen eingebracht 
werden. Werden dann die Gerichte verurteilen 
und als Ersatzvornahme entscheiden was zu tun 
ist? Werden dann Gerichte das Dieselprivileg 
kippen oder einen autofreien Tag anordnen? 

Spätestens dann wird man merken, dass die 
Gewaltentrennung, die in der Verfassung veran-
kert ist, gut überlegt war und die Beurteilung im 
Nachhinein etwas anderes ist, als selbst Ent-
scheidungen zu treffen.

          
MEHR VERSTÄNDNIS FÜR DIE  

BÜRGERMEISTER, DIE ENTSCHEIDUNGEN  
VOR ORT ZU TREFFEN HABEN UND  

DIE SITUATION AUCH ANDERS  
BEURTEILEN KÖNNEN UND MÜSSEN,  

KÖNNTE MAN SCHON ERWARTEN.“
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Italien: 700 Euro monatlich  
für jeden Zuwanderer
UN-Angaben zufolge ist Italien die ein-
zige große Volkswirtschaft in Europa, 
in der die Einwohnerzahl in den nächs-
ten fünf Jahren zurückgeht. Das liegt 
einem Bericht in der „Presse“ zum 
einen an der niedrigen Geburtenrate, 
zum anderen daran, dass viele junge 
Italiener das Land verlassen. Molise 
ist mit 305.000 Einwohnern eine der 
kleinsten italienischen Regionen – und 
auch sie wird immer kleiner. In neun 
Gemeinden hat es im Vorjahr nicht 
einmal eine einzige Geburt gegeben.
Die kleine Region Molise kämpft gegen 
die Landflucht und versucht mit finan-
ziellen Anreizen neue Bewohner mit 
Unternehmensgeist anzulocken.
Drei Jahre lang erhält jeder Einwande-
rer,  der ein Unternehmen in einer Ort-
schaft mit 2000 oder weniger Einwoh-

nern gründet, 700 Euro pro Monat. Die 
Idee dahinter: Geschäfte, Bäckereien 
und Restaurants sollen strukturschwa-
che Gegenden neu beleben.
Donato Toma, Präsident der Region, 
sagte außerdem gegenüber dem briti-
schen „Guardian“, dass jeder Ort, der 
unter die 2000-Einwohner-Grenze fällt, 
zusätzlich 10.000 Euro erhält. „Men-
schen brauchen Infrastruktur und einen 
Grund zu bleiben“, so Toma.
Molise ist nicht die einzige italienische 
Region, die mit finanziellen Anrei-
zen gegen das Aussterben von ganzen 
Ortschaften kämpft. So verscherbelt 
Sambuca auf Sizilien Häuser um einen 
Euro. 

̎̎ diepresse.com 

ZUM THEMA 
„SCHADEN-URTEIL“ 

Er hat für das Gemein-
wohl gehandelt, für sich 
selbst keinen einzigen 
Euro genommen. Und er 
wird bestraft, während ande-
re, die sich bereichert haben, 

frei herumlaufen.“

Toni Vukan,  
Bürgermeister von 

Mureck 

Die Rahmenbedingungen 
werden immer enger, der 
Egoismus grassiert. Die Ent-
scheidungsträger stehen 
stark unter 
Druck.“

Annette Sohler,  
Bürgermeisterin der  
Gemeinde Lingenau

Als Bürgermeisterin ist 
man in vielen Belangen 
haftbar. Mir ist kein weiterer 
Beruf bekannt, wo man in 
dieser Hinsicht derart  

exponiert ist.“

Elisabeth Feichtinger,  
Bürgermeisterin der  
Gemeinde Altmünster

 

 

QUELLE: Der Standard, 21.10.2019

Mit einer Änderung des 
Grundgesetzes hat der 
Bundestag den Weg für 
eine Grundsteuerreform 
geebnet. Die nötige Zwei-
drittelmehrheit wurde 
erreicht. 

Die Steuer gehört in 
Deutschland  mit rund 14 
Milliarden Euro zu den 
wichtigsten Einnahme-
quellen der Kommunen. 
Das Bundesverfassungs-
gericht hatte das bisher 

geltende Modell für 
verfassungswidrig erklärt 
und eine Reform bis Ende 
dieses Jahres gefordert.

̎̎ kommunal.de

ANGESAGT
DAS WORT HAT ...

INTERNATIONAL 
DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN

Deutschland: Weg frei für eine Reform der Grundsteuer
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Barcelona:  Superblöcke 
verlängern Leben

Die Reduktion des Autoverkehrs 
kann das Leben von Bewohnern 
und Bewohnerinnen in Großstäd-
ten verbessern und verlängern, 
zeigt eine neue Studie. Würde 
Barcelona etwa alle seine 503 
geplanten verkehrsreduzierten 
Superblöcke umsetzen, könn-
ten damit Hunderte vorzeitige 
Tode verhindert werden. Die 
anfänglich umstrittene Idee 
macht bereits Schule. Jährlich 667 
vorzeitige Tode könnten durch die 
geplante starke Verkehrsberuhi-
gung verhindert werden.

̎̎ https://orf.at/stories/3136899/

Paris testet  
fliegende Wassertaxis

Im Kampf gegen verstopfte Straßen 
testet Paris „fliegende“ Wassertaxis auf 
der Seine, so ein Bericht auf „futurezo-
ne.at“. Demnach sind sie seit Septem-
ber auf dem Seine-Fluss unterwegs. Ab 
dem kommenden Frühjahr könnten 
die Wasserflitzer in der französischen 
Hauptstadt einsatzbereit sein.
Die „Sea Bubbles“ („Seeblasen“) sind 
kleine weiße Boote, die dem Fahrer und 
bis zu vier Passagieren Platz bieten. Sie 
„schweben“ beim Fahren bis zu einen 
halben Meter über dem Wasser und 
erreichen bis zu 30 Stundenkilometer 
Geschwindigkeit. Dank ihrer Elektro-
motoren sind sie weitgehend lautlos.
Nach Angaben des Betreibers sind auch 
Städte wie Genf, Zürich, Rotterdam und 

Amsterdam interessiert. Ein Testlauf auf 
dem Genfer See schlug vor einem Jahr 
aber noch fehl: Ein „Sea Bubble“ lief 
vor den Augen von tausenden Zuschau-
ern auf Grund.

̎̎ futurezone.at /science/sea- 
bubbles-paris-testet-fliegende- 
wassertaxis/400609280
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PITTERS  KOMMUNALTREND

DR. HARALD PITTERS IST TRENDEXPERTE UND KOMMUNALFORSCHER.

In der aktuellen KOMMUNAL-
Ausgabe dreht sich alles um die 
Themen Umwelt und Abfall. 

Im aktuellen Pitters® 
KOMMUNALTrend ist 
die Entwicklung in 
den Gemeinden klar 
zu erkennen: sei es 
nun der Umgang mit 
den anfallenden Ab-
fällen, die häufig in 
Form von Biomasse 
als Energieressourcen 
genutzt werden. Oder 
die bewusste Entschei-
dung für die Förderung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder 
andere zukunftsgerichtete Maßnah-

men in den Schnittstellen von Um-
welt und Wirtschaft. Es ist logisch, 

dass viele dieser ökologischen 
Zielsetzungen hohe Investi-

tionen in den Gemeinden 
erfordern. Doch diese oft 
mehrstelligen Millionen-
beträge sind mittler-
weile unbestritten und 
erhöhen auf Sicht auch 
die Lebensqualität in 
den Kommunen. Auch 

Maßnahmen, die einen 
geringen Einsatz an Mitteln 

benötigen, wie etwa Anreize 
für den Umstieg auf das Fahrrad 

bzw. Lastenrad werden gerne von der 
Bevölkerung angenommen. 

Eine parallele Möglichkeit ist es, 
innovative Betriebe im Umwelt- bzw. 
Abfallbereich mit gezielten Förderun-
gen zu unterstützen. Gemeinsam ha-
ben diese Initiativen, unseren fragilen 
Planeten auch für zukünftige Gene-
rationen lebenswert zu erhalten. Der 
entscheidende Ansatz ist, dass sich 
die kommunalen Verantwortlichen 
weiterhin nicht nur hinter Planungen 
und Absichtserklärungen verstecken, 
sondern auch Taten setzen.

Kommunale Abfall- und Umwelttrends 20.20

̏̏ office@pitters.at
̎̎ www.pitters.at

 220 
Millionen Euro. Das ist der 

Betrag, den die Gemeinden in 
das Abfallmanagement im Jahr 

2019 investieren. Dieser Be-
trag hat sich im Vergleich 

zu 2018 verdoppelt.
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 MEINUNG 

Mit der Initiative „Europa fängt in der Gemeinde an“ wollen das Bundesministerium für 
Europa, Integration und Äußeres und die Vertretung der Europäischen Kommission in
Kooperation mit dem Verbindungsbüro des Europäischen Parlamentes und dem
Österreichischen Gemeindebund BürgermeisterInnen und GemeindevertreterInnen als 
Europa-Beauftragte gewinnen und ihnen Wissen, Erfahrung und Kontakte vermitteln – 
damit die EU auch in den österreichischen Gemeinden (be)greifbarer wird.

Servicepaket für Europa-GemeinderätInnen
● EU-Helpline im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres
● E-Mail-Newsletter mit kompakten Informationen und Fakten zu aktuellen EU-Fragen
● dreitägige Bildungs- und Informationsreisen zu den EU-Institutionen nach Brüssel
● maßgeschneiderte Aus- und Weiterbildung (Seminare, Informationsveranstaltungen)
● regelmäßige Netzwerktreffen der Europa-GemeinderätInnen

Nehmen Sie diese Serviceleistungen in Anspruch und
beteiligen Sie sich an dieser Initiative!

KONTAKT: Tel.: +43 (0)50 11 50–3320 | E-Mail: abti3@bmeia.gv.at
www.bmeia.gv.at/europagemeinderaete



 
 KOMMUNAL VOR 25 JAHREN 

AUS UNSEREM ARCHIV

Gemeinde-Wünsche an den neuen Nationalrat
„Die neue Bundesregierung und der 
neue Nationalrat müssen sich mit 
einer Reihe berechtigter Forderungen 
der Gemeinden befassen. Dabei geht 
es  sowohl um die Erhaltung und Stär-
kung der Gemeindeautonomie, um die 
man uns in vielen Staaten beneidet, 
als auch vor allem um die finanzielle 
Basis der Kommunen.“ 
Diese Sätze stammt nicht etwa aus 
dem Jahr 2019, sie sind aus Oktober 
1994 und wurden in der Ausgabe 4&5 
des „kommunal-journals“ veröffent-
licht. Der damalige Gemeindebund-
Präsident Franz Romeder (Bild)  
richtete die Forderungen der Gemein-
den via „kommunal-journal“ an die 
„Wahlsieger“ ÖVP und SPÖ. 

Der EU-Beitritt Österreichs stand 
damals unmittelbar vor der Tür, die 
Bundesstaaatsreform war noch nicht 
unter Dach und Fach, die eben 
überwundene wirtschaftliche 
Rezessionsreform saß den 
Verantwortlichen noch in 
den Knochen – es war eine 
entscheidende Phase der 
österreichischen Politik, in 
die diese Nationalratswahl 
fiel. 
Die Gemeinden brachten vor allem 
vier entscheidenden Punkte vor, um 
„die Zukunft der Gemeinden in einem  
größeren Europa“zu sichern:
1. Beim FAG 1996 sei eine Absi-
cherung der finanziellen Basis der 

Gemeinden – ganz besonders der 
finanzschwachen Gemeinden – unab-
dingbar.

2. Die seit Jahren diskutierte 
Spitalsrefrom sei endlich zu 

verwirklichen.
3. Der Wegfall der Geträn-
kesteuer würde keinesfalls 
akzeptiert. 
4.  Im Kindergartenbe-

reich sind den Gemeinden 
–  als Hauptfinanciers – weitere 

Belastungen nicht zumutbar. Grund-
sätzlich wurde schon damals eine 
Zentralisierung des Kindergartenwe-
sens abgelehnt, weil die Bedürfnisse 
regional zu unterschiedlich seien – 
und immer noch sind.
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30 Jahre KOMMUNAL – ein Fest mit Freunden. Rund 150 Wegbegleiter 
und Freunde des Verlags stellten sich ein, als die offizielle Stimme des 
Österreichischen Gemeindebundes ihren 30. Geburtstag feierte.

Auch Fachmagazine feiern Geburtstag. 
KOMMUAL beging den seinen über den 
Dächern von Wien mit einem atemberau-

benden Blick über die Innenstadt mit Stephans-
dom im Zentrum. 

Launige Reden, vor allem kurz und knackig. 
Die Spitzenvertreter des Gemeindebundes waren 
alle gekommen. So die beiden Ehrenpräsidenten 
Franz Romeder und Helmut Mödlhammer sowie 
der amtierende Präsident Alfred Riedl. Mit dabei 
auch Städtebund-Generalsekretär Thomas We-
ninger, der Industrielle und Alt-Politiker Josef 
Taus – er war in früheren Jahren am Verlag sogar 
beteiligt – und zahlreiche weitere Freunde des 
Kommunal-Verlags aus Politik und Wirtschaft.
Michael Zimper erzählte von den Visionen sei-
nes Vaters, der mit dem Magazin „die Welt ein 

„EINE STIMME, DIE IN DEN  
GEMEINDEN GEHÖRT WIRD“
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Dem  
Gemeinde-
bund war  
immer wichtig, 
dass KOMMUNAL 
überparteilich 
berichtet.“
Drei Präsidenten, 
ein Ziel.

bisschen besser machen“ wollte. Ein Zugang, 
der auch für die allermeisten Bürgermeister gilt. 
„Dieser Wille zum Gestalten ist es, der viele von 
uns – und ich bin auch schon lange Bürger-
meister – diesen Job gerne machen lässt“, setzte 
Alfred Riedl nach. Franz Romeder und Helmut 
Mödlhammer schwelgten in Erinnerungen und 
führten die Gäste an den Beginn der Geschichte 
von KOMMUNAL. Vor allem die Tatsache, dass 
das offizielle Organ den Gemeindebund „keinen 
Schilling kosten dürfe“ als Grundbedingung für 
die Gründung, rief Erstaunen hervor. Ein Ge-
schäftsmodell, das bis heute funktioniert.
Politikwissenschaftler Thomas Hofer gab 
abschließend einen Vorgeschmack auf eine 
großangelegte Studie, die Teil des kommenden 
KOMMUNAL sein wird. 

DER LINK ZUM  
JUBILÄUM  

 
www.kommunal.at 
Auf unserer Website 
finden Sie alles über 

unsere Geschichte und 
alle Fotos vom Fest.

Mit Franz Romeder, Hel-
mut Mödlhammer und 
Alfred Riedl gratulierten  
drei Generationen von 
Gemeindebund-Präsiden-
ten ihrem offiziellen Organ 
zum Jubiläum. Torten 
wurden angeschnitten, 
eine Jazzband spielte 
hervorragende Songs, 
Buffet und Drinks waren 
vorzüglich – die Zutaten 
für ein Fest mit Freunden, 
Wegbegleitern und Familie 
haben gepasst.

 30 JAHRE KOMMUNAL 
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Nach dem offiziellen 
Teil – der 50er von 
„NÖ Gemeinde“-
Chefredakteur Helmut 
Reindl war auch noch 
zu feiern, ging das Fest 
in den Smalltalk über. 
Der Abend über den 
Dächern von Wien 
dauerte noch länger. 

14
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Vor 30 Jahren hat das „kommunal-journal“, wie 
das KOMMUNAL damals hieß, die journalisti-
sche Berichterstattung der Gemeindepolitik 
revolutioniert. Wie hat sich das KOMMUNAL 
über die Jahre entwickelt?
MICHAEL ZIMPER: Als Magazin hat sich KOM-
MUNAL dahingehend entwickelt, dass es näher 
an der Zielgruppe ist, und es ist auch breiter 
aufgestellt. Wir behandeln heute Themen, die die 
Gemeinden als Ganzes betreffen, und wir bringen 
Beiträge, die die Bürgermeister unmittelbar um-
setzen können. Viele Mandatare sagen uns, dass 
es für sie ein „Muss“ ist, KOMMUNAL zu lesen, 
weil sie nur hier die nötigen Informationen erhal-
ten, um ihre Aufgaben perfekt zu erfüllen.
KOMMUNAL ist aber mittlerweile mehr als ein 
Magazin, sondern es hat sich zu einer Plattform 
weiterentwickelt: So veranstalten wir jährlich 
die Kommunalmesse, und auch digital ist KOM-
MUNAL DAS Informationsmedium für Manda-
tare. 
Wir haben uns auch über die Grenzen Öster-
reichs weiterentwickelt. Ein Schritt, der sich ge-
lohnt hat: KOMMUNAL Deutschland ist mittler-
weile das größte kommunalpolitische Magazin 
im deutschsprachigen Raum. 

Seine Geschichte kennen, um die richtigen Entscheidungen für die Zu-
kunft treffen zu können, ist das Eine. Eine Vision zu haben, wohin der 
Weg gehen soll und was die nächsten Schritte sind, das Andere. 

MICHAEL ZIMPER IM INTERVIEW

„VIELFALT FÖRDERN UND  
DAS GEMEINSAME STÄRKEN“

Inwiefern haben sich die Leserbedürfnisse und 
-ansprüche verändert?
Das gedruckte Heft hat nach wie vor eine wich-
tige Aufgabe, weil es die größte Sichtbarkeit 
und die größte Glaubwürdigkeit hat. Die Leser 
erwarten heute aber, dass Informationen jederzeit 
zur Verfügung stehen. Storys müssen crossmedial 
kommuniziert werden. Mandatare möchten bei-
spielsweise aktuell auf Facebook informiert wer-
den, die näheren Informationen zu den aktuellen 
Themen können sie dann im Heft nachlesen. Und 
das Internet ist das ideale Recherchemedium, 
wenn man Hintergrundinfos benötigt.

Das KOMMUNAL hat nun schon fast Kultstatus; 
wie stellen Sie die hohe journalistische Quali-
tät der Redaktion sicher?  
Chefredakteur Hans Braun ist mittlerweile seit 20 
Jahren für das Magazin tätig. Er ist in der Zielgrup-
pe perfekt vernetzt und weiß, welche Themen die 
Gemeinden bewegen.Das Redaktionsteam hat in 
den letzten Jahren auch eine enorme Kompetenz 
in der crossmedialen Kommunikation entwickelt, 
die heute unabdingbar ist.
Froh sind wir auch über die gute und enge Zu-
sammenarbeit mit den Experten des Gemeinde-

 30 JAHRE KOMMUNAL 
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bundes und der Ministerien, die es uns möglich 
machen, fachlich fundierte Beiträge zu den 
jeweils aktuellen Themen zu publizieren. 

Seit Mitte Oktober präsentiert sich der Webauf-
tritt kommunal.at in neuem Gewand. Was ist 
der Hintergrund des digitalen Facelifts?
Online wird, wie erwähnt, anders genutzt als 
Print. Das Internet wird sehr stark auch zu 
Recherchezwecken verwendet. Dafür braucht 
man eine klare Struktur. Dem haben wir mit der 
Neugestaltung unseres Internetauftritts versucht 
Rechnung zu tragen. Wir möchten dem Leser ei-
nen besseren Überblick über die Themen geben, 
die für ihn interessant sind, und wir möchten 
ihm jene Beiträge empfehlen, die er für seine 
Arbeit in der Gemeinde braucht.

Der Kommunal-Verlag publiziert nicht nur das 
KOMMUNAL Magazin, sondern unter anderem 
auch das a3BAU, das meistgelesene Magazin 
der österreichischen Baubranche, veranstaltet, 
wie Sie schon erwähnt haben, jährlich die Kom-
munalmesse und außerdem zusätzlich noch 
weitere Veranstaltungen. Wie schwören Sie die 
langjährigen Mitarbeiter auf den modernen 
und vielfältigen Kurs ein?
Das Team ist hochmotiviert und will den Ge-
meinden die bestmögliche Unterstützung bieten. 
Dazu gehört nicht nur die Information in einem 
Magazin oder auf einer Website, sondern dazu 
gehören auch Veranstaltungen, auf denen sich 

einerseits die Zielgruppe vernetzen und Ideen 
austauschen kann und wo man anderseits auch 
die besten Ideen aus der Zielgruppe herausbe-
kommt.

Können Sie konkrete Maßnahmen nennen, die 
der Kommunal-Verlag setzt, um die Gemeinden 
und ihre politisch aktiven Vertreter einerseits 
bestmöglich zu erreichen und gleichzeitig mit 
den passenden Themen anzusprechen?
Wir arbeiten mit den besten Experten zu-
sammen und haben ein breites Netzwerk von 
Fachleuten, die KOMMUNAL als das sehen, was 
es ist: als Sprachrohr für die Gemeinden und als 
Sprachrohr an die Gemeinden. Darüber hin-
aus versuchen wir mit Hilfe von Umfragen und 
Newslettern jene Themen herauszuarbeiten, die 
aktuell am Puls der Zeit sind oder die für die Ge-
meinden in der nächsten Zeit wichtig werden.

Die Anforderungen an ein Unternehmen 
verändern sich heutzutage rasant und oft über 
Nacht. Welche sind die größten Herausforde-
rungen und wie könnten Strategien aussehen, 
um diese in Chancen zu verwandeln?
Das schwierigste bei schnellen Änderungen ist 
es, die Unternehmenskultur weiterzuentwickeln 
und die Mitarbeiter mitzunehmen. Das gilt für 
ein Medienunternehmen wahrscheinlich noch 
stärker als für andere Firmen. 
Medien haben schon früh begonnen, sich flexibel 
aufzustellen, um schneller auf den Markt reagie-

Unsere  
Aufgabe ist es,  

die Brücke zwischen 
unseren Partnern  

und den Gemeinden 
zu sein. Diese Brücke 
muss nicht immer ein 

Printmagazin sein, aber 
es ist immer ein  

Kommunikationskanal.“

Wir müssen 
uns immer die 

Frage stellen, 
welche Infor-

mation ein 
Gemeindeman-

datar wann 
und in welcher 

Form braucht. 
Das herauszuar-

beiten und zu 
optimieren ist 

unsere Aufgabe.“
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ZUR PERSON
Mag. Michael Zimper ist 

seit Februar 2009 Geschäfts-
führer des Österreichischen 

Kommunal-Verlags. Unter 
seiner Führung expandierte 

der Verlag mit der Gründung 
der Tochter KOMMUNAL.DE  

nach Deutschland und es 
wurde die Online-Schiene des 
Verlags aufgebaut. Die Platt-

form kommunalbedarf.at 
 gehört mittlerweile zu den 

meistgeklickten Arbeitsplatt-
formen der Gemeinden.

Seit den Gemeinderatswah-
len 2015 in Niederösterreich 

ist er auch Europa-Gemeinde-
rat seiner Heimatgemeinde 

Markt Piesting.

ren zu können. Das ist nicht unbedingt eine Frage 
neuer Technologien, sondern es geht darum, sich 
rasch an neue Gegebenheiten anzupassen und 
Marktchancen schnell zu erkennen.

Auch in den Gemeinden ändern sich die Ar-
beitsabläufe. Mit welchen neuen Technologien 
müssen sich die Gemeinden in naher Zukunft 
beschäftigen?
Die klassischen Prozesse werden digitalisiert. 
Durch Optimierung dieser Prozesse, durch 
Automatisierung und Digitalisierung kann die 
Verwaltung schlanker werden – aber nur dann, 
wenn nicht anderseits neue bürokratische 
Hindernisse errichtet werden. Wenn das gelingt, 
kann viel Zeit gewonnen werden, um den Le-
bensraum der Bürgerinnen und Bürger besser 
zu gestalten. Ziel sollte es sein, den Service für 
die Menschen zu verbessern. Es müssen also die 
Verwaltungsprozesse verschlankt und die Kon-
takte mit der Bevölkerung intensiver werden.

Die gesamte Medienbranche sucht nach neuen 
Geschäftsmodellen, damit sie ihr Wachstum 
zukunftssicher gestalten kann. Wie beurteilen 
Sie die Versuche der Branche?
Wer mit einem Medienunternehmen zusam-
menarbeitet, der möchte, dass eine Zielgruppe 
mit Informationen versorgt wird. Diese Raison 
d’être muss jedes Medium für sich herausarbei-
ten. Bei uns ist das ganz klar: Wir möchten die 
Vielfalt der Gemeinden fördern und das Ge-
meinsame stärken. Um das zu erreichen, muss 
man die besten Geschichten erzählen – und 
zwar dort, wo man die Leser am besten erreicht.
Verlage werden medienagnostisch werden müs-
sen. Damit meine ich, dass es zweitrangig sein 
wird, wie der Leser Information konsumiert, 
sondern wesentlich ist, dass die Information 
zum Leser kommt. Wir finanzieren uns über 
unsere Partner und Sponsoren. Unsere Aufga-
be ist es, die Brücke zwischen diesen Partnern 
und den Gemeinden zu sein. Diese Brücke muss 
nicht immer ein Printmagazin sein, aber es ist 
immer ein Kommunikationskanal. 

Das Angebot des Kommunal-Verlags ist seit Ih-
rem Einstieg in den Verlag deutlich gewachsen. 
Kommen bald weitere Neuheiten hinzu?
Ja, das ergibt sich aus dem sich verändernden 

Markt. Derzeit beschäftigten wir uns sehr stark 
damit, welche Daten eine Gemeinde benötigt, 
um die bestmöglichen Entscheidungen zu tref-
fen. Damit nähern wir uns den Themen Daten-
journalismus und Business Intelligence an. 
In Zukunft wird es wichtiger werden zu wissen, 
was die Zielgruppe benötigt. Und dabei muss 
man eruieren, was die Kommune selbst machen 
kann und wo sie einen Partner braucht. Wir 
sehen immer wieder, dass die Bundesländer 
zu subjektiv und zu politisch sind und dass der 
Bund zu groß ist, um direkt mit den Kommunen 
zu kooperieren. Daher braucht es eine dritte 
Instanz, die gewisse Dinge ermöglicht – also 
Informationsaustausch, Ideenaustausch und 
Vernetzung schafft. Diese Rolle wollen wir über-
nehmen.

Der Verlag kann mittlerweile auf eine 30-jäh-
rige Geschichte zurückblicken. Wie denken 
Sie, wird er sich in den nächsten zehn Jahren 
entwickeln und wie sehen Sie die Rolle des 
KOMMUNAL dabei?
Wir glauben, dass es für das Leben der Men-
schen am besten ist, wenn Entscheidungen vor 
Ort, also in den Gemeinden, getroffen werden. 
Diese Maxime ist für unser Handeln entschei-
dend.
Als Verlag sind wir derzeit sehr stark in der Or-
ganisation von Veranstaltungen tätig, und auch 
unsere Aktivitäten in Deutschland werden stän-
dig mehr. Demnächst eröffnen wir eine Depen-
dance in Stuttgart, um auch in Baden-Württem-
berg ein Gemeindemagazin herauszubringen.
Im Bereich E-Commerce bieten wir über unsere 
Plattformen kommunalbedarf.at und kommu-
nalbeschaffung.de das gesamte Spektrum von 
Produkten, das Gemeinden für ihre Arbeit benö-
tigen. Auch als Fachverlag im Bereich Bau haben 
wir uns breiter aufgestellt. 
Die Printmagazine werden immer die Identifika-
tionsprodukte sein und nach Außen am stärks-
ten wahrgenommen werden, sie werden aber 
nicht mehr das alleinige Mittel sein, um Infor-
mation zu kommunizieren.
Wir müssen uns immer mehr die Frage stellen, 
welche Information ein Gemeindemandatar zu 
welcher Zeit braucht und in welcher Form er die 
Information braucht. Das herauszuarbeiten und 
zu optimieren ist unsere Aufgabe.    

 30 JAHRE KOMMUNAL 
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WORTE ALS ERSTE 
SCHRITTE  ZUR TAT

KOMMUNAL 
THEMA

STALKING GEGEN  
BÜRGERMEISTER
Verbale und körperliche 
Gewalt gegen Amts-
träger – eine Erhebung

             
Das verbale Gewaltspektrum in der Online-Welt reicht von impulsiven Wutpostings 
bis zur mehr oder weniger wohlformulierten Morddrohung. Mit der Normalisierung 
gewalttätiger Sprache in großer Öffentlichkeit sinken sukkzessive Hemmschwellen. 
Die Bürgernähe der Kommunalpolitik kann dabei für Amtsträger zum Risikofaktor 
hinsichtlich physischer und existenzieller Bedrohung werden. 
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TEXT  // CARINA WURZ

Im Jahr 2008 erschütterte ein tragischer 
Vorfall ganz Österreich: Der damalige Bür-
germeister von Spitz an der Donau, Hannes 
Hirtzberger, wurde mit einer Praline vergiftet 
und entkam nur knapp dem Tod, ist bis heute 

ein Pflegefall. Verurteilt wurde wenig später 
ein offenbar enttäuschter Gemeindebürger, der 
dem Bürgermeister das mit Strychnin versetzte 
„Mon Cherie“ mit einer Grußkarte aufs Auto 
gelegt hatte. Ein tragischer Einzelfall? In seiner 
Tragweite sicher. Doch Gewalt und Anfeindun-
gen gegen Kommunalpolitiker sind in vielen 
Gemeinden alles andere als das. Immer mehr 
Bürgermeister fühlen sich als Zielscheibe von 
Hass und Frust einzelner Gemeindebürger. 

Von Beleidigungen bis Bombendrohungen. 
Die Bandbreite an Vorfällen ist groß: Drohbrie-
fe, verbale Attacken und sogar tätliche Angriffe 
sorgen vielerorts für Besorgnis in den Gemein-
deämtern. Nur manche davon erregen auch 
mediale Aufmerksamkeit, wie etwa die Bom-
bendrohungen, die diesen Sommer die Gemein-
de Arnoldstein in Kärnten im Atem hielten. Die 
Drohungen, persönlich adressiert an den Bürger-
meister Erich Kessler, sorgten erst im September 
für die vierte Evakuierung des Gemeindeamts. 
Bombe wurde bisher zum Glück nie eine gefun-
den. Doch für Bürgermeister Kessler und seine 
Mitarbeiter bleibt die Verunsicherung: „Ich war 
derjenige, der Bürgerservice und offene Türen 
für die Bürger ganz großgeschrieben hat. Wir 
sind Dienstleister - das ist mein Credo, aber 
nach so einem Ereignis wird man hier dennoch 
einen Riegel vorschieben müssen“, erwägt der 
Bürgermeister laut Medienberichten stärkere 
Sicherheitsvorkehrungen. Persönliche Drohun-
gen habe es in der 7000-Einwohner-Gemeinde 
immer wieder gegeben – und die Tendenz steigt. 
„Ich bin 35 Jahre in der Gemeindepolitik, die 
Hälfte davon Bürgermeister – da habe ich schon 
einiges erlebt. Das wird leider Gottes immer 
ärger.“ Eine Studie von KOMMUNAL in Deutsch-
land belegt das: Demnach haben bereits 40 
Prozent aller befragten Rathäuser mit Stalking, 
Beschimpfungen und Drohungen zu tun gehabt 
(Details siehe Kasten)

Darf nicht Normalität werden. Noch erschüt-
ternder als die Angriffe selbst ist für die Be-

troffenen die Gleichgültigkeit, mit der diese oft 
abgetan werden. „Da heißt es dann, als Politiker 
müsse man das aushalten. Oder es sei eben Teil 
des Berufs. Aber wir sind alle Menschen und 
haben uns genauso ein Mindestmaß an Respekt 
und Schutz verdient“, so die Rüstorfer Bürger-
meisterin Pauline Sterrer. In ihrer 16-jährigen 
Amtszeit musste sie bereits einiges einstecken, 
Drohungen, Angriffe, Beleidigungen – beson-
ders heftig zu Beginn ihrer zweiten Amtszeit im 
Jahr 2010. Sie ortet hinter der steigenden Anzahl 
an Übergriffen ein gesellschaftliches Problem 
„Die Aggression nimmt ständig zu. Und bei 
uns Bürgermeistern gibt es eine ganz geringe 
Hemmschwelle, die auch auszuleben – selbst bei 
sonst unbescholtenen Bürgern, die da plötzlich 
ausrasten. Es scheint, als wäre es für viele völlig 
in Ordnung, mit Bürgermeistern so umzugehen, 
wie sie es mit anderen Menschen niemals tun 
würden“, berichtet sie und nimmt dafür auch 
die Medien in die Verantwortung: „Als Politiker 
ist Skepsis noch das Beste, was einem entgegen-
gebracht wird. Ganz oft erleben wir Verachtung 
– da braucht man ja nur in die Medien schauen, 
wo Politiker unter Generalverdacht gestellt und 
als schlecht oder korrupt dargestellt werden“, so 
Sterrer. 

Schutzlos ausgeliefert. Während Privatpersonen 
immer besser durch den Datenschutz geschützt 
werden würden, sei bei Politikern alles erlaubt: 
„Die Zeitung darf ohne Fragen Fotos veröffent-
lichen, ohne Nachfrage Artikel verfassen, einen 
in Misskredit bringen“, so Sterrer weiter. Das 
erzeuge eine Stimmung, als dürfe man mit Po-
litikern alles. Das beobachtet auch ihre Amts-
kollegin Sonja Ottenbacher, Vizepräsidentin 
des Gemeindebundes und Bürgermeisterin von 
Stuhlfelden: „Wir erleben laufend ganz massive 
Grenzüberschreitungen, wo Bürgermeister von 
Bürgern persönlich verantwortlich gemacht 
werden. Man ist dem eigentlich schutzlos ausge-
liefert“, so die Kommunalpolitikerin. Dasselbe 
gelte bei Klagen, die sich sehr oft im Nachhi-
nein als haltlos herausstellen. „Das sind lange 
Prozesse, unter denen die Betroffenen natürlich 
leiden. Ich habe bei Kollegen erlebt, wo der Vor-
wurf des Amtsmissbrauchs im Raum stand, wo 
die ganze Existenz ins Wanken geriet – und am 
Ende zeigte sich, dass die Klage gegenstandslos FO
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war, man sich nichts zuschulden kommen ließ“, 
so Pauline Sterrer. In solchen Situationen reiche 
es nicht, sich die sprichwörtliche „dicke Haut“ 
zuzulegen. 

Die eigene Kraft stärken. „Die Seele hat keine 
dicke Haut. Kränkungen kränken immer, Verlet-
zungen werden immer weh tun. Wir haben aber 
in der Hand, wie wir damit umgehen können“, 
so Sonja Ottenbacher, die als Psychotherapeu-
tin weiß, wovon sie spricht. Wer Gewalt oder 
Kränkung am eigenen Leib erfahren hat, braucht 
Strategien, um mit dem Erlebten umzugehen. 
Gerade bei heftigen Fällen stehen Bürgermeister 

dabei auch vor der Frage, sollen sie weiterma-
chen und aufhören? „Natürlich habe ich mir 
diese Frage gestellt“, gibt Pauline Sterrer offen 
zu, wenn sie an die Droh-Serie im Jahr 2010 
zurückdenkt. Doch zugleich wollte sie sich nicht 
der Verantwortung entziehen, die Fraktions-
kollegen nach gewonnener Wahl nicht im Stich 
lassen. Schließlich schaffte sie es mit professi-
oneller Unterstützung und getragen von ihrem 
Umfeld gestärkt aus der Krise zurück. Doch sie 
wünscht sich ein Mehr an Unterstützung für alle, 
die in ähnliche Situationen geraten. Die soll es 
laut Sonja Ottenbacher in Zukunft geben: „Dem 
Gemeindebund ist bewusst, dass es hier Ange-

Oft heißt es, als Politiker 
müsse man das aushalten. Aber 
wir sind alle Menschen und haben 

uns genauso ein Mindestmaß an 
Respekt und Schutz verdient“

Pauline Sterrer, 
Bürgermeisterin von Rüstdorf 

DEUTSCHLAND

VORFÄLLE IN 40 PROZENT 
DER RATHÄUSER

Laut einer Umfrage von „KOM-
MUNAL Deutschland“ haben 
in unserem Nachbarland 

bereits 40 Prozent aller befragten 
Rathäuser mit Stalking, Be-
schimpfungen und Drohungen zu 
kämpfen gehabt. In jeder zwölften 
Stadt und Gemeinde sind Mit-
arbeiter oder Amtsträger bereits 
Opfer körperlicher Gewalt im Amt 
geworden. 7,8 Prozent der Befrag-
ten gaben an, körperliche Angriffe 
selbst erlebt oder beobachtet zu 
haben. Demnach hat sich die Zahl 
der Gewaltattacken innerhalb von 
zwei Jahren um 25 Prozent erhöht. 

Von den Kommunen, die sich 
an der Umfrage beteiligten, gaben 
vier von zehn an, mit verbalen 
Drohungen zu kämpfen. Dabei 
machen Beschimpfungen in den 
sozialen Netzwerken etwa die 
Hälfte aller Fälle aus. 46,5 Prozent 
der Befragten wurden demnach 

in direkten Gesprächen mit Bür-
gern beschimpft oder bedroht, 
29,3 Prozent der Befragten wur-
den bei Veranstaltungen verbal 
angegriffen.

Unsere Kollegen in Deutsch-
land kommen zum Schluss auch 
auf einen nicht unwesentlichen 
Aspekt zu sprechen, nämlich die 
Verantwortung der Politik. In 
Deutschland fordern Experten 
seit Jahren einen Straftatbestand 
„Politiker-Stalking“. Bislang hat 
sich in dieser Richtung allerdings 
nicht viel getan.

Selbst Sätze wie: „Ich kenne 
den Schulweg deines Sohnes“ 
gelten in Deutschland rechtlich 
noch nicht als direkte Morddro-
hung, wird daher von der Polizei 
oft nicht verfolgt. Zum Vergleich: 
Wird bei unseren Nachbarn ein 
Wahlplakat beschmiert, über-
nimmt der Staatsschutz.

̎̎ Quelle & Link: https://kommunal.de/gewalt-gegen-amtstraeger

ERFAHRUNG MIT 
GEWALT

Im überwiegenden 
Teil der Kommunen 
gab es noch keine 
Erfahrungen mit körper-
licher Gewalt, aber 7,8 
Prozent der Teilnehmer 
in Deutschland hatten 
Erfahrung oder von 
Vorfällen gehört.

SACH- 
BESCHÄDIGUNGEN 

der Rathäuser in 
Deutschland wurden 
demnach auch schon 
ein- oder mehrmals 
beschädigt oder be-
schmiert.  Der Trend ist 
auch hier, je größer die 
Kommune,  desto eher 
gibt es Vorfälle.

ERFAHRUNGEN MIT 
STALKING

Rund 40 Prozent aller 
Rathäuser in Deutsch-
land haben schon mit 
Stalking, Beschimpfun-
gen und Drohungen zu 
kämpfen gehabt.
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bote braucht. Genauso wie fachliche Schulun-
gen, brauchen die Bürgermeister auch Kompe-
tenzen im Umgang mit Konflikten, brauchen 
Unterstützung dabei, ihre eigenen Ressourcen zu 
stärken und psychisch gesund zu bleiben.“

„Wir sind immer greifbar.“ Von Sicherheitsmaß-
nahmen im herkömmlichen Sinn halten beide 
Kommunalpolitikerinnen wenig. „Zugangskon-
trollen oder Überwachung in den Gemeinde-
ämtern sind sicher nicht der richtige Weg. Es 
ist als Bürgermeister unsere ureigene Aufgabe, 
im Kontakt mit den Bürgern zu sein, erreich-
bar zu sein. Und 99 Prozent der Leute haben 
ja keinerlei böse Absicht“, so Pauline Sterrer. 
Für sie gibt es kein Patentrezept auf dem Weg 
zu weniger Gewalt, sondern nur den steinigen 
Weg der Bewusstseinsbildung: „Man kann ja 
auch einmal Positives berichten oder zumindest 
respektvoll miteinander umgehen – dann würde 
sich auch das Image von Politikern wieder der 
Realität annähern und auch die Menschen zu 
einem Umdenken im Umgang anregen“, so 
Sterrer. Denn unter den Glassturz wollen sich 
die Bürgermeister nicht stellen lassen: „Es gehört 
für uns dazu, greifbar zu sein, bei den Menschen 
zu sein. Das lassen wir uns auch nicht nehmen, 
nur weil einzelne sich unpassend verhalten“, so 
Sterrer kämpferisch.      

Die Seele hat keine dicke 
Haut. Kränkungen kränken immer, 
Verletzungen werden immer weh tun. 
Wir haben aber in der Hand, wie wir 
damit umgehen können.“
Sonja Ottenbacher,  
Psychotherapeutin, Bürgermeisterin von Stuhlfelden und 
Vizepräsidentin des Österreichischen Gemeindebundes
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CARINA WURZ IST FREIE JOURNALISTIN

Bürgermeister sind eher 
keine Sensibelchen.“ Zu 
diesem Befund kam der 

Notfallpsychologe Dr. Cornell 
Binder-Krieglstein 2011 in 
einem Interview mit KOMMU-
NAL. Damals ging es um Droh-
briefe, in denen auch tote Mäuse 
mitgeschiuckt wurde. „Eine ur-
alte Botschaft“, waren sich nicht 
nur Binder-Krieglstein, sondern 
auch die klinische Psychologin 
Dr. Heidi Kastner damals einig. 
Kastner hatte auch eine Defi-
nition für die Absender solcher 
Drohungen: „Das Schreiben 
von anonymen Drohbriefen ist 
zumeist das Delikt konfronta-
tionsschwacher, ‚feiger‘, aber 
dominanzhungriger Menschen.“

Damit ist ja alles klar. So die 
Irrmeinung, denn diejenigen, 
die diese Meinung vertreten, 
sind meistens fern vom Schuss, 
wie es heißt. Sie machen sich 
keine Gedanken, wie es in 
den Menschen zugeht, die die 
Adressaten dieser Briefe sind, 
die in der Situation des Ge-
stalkten sind. Dabei brauchen 
gerade Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, Gemeindeman-
datare und Mitarbeiter in den 
Gemeinden den Respekt und 
auch den Schutz der Gesell-
schaft. Ich gehe noch weiter und 
sage, sie verdienen ihn! 

Es geht – jedenfalls aus 
meiner Sicht – weniger dar-
um, jedem Amtsträger einen 
Bodyguard zur Seite zu stellen. 

Es geht auch nicht darum, aus 
Gemeindeämtern Hochsicher-
heitszonen zu machen. Die Ar-
beit in der und für eine Gemein-
de lebt vom engen Kontakt mit 
den Menschen, sie ist Grund-
voraussetzung.

Es geht vielmehr darum, dass 
in den Köpfen der Menschen 
wieder das Bild vorherrschen 
sollte, dass die Bürgermeister 
und Bürgermeisterinnen und 
alle Mandatare und Mitarbeiter 
eine eminent wichtige Aufgabe 
im Rahmen der Gesellschaft 
ausfüllen. Dazu braucht es faire 
Entlohnung und gerechte soziale 
Absicherung. Und es endet bei 
der Anerkennung für die vielen 
ehrenamtlichen Tätigkeiten, 
die diese Menschen für uns als 
Gesellschaft erledigen. 

Die Politik als Gesamtes ist 
hier gefordert. Beginnend ganz 
oben. Und am besten beginnt 
man so etwas, indem man nicht 
nur in Sonntagsreden „Lob 
und Anerkennung“ ausspricht, 
sondern dem auch Taten folgen 
lässt. Ideen gäbe es genug.   

̎̎ hans.braun @ kommunal.at  
MAG. HANS BRAUN IST  
CHEFREDAKTEUR VON KOMMUNAL

Bürgermeister sind kein Freiwild, 
sie verdienen Respekt

GLOSSE

HANS BRAUN ÜBER DAS FEHLENDE BEKENNTNIS 
ZUM LÄNDLICHEN RAUM
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HASS IM NETZ – KOMMUNAL HAT SICH UMGEHÖRT

FAST JEDE ZWEITE GEMEINDE 
HAT „ERFAHRUNG“

Je mehr Zeit die Bürger im Netz verbrin-
gen, umso mehr suchten auch Politiker 
den Dialog in den sozialen Medien. Doch 

dort begegnet ihnen teils heftiger Gegenwind. 
Studien zeigen, dass vor allem Politikerinnen im 
Netz immer mehr mit gehässigen und belei-
digenden Kommentaren konfrontiert werden. 
Aussehen, Kleidung, Geschlecht, Verhalten: All 
das ist Inhalt der Anfeindungen, die sich oft weit 
unterhalb der Gürtellinie abspielen. Auch hier 
wünscht sich Sonja Ottenbacher, Bürgermeiste-
rin und Gemeindebund-Vizepräsidentin, mehr 
Unterstützung für die Betroffenen: „Es braucht 
Schulungen und Informationen, wie man sich 
wehren und schützen kann“, so die Gemein-
debund-Vizepräsidentin. Das gelte für Frauen 
wie Männer. Nach einer KOMMUNAL-Umfrage 
kommt fast die Hälfte der Beschimpfungen, die 
Bürgermeisterinnen wie Bürgermeister erleben, 
aus dem Netz . 

Generell steigen Hass und Aggression in den 
sozialen Medien – und auch die Sensibilisierung 
dafür und damit die Anzeigen. Das belegen die 
Zahlen des Justizministeriums. Von 2015 auf 
2018 haben sich die Anzeigen wegen „Hass im 
Netz“ auf 1003 fast verdoppelt. Es gab im Vorjahr 
schließlich 154 tatsächliche Anklagen und 72 
Verurteilungen. Seit Jahren über die Problematik 
der Hetze in der digitalen Welt diskutiert und 
neue Gesetze gefordert. Die letzte Bundesregie-
rung hat als einen Schritt in diese Richtung ein 

Gesetz entworfen, das unter dem Schlagwort 
„Digitales Vermummungsverbot“ mit der Re-
gistrierungspflicht schrittweise die Anonymität 
im Netz abschaffen soll. Das Internet solle nicht 
länger ein rechtsfreier Raum sein, so die Argu-
mentation dafür. 

Anonymität des Internets ist eine Quelle des 
Hasses. Lediglich vier Prozent der Teilnehmer 
an der Umfrage gaben an, dass sie auf Veran-
staltungen oder Festen in irgendeiner Form 
bedroht wurden – fast 70 Prozent berichten von 
Hass-Mails. Und wenn es persönliche Übergriffe 
gab, reicht das Spektrum von Einschüchterungs-
versuchen, Drohungen oder falschen Berich-
ten auf Facebook bis hin zu Morddrohungen, 
Beschmierungen des privaten Zauns, persönli-
chen Beschimpfungen und tätlichen Angriffen 
bis hin zum Anspucken, denen Bürgermeister 
und Bürgermeisterinnen und Mitarbeiter, auf 
den Gemeindeämtern und Magistraten ausge-
setzt sind – die Umfrage spricht eine eindeutige 
Sprache. 

Chronologie der Angst. KOMMUNAL musste  
sich schon in früheren Jahren immer wieder mit 
der Thematik Drohungen gegen Bürgermeister 
und Mandatare befassen. Die „Chronologie der 
Angst“, die die Redaktion damals zusammen-
stellte, sprich leider immer noch Bände:
Im November 2003 wurde auf Johann Straner, 

Erschütterndes Ergebnis einer gemeinsamen KOMMUNAL- und Gemeindebund-Um-
frage Anfang Oktober: 42 Prozent aller Gemeinden in Österreich haben Erfahrungen 
mit Einschüchterungsversuchen, Übergriffen, Drohbriefen oder Hass-Mails. 

LINKS ZUM THEMA  
 

www.kommunal.at 

Hier finden Sie nicht 
nur die aktuellen Beiträ-
ge, auch Interviews und 
Erhebungs sowie Tipps 
und Ratschläge im Um-
gang mit Drohungen 
sind online verfügbar.
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KOMMUNAL-UMFRAGE 

„HASS IM NETZ“
Online-Umfrage bei allen 2096 Österreichischen 
Gemeinden,  Zeitraum Anfang/Mitte Oktober 2019,  
359 Personen haben an der Umfrage teilgenommen.

Bürgermeister von Fohnsdorf, geschossen. Im 
Februar 2008 erhielt Hannes Hirzberger, Bürger-
meister von Spitz an der Donau, eine vergiftet 
Packung „Mon Cheri“. Im März des selben Jahres 
wurden Säureattentate auf drei Gemeinde-
mandatare aus Weißkirchen in Oberösterreich 
verübt. Im Februar 2010 erhielt Walter Ernhard, 
Bürgermeister von Ansfelden, zwei tote Mäuse 
mit einem Beschimpfungsbrief per Post. Es ist 
immer noch ungeklärt, ob sich Ernhard deswe-
gen einen Monat später selbst das Leben nahm. 
Im August 2010 wurde der Fall eines nö. Vize-
bürgermeisters bekannt, der seit Jahren mit Be-
drohungen und Vandalismus zu kämpfen hat. In 
diesem Zeitraum werden die Reifen seines Autos 
insgesamt 25 Mal zerstochen. Im September 
2010 werden die Autoreifen der Ortschefs von 
Albrechtsberg und Gföhl gelockert. Im selben 
Monat erlebt Pauline Sterrer, Bürgermeisterin 
der Gemeinde Rüstorf im Bezirk Vöcklabruck, 
den Höhepunkt von Drohungen, mit denen sie 
sich schon seit zwei Jahren konfrontiert sieht. 
Sie erhält unter anderem auch eine „Mon Cheri“. 
Adolf Hinterhölzl, Bürgermeister von Eidenberg, 
findet im Jänner 2011 eine tote Maus in der Post, 
im selben Monat findet Werner Huf, Bürger-
meister von Müllendorf, in seiner Post eine 
(nicht vergiftetete) „Mon Cheri“. 
Diese Serie hat nicht gestoppt, sie geht leider 
weiter. Allein 2019 kam es zu einer Welle von 
Mord- und Bombendrohungen.    

357 Antworten

357 Antworten

?

150 Antworten
?

?
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Die Politik muss heute ehrlich und ernsthaft die Grundlagen für die Entwicklung des 
ländlichen Raumes sichern. Vor allem auch im Interesse des urbanen Raumes, denn nur 
mit einem gedeihlichen Miteinander und gleichwertigen Lebensverhältnissen können wir 
die Spaltung der Gesellschaft verhindern und den sozialen Frieden sichern.   

TEXT // GERALD MATHIS

D ie Revolte der Gelbwesten in Frank-
reich scheint auf den ersten Blick wie 
ein Phänomen, das aus dem Nichts 
aufgetaucht ist und alle überrascht 
hat. Allen voran den französischen 

Präsidenten. Dem ist jedoch nicht so. Die 
Überraschung liegt allein im Knall, wenn der 
schon lange überspannnte Bogen endgültig 
bricht. Frankreich hat diese Entwicklung einfach 
übersehen – oder aber einfach nicht sehen 
wollen. Seinen überbordenden Zentralstaat, 
das Ausdünnen des ländlichen Raumes und das 
dramatische Auseinanderdriften der Gesellschaft 
– und steht nun vor schwierigen Konsequen-
zen. Ähnliche Entwicklungen finden sich, in 
unterschiedlicher Ausprägung, in der gesamten 
westlichen Welt. Und meist werden sie vor allem 
von der politischen Elite nicht wirklich ernst 
genommen. Der britische Ökonom Paul Collier 
beschreibt in seinem neuen Buch „Sozialer Ka-

pitalismus“1 die Situation sehr klar, den Frust der 
Menschen auf dem Land und in den Provinz-
städten und den Hochmut der gebildeten Eliten 
und politischen Entscheider in den Metropolen. 
Für ihn ist nicht mehr der Unterschied zwischen 
Arm und Reich die zentrale gesellschaftspoliti-
sche Agenda, sondern eine unübersehbare Spal-
tung zwischen urbanen Metropolen und dem 
Rest des Landes, zwischen den meist städtischen 
Eliten und dem Rest der Bevölkerung. Er ortet 
eine Kluft zwischen dem ländlichen Raum und 
den urbanen Zentren und boomenden Städten. 

Einen zweiten Riss identifiziert Collier zwi-
schen den Hochgebildeten und den weniger 
Gebildeten. Zwei Entwicklungen, die sich über-
lagern. Denn in den Städten leben überproperti-
onal sehr gut Gebildete, weil ihnen hier auch alle 
Möglichkeiten, Infrastrukturen und vor allem 
adäquate Arbeitsplätze und Karrieremöglichkei-
ten geboten werden, mit denen sie erfolgreich 
sein können, während den Menschen auf dem 
Land und in den kleinen Provinzstädten diese 

Der Wohlstand 
und die Ressour-
cen der Metropo-
len wurden auch 
durch jahrzehnte-
lange nationale 
öffentliche An-
strengungen und 
Steuergelder ge-
neriert. Es gilt 
nun dringend 
Ausgleich zu 
schaffen.“

REGIONALE ENTWICKLUNG 

IGNORANZ DER POLITIK 
SPALTET DAS LAND

1  Collier Paul (2019): Sozialer Kapitalismus Mein Manifest gegen den Zerfall 
der Gesellschaft. Siedler-Verlag München. FO
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zu schaffen. Dabei geht es auch um gegenseitige 
Verpflichtungen und um die Verpflichtung des 
Staates gegenüber dem ländlichen Raum. Dazu 
bedarf es eines klaren politischen Bekenntnisses 
zur Entwicklung des ländlichen Raumes. 

Diese Analyse wird je nach Staat unterschied-
lich zu gewichten sein, der Lösungsansatz gilt 
jedoch gleichermasssen auch für Österreich. So 
mag Österreich weniger zentralistisch und elitär 
ausgelegt sein, aber es scheint fast so, als ob die 
Politik in Wien und auch in den Bundesländern, 
ungeachtet dessen, was da draußen in der Welt 
passiert, die Zeichen nicht erkennt oder nicht 
erkennen will und auch in Österreich diese Ent-
wicklung verschlafen wird. 

Auch unsere Gesellschaft ist schon lange 
gespalten. Auch in weiten Teilen Österreichs 
herrschen Abwanderung und Perspektivenlosig-
keit, während die urbanen Räume boomen und 
bis ins Jahr 2050 Einwohnerzuwächse bis zu 30 
Prozent und mehr zu erwarten sind. 

Vor diesem Hintergrund brauchen wir von 
der Politik in Wien und in den betroffenen 
Bundesländern ein klares Bekenntnis und den 
nachhaltigen politischen Willen, die ländlichen 
Regionen zu sichern und zu entwickeln. 

Tatsächlich scheint es jedoch so, dass vor 
allem in Wien, aber auch in den betroffenen 
Bundesländern das Problem und die Dringlich-
keit dieser Entwicklung und die daraus resul-
tierenden gesellschaftlichen Verwerfungen und 
Folgen nicht erkannt sind. Obwohl die Folgen 
dramatisch sind, steht dieses Thema nicht im 
Zentrum der österreichischen Politik – und das 
ist eigentlich fahrlässig und verantwortungslos.   

Es ist dies eine dramatische Entwicklung, 
die wir ernst nehmen müssen, wollen wir nicht 
dominante und unliebsame Verwerfungen, 
soziale Frustrationen und negative Veränderun-
gen in unserer Gesellschaft zulassen. Vor diesem 
Hintergrund müssen wir daher die Entwicklung 
im ländlichen Raum ganz anders initiieren und 
unterstützen. 

Schaffung von produktiven Beschäftigungs-
möglichkeiten. Zentrales Thema ist die Schaf-
fung von produktiven Beschäftigungsmöglich-
keiten, wie sie Paul Collier fordert. Es geht um 
die Schaffung von Arbeitsplätzen in den regio-
nalen Räumen und Provinzstädten. Vor allem 
im ländlichen Raum gibt es nur mit Arbeits-
plätzen in zumutbarer Entfernung auch Zukunft 
und Perspektiven. Sie sind die Grundlage der 

Ähnliche Entwicklungen wie die Gelbwesten 
in Frankreich finden sich, in unterschiedli-
cher Ausprägung, in der gesamten westlichen 
Welt. Und meist werden die Proteste der 
Menschen vor allem von der politischen Elite 
nicht wirklich ernst genommen. 

Möglichkeiten nicht zur Verfügung stehen. Sie 
fühlen sich abgehängt, nicht ernst genommen 
und ohne große Zukunftschancen.

So führt er auch den Brexit auf diese Ent-
wicklung zurück. In dem historisch elitären 
Königreich wurden die Lebensrealitäten der 
abgehängten ruralen Regionen und Menschen 
nicht beachtet und jahrzehntelang vernachläs-
sigt. Ihre Situation hat nicht wirklich mit der 
EU zu tun. Aber die EU wurde über Jahrzehnte 
als Sündenbock missbraucht und die tatsäch-
lichen Probleme wurden nicht angegangen. 
Der Brexit ist auch ein Aufschrei dieser wü-
tenden Gesellschaft, welche nun in der Gei-
selhaft einer populistischen Elite von nostal-
gisch Rückwärtsgewandten gehalten wird, die 
tatsächlich glauben, das britische Empire in 
einer neuen Form wieder erstehen zu lassen, 
während Probleme wie ein extrem ungleiches 
Bildungssystem, fehlende Infrastruktur auf dem 
Land, ein marodes Gesundheitssystem sowie 
ein besorgniserregendes Auseinanderdriften der 
Gesellschaft tatsächlich auf der Zunge brennen 
und das Land spalten. 

Als eine zentrale Lösung sieht Paul Collier 
die Schaffung von produktiven Beschäftigungs-
möglichkeiten in den Provinzstädten und im 
ländlichen Raum. Und er verweist darauf, dass 
der Wohlstand und die Ressourcen der Metro-
polen ja auch durch jahrzehntelange nationale 
öffentliche Anstrengungen und Steuergelder 
generiert wurden. Es gilt nun dringend Ausgleich 
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Daseinsvorsorge überhaupt. Zur nachhalti-
gen Entwicklung des regionalen Raumes sind 
Arbeitsplätze in einer auspendelqualitativen, 
zumutbaren Entfernung der zentrale Faktor. Im 
Sinne gleichwertiger Lebensverhältnisse dürfen 
wir die Bemühungen um Arbeitsplätze nicht wie 
bisher primär auf den urbanen Raum fokussie-
ren, sondern wir müssen auch den ländlichen 
Raum mit aller Dringlichkeit miteinbeziehen. 
Und wenn von einem Masterplan ländlicher 
Raum geprochen wird, dann müssen wir für 
diesen ländlichen Raum auch über die bishe-
rigen Maßnahmenpakete hinaus gehen und 
dürfen nicht immer weiter dieselbe Medizin ver-
abreichen, sondern wir müssen vor allem auch 
die Wirtschaftsentwicklung und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen integrieren. Reine Gim-
mick- und Placebopolitik ist hier zu wenig. Nur 
mit Arbeitsplätzen ist die Daseinsvorsorge der 
Menschen im ländlichen Raum gesichert und 
nur mit Arbeitsplätzen können die Menschen im 
ländlichen Raum auch wohnen bleiben.

Die Menschen wollen auf dem Land leben. 
Der Run auf die Städte und die Ausdünnung des 
ländlichen Raumes vermittelt auf den ersten 
Blick den Eindruck, als ob das Land für die 
Menschen einfach nicht mehr attraktiv genug 
ist, als hätte der ländliche Raum schlichtweg an 
Attraktivität verloren und dass die Menschen 
früher oder später zwangsläufig in die Städte 
ziehen wollten. So ist es aber nicht. In Wahrheit 
ist das Land ein hoch attraktiver Wohnort und 
verfügt über zahlreiche inhärente Stärken und 
Potenziale, vor allem auch sozialer und intel-
lektueller Qualität, und bietet Entwicklungs-
möglichkeiten, wie sie insbesondere im Zeitalter 
der Digitalisierung und veränderter Mobilität 
im urbanen Raum oftmals nicht mehr zu finden 
sind. Tatsächlich hat mehr als die Hälfte der ös-
terreichischen Bevölkerung ihren Lebensmittel-
punkt in einer Gemeinde im ländlichen Raum. 
Für diese Menschen ist das Leben auf dem Land 
keinesfalls die zweite Wahl, sondern sie ziehen 
es entschieden dem urbanen Raum vor.2 

Neue Studien aus Deutschland zeigen darü-
berhinaus, dass Menschen, wenn sie frei wählen 
könnten, inzwischen zu 45 Prozent am liebsten 
in einer Landgemeinde, zu 33 Prozent in einer 
Mittel- oder Kleinstadt und nur noch zu 21 Pro-
zent - und das sind dann vor allem die Jungen - 
in einer Großstadt leben würden.3   

Es ist also keineswegs so, dass die Menschen 
den ländlichen Raum verlassen wollen, sondern 
vielmehr, dass sie dazu gezwungen werden. 
„Die Menschen wollen […] dort Arbeit finden, 
wo sie auch ihren Lebensmittelpunkt haben, wo 
sie wohnen. Und dennoch müssen derzeit knapp 
zwei Millionen Menschen in Österreich täglich in 
die Ballungsräume einpendeln.“4  

Diesem zentralen Problem wird im Rahmen 
der klassischen Regionalentwicklung kaum oder 
überhaupt nicht Rechnung getragen. Und so sind 
auch in weiten Teilen des ländlichen Raumes die 
Zukunftsbilder verloren gegangen. Es werden 
tatsächlich primär flache pragmatische Lösungs-
versuche initiiert, welche jedoch nicht den Kern 
des Problems treffen. 

Warum ist das so? Der ländliche Raum wird 
in der Tat intensiv gefördert. Die Verwendung 
der Gelder und der daraus resultierende Nutzen 
muss allerdings kritisch hinterfragt werden, 
ebenso die Struktur der Regionalentwicklung. 
Die diesbezüglichen Förderstellen sind in der 
Regel in ganz Europa bei den Agrar- und nicht 
etwa bei den Wirtschaftsministerien angesie-
delt. Und die Akteure der Regionalentwicklung 
sind Raumplaner, Geographen, Architekten, 
Ökologen und Soziologen – jedenfalls keine 

2 Vgl. Mugler, Josef/Fink, Matthias/Loidl, Stephan (2006): Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum. Gestaltung günstiger Rah-
menbedingungen für Klein- und Mittelbetriebe. Wien: Manz‘sche Ver-lags- und 
Universitätsbuchhandlung.

3 Vgl. Dettling Daniel (2019). Graz und Umlandgemeinden. Kooperation und 
Arbeitsmarkt. Vortrag Pöllauberg am 22. März 2019. Zukunftsinstitut Berlin.

4 Vgl. a.a.O.

PROF. DI DR. GERALD MATHIS IST VORSTAND DES ISK, INSTITUT FÜR STANDORT-,  
REGIONAL- UND KOMMUALENTWICKLUNG

Es muss auch im ländli-
chen Raum ein anderes, 
eine neue Art von Be-
wusstsein Platz greifen. 
Es ist dringend not-
wendig, den ländlichen 
Raum in diese Richtung 
effizienter zu managen 
und zu entwickeln. Wir 
müssen den Menschen 
im ländlichen Raum ihre 
Zukunfts- und Abstiegs-
ängste nehmen und 
positive Alternativen 
anbieten.
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Ökonomen. So liegen denn auch die klassi-
schen Schwerpunkte der Regionalentwicklung 
im raumplanerischen, ökologischen, agrokul-
turellen, architektonischen, touristischen und 
soziologischen Bereich. Es werden Fuß- und 
Wasserwanderwege konzipiert, Leitsysteme 
prämiert, Alp- und Vorsäßregionen gerettet, 
Alpinforschung betrieben, Kulinarikangebote, 
Naturparks und Dorfkerne entwickelt, für die 
es dann keine Einwohner mehr gibt, weil es am 
Notwendigsten fehlt, nämlich qualifizierten Ar-
beitsplätzen. Wir laufen so Gefahr, am Ende nur 
noch riesige regionale Museumslandschaften zu 
fördern, die wir dann chinesischen Touristen als 
alpine Attraktionen vorzeigen können. Vielfach 
wird auch einfach das gemacht, was von Brüssel 
gefördert wird. Man orientiert sich an den ange-
botenen Finanzierungen und konzipiert entspre-
chende Projekte. Es müsste jedoch umgekehrt 
sein – Projekte müssen sich an den tatsächlichen 
Notwendigkeiten und Bedürfnissen orientieren 
und dann muss die Finanzierung sichergestellt 
werden. 

Erst in den letzten paar Jahren hat sich Wirt-
schaftsentwicklung vorsichtig in die Programme 
der Regionalentwicklung eingeschlichen, ist 
aber nach wie vor ein Stiefkind der Entwicklung 
des ländlichen Raumes. Letztlich fehlt es vor 
allem auch an Entwicklungs- und Umsetzungs-
kompetenz, denn Regionalentwicklung ist eine 
Domäne der genannten Akteure und Förderstel-
len, und diese fokussieren ihre Arbeit natürlich 
auf die Umsetzung ihrer alten und bisherigen 
Ziele. Und so wird immer wieder und mehr von 
derselben Medizin verabreicht, die aber schon 
in der Vergangenheit die wirklichen Probleme 
nicht gelöst hat. Solche Strukturen führen dann 
zu Stillstand, Mut- und Perspektivenlosigkeit 
und zu einer Spaltung unserer Gesellschaft mit 
den dargestellen Entwicklungen und Folgen.

Wir müssen stattdessen auch gegenüber 
den Menschen in den ländlichen Regionen 
ein Zeichen setzen und Zukunftsglauben statt 
Hoffnungslosigkeit anbieten. Deshalb brauchen 
wir neue Ansätze und ein klares politisches Be-
kenntnis und vor allem auch die dazu notwen-
digen finanziellen Mittel zur Entwicklung des 
ländlichen Raumes. 			 
	
Regionalentwicklung und Entwicklung des 
ländlichen Raumes neu denken. Es gilt, auch 
im ländlichen Raum den richtigen Nährboden 
und die Rahmenbedingungen für wirtschaft-

liche Entwicklung und die Schaffung von Jobs 
zu planen und sicherzustellen. Und es genügt 
nicht, wenn wir wieder einmal mehr, auch noch 
so professionelle Start-up-Programme initiie-
ren, die dann wiederum nur den urbanen Raum 
präferieren. Vielmehr geht es um die Erhöhung 
der Gründungsintensität, die Schaffung von 
kreativen, unternehmerischen Milieus, die An-
siedelung von (peripheren) Betrieben sowie die 
Bestandspflege und Entwicklung bestehender 
Betriebe, verbunden mit einer professionellen 
Servicierung der Wirtschaft und einem nach-
haltigen Flächenmanagement, um nur ein paar 
Eckpunkte zu nennen.

Das Bekenntnis zur Wirtschaft sowie aktive 
Maßnahmen zur Wirtschaftsentwicklung und 
Wirtschaftsförderung, zur Ansiedlung und zur 
Gründung von Unternehmen sind jedoch tradi-
tionsgemäß und tendenziell eher in den urbanen 
Räumen zu finden. Dort funktioniert Wirtschaft 
aber ohnehin. Genau hier gilt es umzudenken. 
Es muss auch im ländlichen Raum ein anderes, 
eine neue Art von Bewusstsein Platz greifen. Es 
ist dringend notwendig, den ländlichen Raum 
in diese Richtung effizienter zu managen und zu 
entwickeln. Wir müssen den Menschen im länd-
lichen Raum ihre Zukunfts- und Abstiegsängste 
nehmen und positive Alternativen anbieten.

Die Lösung der Probleme der Städte liegt in 
den regionalen Räumen. Die demographische 
Entwicklung mit der Flucht von jungen Men-
schen in die Städte ist darüber hinaus ein zwei-
schneidiges Schwert. Es birgt nicht nur für die 
ländlichen Regionen Probleme und ganz neue 
Herausforderungen, sondern auch die städti-
schen Agglomerationen müssen mit dem Dich-
testress, mit überhitzten und zu engen Flächen 
und Räumen und damit verbundenen Verkehrs- 
und Infrastrukturproblemen zurechtkommen. 
Damit einher gehen vielfach eine dramatisch 
zunehmende Überteuerung von Wohnraum 
und Infrastruktur sowie soziale Probleme und 
Verwerfungen.  

Mit anderen Worten, sowohl die urbanen als 
auch die ländlichen Räume stehen vor Heraus-
forderungen und Problemen, welche nur durch 
eine vorausschauende und zwischen Stadt und 
Land abgestimmte gemeinsame Planung gelöst 
werden können. Die Lösung der Probleme der 
Städte liegt in den regionalen Räumen. Ein 
Grund mehr, die Sicherung und Entwicklung der 
ländlichen Räume gezielt zu initiieren.     

Wir laufen 
Gefahr, am 
Ende nur noch 
riesige regio-
nale Museums-
landschaften 
zu fördern, die 
wir dann chinesi-
schen Touristen 
als alpine Attrak-
tionen vorzeigen 
können.“
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Seit vielen Jahren beherrscht das Thema 
„Wahlrechtsreform“ die Debatten rund 
um jeder Wahltermin. Der Gemeinde-
bund hat schon länger praktikable Re-
formvorschläge vorgelegt. Jetzt wäre  
der richtige Moment, diese auch  
umzusetzen.

Ohne sie würde keine Wahl funkti-
onieren. Sie rücken immer dann in 
das Scheinwerferlicht, wenn die Ös-
terreicherinnen und Österreicher zu 
den Wahlurnen gerufen werden: die 

rund 80.000 Wahlbeisitzerinnen und Wahlbei-
sitzer, Gemeindebedienstete und Wahlzeugen. 
Sie alle opfern einen Sonntag, weil ihnen auch 
die Demokratie am Herzen liegt. In der Praxis 
zeigt sich aber, dass die komplexen Regeln für 
die unterschiedlichen Wahlgänge für Verwir-
rung sorgen. Der Gemeindebund hat schon vor 
geraumer Zeit einige praxistaugliche Vorschläge 
zur Reform des Wahlrechts erarbeitet und den 
Parteien vorgelegt.

Schon nach der letzten Nationalratswahl 2017 
hat Gemeindebund-Präsident Alfred Riedl bei 
zahleichen Terminen mit den Klubobleuten der 
Parlamentsparteien und zuständigen Ministern 
die Vorschläge des Gemeindebundes deponiert. 
Es gab auch die Bereitschaft, offen über die 
Vorschläge zu diskutieren. Leider wurde das 
Reformvorhaben durch die EU-Wahl im heuri-
gen Mai und die vorgezogene Nationalratswahl 
im September auf Eis gelegt. Nun wird der Ge-
meindebund wieder die Chance nutzen und für 
eine Reform im Sinne der Gemeinden werben. 
Konkret will der Gemeindebund Verbesserun-
gen bei der Briefwahl, zahlreiche Entbürokra-
tisierungsvorschläge, den vollen Kostenersatz 
für alle Ausgaben, die Gemeinden im Auftrag 
anderer Gebietskörperschaften tätigen müssen, 
und eine einheitliche Entschädigung für alle 
Wahlbeisitzer. 

Die Briefwahl erfreut sich immer größerer 
Beliebtheit. Bei der letzten Nationalratswahl gab 
es einen neuen Rekord: Genau 1.070.933 Wäh-
lerinnen und Wähler haben eine Briefwahlkarte 
beantragt, was einem Anteil von 16,7 Prozent der 
Wahlberechtigten entspricht. Nur zum Vergleich: 
Im Jahr 2006 gab es einen Briefwähleranteil von 
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der immer wieder in den Raum gestellt wird. 
Neben den personellen Herausforderungen, die 
ein zweiter Wahltag mit sich bringen würde, 
zeigen auch Erfahrungen, dass dadurch die 
Wahlbeteiligung nicht steigt. 

Der Gemeindebund will auch einige Regelun-
gen entbürokratisieren. So etwa die Auflage 
des Wählerverzeichnisses, das in den meisten 
Gemeinden für viel Aufwand sorgt, aber kaum 
einen Bürger wirklich interessiert. Dazu könn-
te man sich überlegen, die Einsicht mittels 
Handysignatur (Bürgerkarte) zu ermöglichen. 
Außerdem sollten auch die Kundmachungen 
in Wohnhäusern in Gemeinden mit mehr als 
10.000 Einwohnern abgeschafft werden. Auch 
hier haben die Gemeinden einen hohen Auf-
wand mit wenig erkennbarem Nutzen. 

Schon bei der EU-Wahl hat eine bis dato 
geübte Praxis in einigen Gemeinden für Aufre-
gung gesorgt: Das Innenministerium hat einige 
Wahllokale beanstandet, weil sie außerhalb 
des Gemeindegebietes lagen. Hier bräuchte es 
flexiblere Regelungen, um Gemeinden, die etwa 
Verwaltungsgemeinschaften gebildet haben, 
auch gemeindeübergreifende Wahllokale zu 
ermöglichen. Der Gemeindebund ist in diesem 
Zusammenhang auch gegen einen einheitli-
chen Wahlschluss. Aus gutem Grund schließen 
manche Wahllokale früher. Die Wahlbehörden 
vor Ort sollen weiterhin selbst entscheiden, wie 
lange sie für ihre Bürgerinnen und Bürger offen 
halten wollen. 

6,8 Prozent oder 417.486 Wahlkarten. Da aber 
bei den bundesweiten Wahlen die Briefwahl-
karten nicht in den Sprengeln mit ausgezählt 
werden, gibt es am Wahlsonntag kein vorläufiges 
Endergebnis, sondern lediglich Hochrechnun-
gen, die die Wahlkarten mitberücksichtigen. Aus 
Sicht des Gemeindebundes gehört diese Praxis 
eingestellt. Bei Gemeinderatswahlen werden 
auch die Briefwahlkarten auf Gemeinde- und 
Sprengelebene am Wahltag mit ausgezählt. 
Selbiges sollte auch bei bundesweiten Wahlen 
möglich sein. 

Die Gemeindewahlbehörde sollte die Wahl-
karten schon am Wahlsonntag in der Früh auf 
Gültigkeit prüfen und auf die Sprengel auf-
teilen. Diese sollten dann gemeinsam mit den 
„normalen“ Stimmen ausgezählt werden. Ein 
weiterer Vorschlag des Gemeindebundes ist 
die Möglichkeit der Abgabe seiner Wahlkarte 
bei persönlicher Abholung am Gemeindeamt, 
was heute bereits bei den Magistraten möglich 
ist. Die Frist für das Einlangen der Wahlkarten 
solle auch auf Freitag 18 Uhr vorverlegt wer-
den, wodurch teure Entleerungen am Samstag 
entfallen. Der Wähler hat ja auch drei bis vier 
Wochen Zeit, seine Stimme abzugeben. Beim 
Versand der Wahlkarten sollte auch – wie bei 
den Paketsendungen – der Weg der Wahlkarte 
nachverfolgbar sein, damit die rechtzeitige Zu-
stellung überprüfbar ist. Wenn man die recht-
lichen Rahmenbedingungen für die Briefwahl 
verbessert, würde man sich auch die Debatte 
um einen zweiten Wahltag ersparen können, 

Die rund 80.000 Wahlbei-
sitzerinnen und Wahlbei-
sitzer, Gemeindebediens-

tete und Wahlzeugen 
opfern alle einen Sonn-

tag, weil ihnen die Demo-
kratie am Herzen liegt. 
In der Praxis zeigt sich 

aber, dass die komplexen 
Regeln für die unter-

schiedlichen Wahlgänge 
für Verwirrung sorgen.
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Schon im August hat der Gemeindebund klar-
gestellt, dass es für alle Wahlbeisitzer, die den 
Sonntag für den Dienst an der Allgemeinheit zur 
Verfügung stellen, eine einheitliche Entschädi-
gung zwischen 50 und 80 Euro geben sollte. Weil 
nicht alle Parteien Beisitzer entsenden wollen 
oder können, sollte es einen Pool an freiwilligen 
interessierten Wahlberechtigten aus den Reihen 
der Gemeindebürger geben und auch Ersatz-
zahlungen von den säumigen Parteien. Ganz 
wichtig ist für den Gemeindebund auch der 
volle Kostenersatz für alle Ausgaben, die für die 
Abwicklung der Wahl getätigt werden müssen. 
Die Nationalratswahl hat insgesamt rund 20 
Millionen Euro gekostet. Alleine die Gemeinden 
zahlen 15 bis 16 Millionen Euro für die Wahl. 
Pro Wahlberechtigtem gibt es 0,84 Euro vom 
Bund, was etwa 5,4 Millionen Euro Kostener-
satz bedeutet. Gemeindebund-Präsident Alfred 
Riedl und Vizepräsident Rupert Dworak haben 
deswegen auch zurecht klargestellt: Es kann 
nicht sein, dass die Kommunen dem Bund oder 
auch den Ländern die Arbeit abnehmen, aber 
die Ausgaben nicht zu hundert Prozent gedeckt 
werden. Bei Bundeswahlen muss der Bund, 
bei Landeswahlen müssendie Länder und bei 
Gemeindewahlen müssen selbstverständlich die 
Gemeinden für die Kosten aufkommen. 

Diese Palette an Vorschlägen wird mit den 
Parlamentsparteien und der zukünftigen Bundes-
regierung ausführlich diskutiert. Die Gemeinden, 
die 80.000 Beisitzerinnen und Beisitzer wissen, 
wo es hapert und was geändert werden muss.      

Das Urteil gegen Heinz 
Schaden, den ehemaligen 
Bürgermeister der Stadt 

Salzburg, hat eindeutig eine 
abschreckende Wirkung auf alle 
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister. Gerade wir Bürgermeis-
ter müssen für Vieles Haftung 
übernehmen und sind dabei mit 
einem hohen Klags-Risiko kon-
frontiert. Die Haftungen gehen 
dabei bis in den persönlichen 
Bereich. Im Falle einer persön-
lichen Bereicherung - was bei 
Heinz Schaden nicht vorliegt - ist 
eine strafrechtliche Verfolgung 
selbstverständlich. Aber wenn es 
um politische Entscheidungen 
geht, die sich im Nachhinein als 
falsch herausstellen, braucht es 
einen rechtlichen Rahmen, da-
mit man als Bürgermeister nicht 
in den privaten Ruin getrieben 
wird.

Denken wir nur zurück an 
die 2000er-Jahre. Finanzgurus 
haben landauf, landabFinanzge-
schäfte für Gemeinden geprie-
sen. Schweizer-Franken-Kre-
dite waren modern. Doch nach 
dem Finanzcrash 2007/2008 
sind die Gurus verschwunden 
und plötzlich standen viele 
Gemeinden vor finanziellen 
Herausforderungen. Auch von 
Aufsichtsorganen wie dem 
Rechnungshof, gab es in den 
2000er-Jahren widersprüch-
liche Empfehlungen. Im Jahr 
2009 hat der Gemeindebund 
„Richtlinien für Finanzgeschäfte 
für Gemeinden“ herausgege-
ben, die dann auch Vorbild für 
den Bund wurden. Solange die 
Geschäfte gute Gewinne abge-
worfen haben, waren alle damit 

zufrieden. Aber wehe, aus dem 
Spekulationsgeschäft wurde ein 
Minusgeschäft.

Dann kamen viele Bürger-
meister in Zugzwang. So offenbar 
auch Heinz Schaden. Wer kann 
es ihm übel nehmen, dass er 
versuchte, Übel von seiner Stadt 
abzuwenden? Wenn das Land 
Swaps übernimmt, müsste man 
doch eigentlich davon ausgehen, 
dass die das auch ordentlich 
prüfen. Dass das in Salzburg 
anscheindend nicht der Fall war, 
zeigen auch vergangene Verur-
teilungen. Aber deswegen auch 
den Bürgermeister der Stadt 
Salzburg in den Ruin zu treiben, 
weil er im öffentlichen Interesse 
seiner Bürgerinnen und Bürger 
gehandelt hat, grenzt an einen 
Schildbürgerstreich. 

Klar ist: Politiker sollen mit 
dem Geld der Bürger nicht 
leichtfertig spekulieren. Fi-
nanzderivate wie ein Swap 
sind kein geeignetes Mittel 
zur Veranlagung öffentlicher 
Gelder. Heinz Schaden aber zu 
einer unbedingten Haftstrafe zu 
verurteilen, schießt eindeutig 
über das Ziel hinaus. Mein Tipp 
für alle Bürgermeister: Trefft nur 
Entscheidungen in finanziellen 
Angelegenheiten, deren Folgen 
ihr auch längerfristig abschätzen 
könnt. Wichtig ist aber vor al-
lem: Bindet immer alle Gremien 
(Gemeindevorstand, Gemein-
derat) mit ein und trefft eure 
Entscheidungen so transparent 
und öffentlich wie möglich.    

BGM. MAG. ALFRED RIEDL  
IST PRÄSIDENT DES ÖSTERREICHI-
SCHEN GEMEINDEBUNDES.

Es gibt nichts schönzureden

GLOSSE

GEMEINDEBUND-PRÄSIDENT  
ALFRED RIEDL ZUM SCHADEN-URTEIL 

ES KANN NICHT SEIN, DASS 
DIE KOMMUNEN DEM BUND 
ODER AUCH DEN LÄNDERN 
DIE ARBEIT ABNEHMEN, 
ABER DIE AUSGABEN 
NICHT ZU HUNDERT  
PROZENT GEDECKT  
WERDEN.“
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Es gibt ambitionierte Fälschungen. Es gibt kreative Fälschungen. 
Und es gibt tödliche Fälschungen. Seien Sie bei Medikamenten 
besonders vorsichtig.

Während früher vorwiegend Luxusar-

tikel gefälscht wurden, werden immer 

mehr nachgemachte Massenkonsum-

güter verkauft. Illegal hergestellte 

Medikamente, wirkungslose Pillen oder 

verunreinigte Arzneimittel stellen seit 

Jahren die größte Gruppe der vom Zoll 

aufgegriff enen Produktfälschungen in 

Österreich dar. 

Gefälschte Medikamente in Umlauf 

zu bringen ist aber nicht nur kriminell, 

sondern gefährdet Menschenleben - vor 

allem, wenn die Wirkung der vermeint-

lichen Arzneimittel ausbleibt oder gar 

schädliche Inhaltsstoff e wirken. 

Die Zöllnerinnen und Zöllner setzen 

sich für Ihren Schutz, Ihre Gesundheit 

und Ihre Sicherheit ein, indem sie ge-

fälschte Medikamente aus dem Verkehr 

ziehen und dieses kriminelle Handeln 

bekämpfen. 

Problematisch ist, dass potenziell gefähr-

liche Arzneimittelfälschungen für Laien 

oft kaum von den Originalprodukten 

zu unterscheiden sind. Aussehen und 

Tipp: 
Beziehen Sie Ihre Medikamente ausschließlich über legale Vertriebswege. Öster-

reichs Apotheken bieten fachkundige Beratung und 

können damit zum sicheren Umgang mit Medikamen-

ten beitragen. 

Sie möchten Ihre Medikamente lieber online bestel-

len? Vertrauen Sie nur glaubwürdigen, zertifi zierten 

Fernabsatzapotheken. Diese weisen EU-weit ein ge-

meinsames Logo für legale Internet-Apotheken auf.

Verpackung werden oft täuschend echt 

nachgemacht. Insbesondere im Internet 

ist Vorsicht geboten, denn nicht alle 

Online-Anbieter sind seriös. 

Alle Informationen zu gefälschten 

Medikamenten fi nden sie unter 

bmf.gv.at/medikamente

bmf.gv.at

Mit Sicherheit gesund
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Zwei Jahren machte der Swap-Prozess um den ehemaligen Bürger-
meister der Stadt Salzburg, Heinz Schaden, Schlagzeilen.

Am zweiten Oktober 2019, bestätigte der 
Oberste Gerichtshof nun den Schuld-
spruch gegen Heinz Schaden und weitere 

Angeklagte. Damit wurde Schaden rechtskräftig 
zu drei Jahren Haft verurteilt.

Schaden und sechs weiteren Angeklagten 
wurde 2017 von der Staatsanwaltschaft Untreue 
vorgeworfen. Sie hätten das Land Salzburg 
2007 sechs negativ bewertete Swap-Geschäfte 
ohne Gegenleistung von der Stadt Salzburg 
übernehmen lassen. Dabei sei dem Land ein 
Schaden von drei Millionen Euro entstanden. 
Im Juli 2017 wurde Schaden zu drei Jahren Haft 
verurteilt, eines davon unbedingt. Schaden und 
fünf weitere Angeklagte brachten Nichtigkeits-
beschwerde und Berufung ein und erklärten 
sich unschuldig.

Urteil nun rechtskräftig. Mit zweiten Oktober 
2019 verwarf der Oberste Gerichtshof sämtli-
che Nichtigkeitsbeschwerden. Er bestätigte im 
Salzburger Swap-Prozess die erstinstanzlichen 
Schuldsprüche des Landesgerichts Salzburg.

Es bleibt daher bei drei Jahren Haft für Heinz 
Schaden, davon ein Jahr unbedingt. Da eine 
Verurteilung mit mehr als einem Jahr Haftstrafe 
bei Beamten zum Amtsverlust führt, daher droht 
Schaden nun des weiteren die Kürzung seiner 
Pension auf das Existenzminimum. Bestätigt 
wurde auch die zweijährige Freiheitsstrafe für 
den ehemaligen Finanzabteilungsleiter Eduard 
Paulus, davon sechs Monate unbedingt. In Statt-
gebung einer Strafberufung der Staatsanwalt-
schaft erhöhte der Fünf-Richter-Senat jedoch 
die über Othmar Raus verhängte Strafe. Statt 
zwei Jahre teilbedingt setzte es für den langjäh-
rigen Landesrat zweieinhalb Jahre, wovon zehn 
Monate unbedingt ausgesprochen wurden.

DER SALZBURGER SWAP-PROZESS

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 
KRITISIEREN URTEIL

Der Gemeindebund und der Städtebund sehen 
das Urteil jedoch äußerst kritisch. Der Städte-
bund fordert nun eine Gesetzesänderung. Der 
Untreue-Paragraf müsste geändert werden, 
wenn politische Entscheidungen zum Wohl der 
Allgemeinheit zum Ruin der persönlichen Exis-
tenz führen können. „Wenn Bürgermeister stän-
dig mit einem Fuß im Kriminal stehen, wird es 
schwierig, gute Kräfte für die Kommunalpolitik 

zu gewinnen“, warnte Thomas Weninger, Gene-
ralsekretär des Städtebundes.

„Die Befürchtung, dass sich weniger gut 
ausgebildete, qualifizierte Persönlichkeiten für 
dieses Amt zur Verfügung stellen, die ist sicher-
lich durch dieses Urteil entsprechend bestärkt”, 
stimmt Dr. Walter Leiss, Generalsekretär des Ge-
meindebundes, zu. Günther Mitterer, Präsident 
des Salzburger Gemeindeverbandes, spricht von 
einer menschlichen Tragödie für die Betroffenen.

̎̎ Siehe auch Kommentar von Gemeindebund-Prä-
sident Alfred Riedl auf Seite 31 dieser Ausgabe.

DIE BEFÜRCHTUNG, DASS SICH WENIGER 
GUT AUSGEBILDETE, QUALIFIZIERTE PER-
SÖNLICHKEITEN FÜR DIESES AMT ZUR 
VERFÜGUNG STELLEN, IST SICHERLICH 
DURCH DIESES URTEIL ENTSPRE-
CHEND BESTÄRKT.”
Dr. Walter Leiss, Generalsekretär des Gemeindebundes,
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Die neue Volkspartei unter Sebastian Kurz ist eindeutig der Gewinner der 
Nationalratswahlen am 31. September. Viele kleine Gemeinden und der 
ländliche Raum generell setzen hohe Erwartungen in ihn. KOMMUNAL hat 
mit ihm gesprochen.

Herr Kurz, Ihr Wahlsieg ist zu einem guten 
Teil den Menschen in den Dörfern und kleine-
ren Gemeinden auf dem Land zu danken. Ihr 
11-Punkte-Plan für den ländlichen Raum ist 
auch besonders auf die Menschen auf dem Land 
zugeschnitten. Welche dieser Punkte haben für 
Sie oberste Priorität? Was wird denn der erste 
Schritt sein, wenn die Regierung steht?
SEBASTIAN KURZ: Wer im ländlichen Raum lebt, 
muss die gleichen Chancen haben wie in den 
Städten. Das betrifft die Gesundheitsversorgung 
genauso wie die Infrastruktur und Arbeitsplätze. 
Das große Ziel ist daher eine Attraktivierung des 
ländlichen Raums durch gezielte Infrastruktur-
maßnahmen. Zudem braucht es einen Ausbau 
schnellen Breitband-Internets und von 5G-Net-
zen. Für unsere ländlichen Regionen birgt dieser 
Ausbau ein enormes Potenzial für mehr Chan-
cengleichheit und Wettbewerbsfähigkeit. 
Außerdem können wir so auch der Landflucht 
entgegensteuern. In meinen Gesprächen vor 
der Wahl habe ich mit den Menschen über die 
unterschiedlichsten Themen gesprochen und mir 
ihre Sorgen und Anliegen angehört. Die Haupt-
botschaft, die ich dabei mitgenommen habe, ist, 
dass die Menschen mit unserer Politik zufrie-
den sind und den Weg der Veränderung mit 
uns tragen. Die Menschen haben das politische 
Hickhack satt und wünschen sich eine Politik, 
die mit Hausverstand arbeitet und notwendige 
Reformen auf den Boden bringt. Diesen Weg 
wollen wir auch in der nächsten Regierung wei-
ter verfolgen.

Thema Gesundheitsversorgung und Pflege 
– hier ergeben sich riesige Handlungsfelder, 

bei denen mittlerweile auch schon ein Zeit-
problem auf uns und auch auf die Gemeinden 
zukommt. Der Masterplan Pflege beispielswei-
se sollte ja eigentlich mit Ende 2019 stehen. 
Daraus wurde bekannterweise ja nichts. Wie 
geht es da nun weiter?
Pflege ist ein Thema, das uns in Zukunft noch 
stärker beschäftigen wird. Derzeit beziehen etwa 
460.000 Menschen in Österreich Pflegegeld und 
etwa 950.000 sind an der Pflege im Familien-
kreis beteiligt.  
Diese Menschen verdienen nicht nur Wertschät-
zung, sondern auch unsere volle Unterstützung. 
Daher werden wir einen Pflege-daheim-Bonus 
von bis zu 1500 Euro für alle pflegenden Ange-
hörigen einführen. Das wird auch dabei helfen, 
die Pflege daheim attraktiver zu gestalten. Zu-
sätzlich wollen wir die Finanzierung der Pflege 
mit einer Pflegeversicherung auf stabile Beine 
stellen.

In der Pflege finanzieren ja die Gemeinden 
einen großen Anteil mit und die Bürgermeister 
sind auch oftmals die ersten Ansprechpartner 
bei Fragen der Bürger zu Pflege und Betreu-
ung. Werden die Gemeinden auch in die weite-
ren Planungen eingebunden? 
Unser Ziel ist es, alle betroffenen Akteure mit-
zunehmen und gleichzeitig den bürokratischen 
Aufwand möglichst gering zu halten. Derzeit 
gibt es für die unterschiedlichen Bereiche der 
Pflege verschiedene Ansprechpartner. In Zu-
kunft sollen alle Informationen, Angebote und 
Behördenwege an einer Stelle, möglichst nahe 
bei den Menschen, auf Gemeinde- oder  
Bezirksebene gebündelt werden.

SEBASTIAN KURZ IM KOMMUNAL-GESPRÄCH

„BRAUCHEN BESSERE  
RAHMENBEDINGUNGEN“
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Wir müssen 
die Rahmenbe-
dingungen dafür, 
dass sich  
Menschen in 
der Gemeinde-
politik  
engagieren, 
verbessern.“
Sebastian Kurz 
in einer Reaktion zum  
Urteil gegen den ehemali-
gen Salzburger Bürgermeis-
ter Heinz Schaden
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Im Oktober gab es eine Enquete des Bundesrats 
zum Thema Dezentralisierung. Diese wird auch 
in Ihrem 11-Punkte-Plan gefordert. Derzeit sind 
95 Prozent aller Bundesdienststellen in Wien, 
sogar das AMS NÖ ist in Wien und nicht in St. 
Pölten. In welchen Bereichen halten Sie eine 
Dezentralisierung für sinnvoll und wo nicht?
Wir bekennen uns zur Umsetzung des Strategie-
plans für den ländlichen Raum, der sich unter 
anderem die Verlagerung einzelner nachgelagerter 
Bundesbehörden in – insbesondere struktur-
schwache – Regionen zum Ziel gesetzt hat. Dies 
soll in enger Absprache mit Ländern und Gemein-
den erfolgen. Zudem schafft die Digitalisierung die 
Möglichkeit, immer mehr Prozesse der öffent-
lichen Verwaltung ortsunabhängig zu erbringen 
und so Mitarbeiter in den Regionen heranzuzie-
hen. So können wir einen direkten Beitrag zur 
Stärkung unseres ländlichen Raums leisten. 

Die Verurteilung des Salzburger Bürgermeis-
ters Heinz Schaden hat unter den Bürgermeis-
tern großes Entsetzen ausgelöst. Was sagen Sie 
zu dem Urteil und wie wirkt sich das Ihrer Mei-
nung nach auf die Bereitschaft der Menschen 
aus, sich als Bürgermeister zu engagieren?
Das Urteil eines unabhängigen Gerichts ist natür-
lich zur Kenntnis zu nehmen. Gleichzeitig ist aber 
klar, dass wir die Rahmenbedingungen dafür, 
dass sich Menschen in der Gemeindepolitik 
engagieren, verbessern müssen. Alle, die sich für 
die Gemeinschaft vor Ort einsetzen, verdienen 
Respekt für ihren Einsatz – egal hinter welcher 
Parteifarbe sie stehen. Darüber hinaus müssen 
wir generell Schritte setzen, um insbesondere eh-
renamtliches Engagement stärker anzuerkennen.

Auf die Frage der Gewinnung geeigneter Men-
schen für das Bürgermeisteramt meinten Sie in 
unserer Umfrage vor der Wahl, dass „ein neuer 
Stil der Wertschätzung und des Miteinanders 
der Politik auf allen Ebenen guttun würde“.  
Wie wird Ihr neuer Stil aussehen?
Bereits im Wahlkampf 2017 haben wir uns einer 
neuen Kultur des politischen Miteinanders 
verschrieben. Anstatt andere ständig anzupat-
zen und schlecht zu machen, pflegen wir einen 
respektvollen Umgang miteinander. Politik ist 
mit sehr viel Emotion verbunden, da kann es ab 
und zu schon passieren, dass Diskussionen hit-
ziger werden. Unserer Meinung nach darf dabei 
aber die Wertschätzung anderen gegenüber nie 
verloren gehen. Wir leben das Motto „hart in der 
Sache, aber wertschätzend im Umgang“. Diesen 
Stil werden wir auch in der nächsten Regierung 
hochhalten. 

Wie würden Sie einen jungen Menschen moti-
vieren, sich in seiner Gemeinde zu engagieren?
Politische Arbeit in der Gemeinde ist in mehr-
facher Hinsicht bereichernd. Wenn der Wille da 
ist, kann man auf lokaler Ebene viel bewegen. 
Was die Arbeit zusätzlich bereichert ist, dass 
man ständig im Kontakt mit anderen ist und 
jeder Tag viele spannende Begegnungen bringt.

Was können sich Bürgermeister und Bürger-
meisterinnen von Ihrem Wahlkampf abschau-
en? Welche Tipps würden Sie einem Ortschef 
vor einer Wahl geben?
Den besten Tipp, den ich geben kann, ist, sich 
selbst treu zu bleiben und für die Freude an der 
Sache zu arbeiten.    

POLITISCHE ARBEIT IN DER  
GEMEINDE IST IN MEHRFACHER 
HINSICHT BEREICHERND. WENN 
DER WILLE DA IST, KANN MAN 
AUF LOKALER EBENE  
VIEL BEWEGEN.“
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Redaktionell gekürzt.
Volltext auf

̎̎ kommunal.at/ /
was-der-wahlsieger-
jetzt-plant

̎̎ kommunal.at/ 
buergermeistermangel-
verringern
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Finanzminister Eduard Müller versichert allen Gemeinden rasche 
Besserung beim Vollzug der Grundsteuer. Eine Reform wird es 
dennoch brauchen.

TEXT // KONRAD GSCHWANDTNER

D ie Grundsteuer ist mit ihrem Aufkommen 
von aktuell rund 700 Millionen Euro die 
zweitgrößte gemeindeeigene Abgabe. Sie 

ist seit dem Jahr 2000 um knapp 59 Prozent an-
gestiegen, was zwar auf den ersten Blick deutlich 
scheint, jedoch nicht einmal die Steigerung des 
Baukostenindex im Wohnhaus- und Siedlungs-
bau erreicht, der in den vergangenen 18 Jahren 
um mehr als 67 Prozent angestiegen ist. Mit dem 
zweiten Blick sieht man darüber hinaus, dass in 
dieser Steigerung des Aufkommens an Grund-
steuer B auch keinerlei Mengeneffekt abgebildet 
ist – schließlich stiegen im Vergleichszeitraum 
sowohl die Einwohnerzahl als auch die Wohn-
fläche pro Kopf um jeweils gut zehn Prozent. 
Dies zeigt nicht nur, dass die Ertragskraft der 
Grundsteuer aufgrund der fehlenden Wertan-
passung seit Jahren erodiert (eine Neufeststel-
lung der Einheitswerte wurde seit 1973 unter-
lassen ebenso wie eine laufende Indexierung), 
sondern auch dass ihre Bemessungsgrundlage 
längst nicht mehr mit den wahren Wertverhält-
nissen der Liegenschaften übereinstimmt und 
eine Ungleichbehandlungen der Steuerpflich-
tigen stattfindet, die in Deutschland bereits zur 
Aufhebung der Einheitswerte durch das dortige 
Verfassungsgericht geführt hat.

Personalnot und Vollziehungsprobleme. Im 
vergangenen Jahr wurde bereits viel über die 
Vollziehungsprobleme bei der Grundsteuer B 
berichtet. Aus den Gemeinden ging eine Viel-
zahl an Rückmeldungen und Beschwerden über 
mehrjährige Bearbeitungsdauern bis der Ein-

heitswertbescheid des Finanzamts vorliegt, feh-
lende Ansprechpartner, fehlende Informationen 
in den Bescheiden, langwierige EDV-Umstellun-
gen und Probleme bei der steuerlichen Zurech-
nung nach Eigentümerwechseln ein. Die Gründe 
für diese Misere liegen wohl zum einen in der 
überaus komplizierten Ermittlung der Bemes-
sungsgrundlage (Bewertungsgesetz 1955) und 
zum anderen im Personal- und Ressourcenein-
satz des Bundes im Bereich der Einheitsbewer-
tung, der spätestens nach dem 2008 erfolgten 
Auslaufen der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer nicht mehr oberste Priorität gehabt haben 
dürfte. Die ohnedies geringen Personalressour-
cen wurden dann auch noch (bis Mitte 2018) in 
großem Ausmaß für die aufwändige Reform der 
Grundsteuer A auf land- und forstwirtschaftli-
ches Vermögen in Anspruch genommen.

Wege aus der Misere. Nicht zuletzt aufgrund des 
Drucks der vielen Rückmeldungen der Gemein-
den konnten im Frühjahr gute und lösungsori-
entierte Gespräche zu den Vollziehungsproble-
men der aktuellen Grundsteuer B mit dem BMF 
geführt werden. In der Folge hat Finanzminister 
Eduard Müller in seinem Schreiben vom 15. 
Juli 2019 an alle Gemeinden sozusagen auch 
Rechenschaft über die unbefriedigende Situa-
tion der Grundsteuer-Vollziehung abgelegt und 
bekannt gegeben, dass die IT-Umstellungen 
erfolgreich abgeschlossen wurden und die Fi-
nanzverwaltung nun „mit verstärktem Ressour-
ceneinsatz die Abarbeitung der Rückstände“ 
angehen wird. Obwohl man aus kommunaler 

FINANZMINISTER VERSPRICHT BESSERUNG

GRUNDSTEUER: ZÜGIG 
UND MIT ALLER KRAFT

LINK ZUM THEMA  
 

https://kommunal.at/
grundsteuer-finanz
minister-verspricht-

verbesserung

Den gesamten Wort-
laut des Schreibens von 
Finanzminister Müller 
können Sie der Online-
Ausgabe dieses Bei-
trags entnehmen. Auf 
www.kommunal.at fin-
det sich darüber hinaus 
auch die gemeinsamen 
Information von BMF, 
Gemeindebund und 
Städtebund als PDF mit 
Hintergrundinformatio-
nen und Hinweisen zur 
Vollziehung der Grund-
steuer.

STEUERN
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Allein aus 
raumordnungs-
politischer Pers-
pektive bräuchte 
es eine Grund-
steuer C zur Bau-
landmobilisie-
rung, aber es 
mangelt seit 
Jahren am po-
litischen Wil-
len für eine 
grundlegende 
Reform.“

werden grob gesagt etwa zehn Euro pro Monat 
an Grundsteuer fällig) ebenso überschaubar ist 
wie der nicht einmal einprozentige Anteil der 
Grundsteuer am heimischen Steueraufkommen 
und es darüber hinaus aus raumordnungspoli-
tischer Perspektive eine Grundsteuer C (ge-
meindeautonom festlegbarer Steuerzuschlag 
auf baureife, aber unbebaute Grundstücke) zur 
Baulandmobilisierung bräuchte, mangelt es seit 
Jahren am politischen Willen für eine grundle-
gende Reform. Und das, obwohl dem Bund seit 
langem von kommunaler Seite signalisiert wird, 
dass die Erhöhung des Aufkommens im Zuge der 
Reform moderat und sozial verträglich ausfal-
len soll und auch die Verwaltung des Bundes 
entlastet werden würde, da die Gemeinden die 
Bewertung von den Finanzämtern übernehmen 
können, wenn eine einfach zu ermittelnde Be-
messungsgrundlage geschaffen wird.

Wertunabhängige Reformmodelle. Neben 
wertabhängigen Modellen (Einheitswert, Markt-
wert etc.) sind in der fachlichen und politischen 
Diskussion zuletzt mehr und mehr sogenannte 
wertunabhängige Modelle in den Vordergrund 
getreten, die nicht nur verfassungskonform, 
sondern auch verwaltungsschonend umsetzbar 
sind. So etwa des Reformmodell von Dr. Verena 
Hörtnagl-Seidner (Universität Innsbruck), das 
auf die Grundstücksfläche und die Bebauungs-
dichte laut Bebauungsplan abstellt und damit 
auf eine Gebäudebewertung verzichtet. Eine 
möglichereise noch praktikablere Reformopti-
on könnte das sogenannte „Bayrische Modell“ 
darstellen. Im Zuge der bis Ende des Jahres 
erforderlichen Gesetzesreparatur der deutschen 
Einheitsbewertung und Grundsteuer hat sich 
Bayern dazu entschlossen, eine pauschale Be-
messung über die Parameter Grundstücksfläche 
und Gebäudenutzfläche vorzunehmen und den 
Gemeinden dabei auch volle Autonomie beim 
Hebesatz einzuräumen.

Wie auch immer die zügig anzugehende 
Reform am Ende das Tages im Detail aussieht, 
es braucht für die auch weiterhin bundesweit 
einheitliche gemeindeeigene Grundsteuer eine 
verfassungskonforme und verwaltungsschonen-
de Lösung, die allen Gemeinden ein moderates 
Mehraufkommen ohne soziale Härten für die 
Steuerpflichtigen ermöglicht.    

Wie auch immer die Reform im 
Detail aussieht, es braucht für 
die auch weiterhin bundesweit 
einheitliche, gemeindeeigene 
Grundsteuer eine verfassungs-
konforme und verwaltungs-
schonende Lösung, die allen 
Gemeinden ein moderates 
Mehraufkommen ohne soziale 
Härten für die Steuerpflichtigen 
ermöglicht.

Sicht nun wieder etwas zuversichtlicher sein 
darf, wird die Aussage „Seien sie versichert, dass 
wir diese Bedenken und Anregungen ernst neh-
men und die Fälle nun zügig und mit aller Kraft 
bearbeiten werden“ dennoch an den Handlun-
gen und Ergebnissen gemessen werden müssen.

Organisationsreform in der Finanzverwal-
tung. Auch die Neuorganisation der Steuer- und 
Zollverwaltung, die letztlich am 19. September 
2019 im Nationalrat beschlossen wurde und 
Mitte 2020 in Kraft tritt, könnte für die Grund-
steuer-Vollziehung Besserung bringen. Künftig 
wird es nur noch ein Finanzamt Österreich (mit 
Außenstellen) und das Finanzamt für Großbe-
triebe geben. Durch das Wegfallen der örtlichen 
Zuständigkeit jedes der 40 aktuellen Finanzäm-
ter (bisher ist jedes Lagefinanzamt mehr oder 
minder für alles zuständig) könnten wohl auch 
im Bereich der Einheitsbewertung Expertise und 
Personal gebündelt werden.

Neue Bundesregierung muss Reform angehen. 
Die sich nun hoffentlich in der Vollziehung 
einstellenden Verbesserungen (kürzere Bear-
beitungsdauer und Rückstandsabbau, richtige 
Zurechnung etc.) dürfen jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Einheitsbewertung 
weiterhin veraltet und kompliziert und die 
Grundsteuer B weiterhin latent verfassungswid-
rig ist. Eine Reform ist also nach wie vor höchst 
an der Zeit.

Obwohl die Steuerbelastung des Einzelnen 
(für ein durchschnittliches Einfamilienhaus 
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Bekanntmachungen, Bekanntgaben nach Zuschlagserteilung, statistische Einmelde-
pflichten, Meldepflichten in eine Baustellendatenbank. Wer was wofür in welchen 
Bereichen innerhalb welcher Schwellenwerte einmelden muss, ist mittlerweile zu 
einer Wissenschaft geworden. Ein kurzer Überblick.

TEXT // BERNHARD HAUBENBERGER

Im Zusammenhang mit den neuen Melde- 
und Prüfpflichten im Bundesvergabegesetz 
herrscht große Unsicherheit. Entgegen der ei-

gentlichen Intention auf EU, aber auch nationa-
ler Ebene, das Vergaberecht zu vereinfachen und 
für Auftraggeber übersichtlicher zu gestalten, 
wird mit jeder Änderung des Vergaberechts die 
Durchführung von Vergabeverfahren kompli-
zierter und aufwändiger. 

Bekanntmachungen. Obwohl Bekanntmachun-
gen und Bekanntgaben voneinander zu trennen 
sind – letztlich geht es bei der Bekanntmachung 
um die Publikation von Daten über die Verfah-
renseinleitung und bei der Bekanntgabe um die 
Publikation von Daten über den Verfahrensab-
schluss –, werden diese Begriffe immer wieder 
vermengt oder in ihrer Bedeutung gar gleichge-
setzt.

Seit 1. März 2019 hat jeder öffentliche Auftrag-
geber für den Fall, dass ein Vergabeverfahren mit 
Bekanntmachung gewählt wird, gleich ob es sich 
um eine Auftragsvergabe im Ober- oder Unter-
schwellenbereich handelt, die Bekanntmachung 
(in Österreich) zu veröffentlichen, indem er die 
sogenannten Metadaten der Kerndaten von Ver-
gabeverfahren auf www.data.gv.at/ bereitstellt. 
Damit fällt die Verpflichtung zur Verwendung 
der bisherigen Publikationsmedien für Bekannt-

MELDEVERPFLICHTUNGEN IM VERGABEGESETZ

VON DETAILS BIS HIN  
ZU SCHÄTZUNGEN

machungen weg. Im Oberschwellenbereich ist 
darüber hinaus die Bekanntmachung auf Uni-
onsebene erforderlich (http://simap.europa.eu).

Bekanntgaben. Nach Abschluss des Verfahrens 
haben im Oberschwellenbereich nunmehr alle 
öffentlichen Auftraggeber jeden vergebenen 
Auftrag bekanntzugeben. Ob es sich um ein 
Verfahren mit oder ohne vorherige Bekannt-
machung gehandelt hat, spielt keine Rolle. Die 
nationale Bekanntgabe erfolgt auf https://www.
data.gv.at/. Auf Unionsebene (Oberschwel-
lenbereich) müssen ebenso alle vergebenen Auf-
träge bekanntgegeben werden. Das erfolgt wie 
schon bei Bekanntmachungen auf Unionsebene 
über http://simap.europa.eu. 

Auch im Unterschwellenbereich gibt es eine 
(nationale) Bekanntgabepflicht, diese trifft aber 
nur öffentliche Auftraggeber im Vollziehungs-
bereich des Bundes; öffentliche Auftraggeber im 
Vollziehungsbereich der Länder (und damit auch 
Gemeinden) sind daher von dieser Bekanntga-
bepflicht de facto nicht betroffen.

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER IST JURIST BEIM ÖSTERREICHISCHEN  
GEMEINDEBUND

Seit 1. März 
2019 haben 
Bekanntma-
chungen nicht 
mehr (zwingend) 
über Publika-
tions-Medien, 
sondern über 
data.gv.at zu 
erfolgen.“
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Im Unterschwellenbereich sieht das Bundes-
vergabegesetz vor, dass der Gesamtwert aller 
Aufträge im Unterschwellenbereich einzumel-
den ist, „wobei eine stichprobenartige Schätzung 
zur Ermittlung dieses Wertes zulässig ist“. Da 
demgemäß auch Direktvergaben betroffen sind 
und bislang keinerlei nähere Informationen be-
reitgestellt wurden, wie diese Werte zusammen-
zurechnen bzw. zu „schätzen“ sind, herrscht 
über diese Art der Einmeldepflicht berechtigter-
weise Unverständnis. Hinzu kommen Fragen der 
Datenqualität und der Zweckmäßigkeit derarti-
ger Dateneinmeldungen.

Baustellendatenbank. Eine weitere Einmelde-
pflicht, die an sich mit Vergaberecht gar nichts 
zu tun hat, betrifft die Einmeldung unzähliger 
Daten nach Erteilung eines Zuschlags eines Bau-
auftrags, dessen Auftragssumme 100.000 Euro 
übersteigt. So hat jeder öffentliche Auftraggeber 
elektronisch mittels Web-Anwendung unter 
anderem folgende Daten in die Baustellenda-
tenbank der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-
gungskasse einzutragen: Name und Anschrift des 
Auftragnehmers, Auftragssumme, Kurzbeschrei-
bung des Auftragsgegenstandes, Ausführungsort 
und voraussichtlicher Ausführungsbeginn sowie 
voraussichtliche Ausführungsdauer des Bauauf-
trags und vieles mehr.    

Auftraggeber im Vollziehungsbereich des Landes 
(damit auch Gemeinden) haben der jeweiligen Lan-
desregierung bis zum 10. Februar eines jeden Jahres 
statistische Aufstellungen über die im vorangegange-
nen Jahr vergebenen Aufträge zu übermitteln. 

Statistische Einmeldungen. Die EU-Vergabe-
richtlinie wie auch das Bundesvergabegesetz 
sehen neue statistische Einmeldepflichten vor. 
So haben alle Auftraggeber im Vollziehungsbe-
reich des Landes (damit auch Gemeinden) der 
jeweiligen Landesregierung bis zum 10. Februar 
eines jeden Jahres statistische Aufstellungen 
über die im vorangegangenen Jahr vergebenen 
Aufträge zu übermitteln. Diese Informationen 
sind von den Landesregierungen bis zum 1. April 
jeden Jahres dem Justizminister zu übermitteln. 

Im Oberschwellenbereich sind die Anzahl der 
Verfahren und die Anzahl der Unternehmer aber 
auch speziell die Anzahl der KMU, die in diesen 
Verfahren Angebote abgegeben haben, einzu-
melden. Ebenso einzumelden ist die Anzahl der 
KMU, die in den Vergabeverfahren im Ober-
schwellenbereich den Zuschlag erhalten haben.

Bei Vergaben im Ober-
schwellenbereich ist 
neben der Bekanntgabe 
auch die Bekanntma-
chung auf Unionsebene 
auf der Website http://
simap.europa.eu erfor-
derlich.

VERGABE
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Die designierte Kommissionspräsidentin hat es in ihren Leitlinien 
angekündigt: Der ländliche Raum soll in der Wahrnehmung der Eu-
ropäischen Kommission besser verankert werden. 

TEXT // DANIELA FRAISS

Zwei Kommissarinnen (die kroatische Vize-
präsidentin Dubravka Šuica und die portu-
giesische Kommissarin Elisa Ferreira) sind 

beauftragt, eine entsprechende Langzeitvision 
zu entwickeln. Šuica ist auch für die Bereiche 
Zukunft Europas, Demokratie und Demografie 
verantwortlich, Ferreira für Regionalpolitik und 
Strukturreformen. Eine interessante Mischung, 
deren Themenvielfalt auch die Langzeitstrategie 
beeinflussen wird. 

In der Interessensvertretung muss man jetzt 
darauf hinarbeiten, dass der ländliche Raum in 
seiner Gesamtheit wahrgenommen wird und 
nicht wieder in der Schublade Landwirtschaft/
Regionalpolitik landet. Förderungen sind not-
wendig (für die wirtschaftliche Entwicklung, 
den Erhalt ländlicher Strukturen, den Aufbau 
von Infrastruktur etc). Allein aus dem ländlichen 
Entwicklungsfonds wird sich aber zum Beispiel 
die Breitbandkluft nicht schließen lassen. 

Der ländliche Raum muss auch in Brüssel viel 
stärker als Wirtschafts- und Innovationsraum 
verankert werden. Europaweit gibt es Beispiele 
erfolgreicher Nischen jenseits der Zentralräume. 
Die brauchen nicht unbedingt mehr Förderung, 
sondern mehr Freiraum.

Es muss daher auch erlaubt sein darüber 
nachzudenken, wie man die regionale Wirt-
schaft stärkt (bevorzugt?), um Arbeitsplätze vor 
Ort zu schaffen bzw. zu sichern. Dies ist euro-
parechtlich durchaus ketzerisch, realpolitisch 
höchst an der Zeit.

Sieht man sich die Auseinandersetzung der 
europäischen Institutionen mit dem ländlichen 
Raum bis zur Gegenwart an, ist festzustellen, 

dass die gemeinsame Agrarpolitik die Wahrneh-
mung prägt. Während bei Wirtschaftspolitik, 
Digitalisierung oder Binnenmarkt automatisch 
an Städte und Metropolen gedacht wird, rangiert 
der ländliche Raum bei Diskussionen über die 
Kernkompetenzen der EU (mit Ausnahme der 
Landwirtschaft) oftmals unter ferner liefen. 

EU-Recht in der Praxis. In diesem Zusammen-
hang soll an das EuGH-Urteil zur Notifizierung 
von Flächenwidmungs- und Raumordnungsplä-
nen erinnert werden. Der Anlassfall für dieses 
Urteil, wo es um die Auslegung der EU-Dienst-
leistungsrichtlinie, also einer eher komplexen 
Materie geht, war der Bauleitplan einer nieder-
ländischen 12.000-Einwohner-Gemeinde. Die 
Gemeinde Appingedam beschränkte den Einzel-
handel in einem neu gewidmeten Gewerbege-
biet außerhalb des Zentrums auf Geschäfte mit 
besonderem Platzbedarf, das heißt Baumärkte, 
Einrichtungshäuser oder Fahrzeuganbieter. Dies 
wurde mit der im Allgemeininteresse liegen-
den Stärkung des „kleinen“ Einzelhandels 
im Ortskern begründet. Die Begründung der 
Gemeinde und somit auch die Widmung wurden 
vom EuGH als grundsätzlich rechtskonform 
anerkannt, die genaue Prüfung, ob sämtliche 
Ausnahmetatbestände erfüllt sind, wurde an ein 
niederländisches Gericht zurückübertragen. Der 
EuGH stellte aber fest, dass örtliche Bauleitpläne 
den freien Dienstleistungsverkehr einschrän-
ken können, und zwar auch bei rein nationa-

EUROPÄISCHE KOMMISSION

GEWINNT DER LÄNDLICHE 
RAUM AN BEDEUTUNG?

MAG. DANIELA FRAISS IST LEITERIN DES BRÜSSELER BÜROS DES ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBUNDES

LINKS ZUM THEMA  
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Wende wohl nur mithilfe eines umfassenden 
Paradigmenwechsels vollzogen werden.

Ob dies gelingt, bleibt abzuwarten. Die neuen 
Kommissare müssen sich jedenfalls auch in Or-
ten fernab der Hauptstädte ein Bild der Lebens-
realitäten machen, und im EU-Parlament gibt 
es viele neue Abgeordnete, denen der ländliche 
Raum am Herzen liegt. Doch auch unter Präsi-
dent Juncker wurde ein Aktionsplan für Smart 
Villages verabschiedet. Dieser sorgte kurz für 
Aufsehen und Interesse, verschwand letztlich 
aber aus der öffentlichen (und innerinstitutio-
nellen) Wahrnehmung und wird nur noch von 
engagierten LEADER-Gruppen und Regionalma-
nagern am Leben erhalten.

Dieses Schicksal soll dem neuen Anlauf nicht 
blühen. Dafür wird sich auch der Gemeindebund 
stark machen.    

Noch hat Ursula 
von der Leyen (Bild 

rechts) Probleme 
mit der Zusam-

mensetzung ihrer 
Kommission (gleich 
drei vorgeschlagene 

Mitglieder wurden 
vom Parlament nicht 
bestätigt).  Dennoch 
ist ihr Ansinnen, den 
„ländlichen Raum in 

der Wahrnehmung 
der Kommission zu 
stärken“, durchaus 

positiv zu vermerken.

len Sachverhalten ohne grenzüberschreitende 
Bedeutung. Territoriale Beschränkungen, wie in 
den Niederlanden, sind nur zulässig, wenn sie 
nicht-diskriminierend, verhältnismäßig und im 
Allgemeininteresse sind. Doch auch eine derar-
tige Begründung entbindet die Mitgliedstaaten 
nach aktueller Rechtslage nicht davon, neue, 
die Dienstleistungsfreiheit behindernde Verwal-
tungsvorschriften (also unter anderem Flächen-
widmungspläne) bei der EU-Kommission zu 
melden. Die Konsequenzen dieses Urteils sind 
also sehr weitreichend und zeigen, welch kom-
plexe Fragen auch kleinere Gemeinden treffen. 

(Anmerkung: Die sog. Notifizierungsricht-
linie, welche den oben dargestellten Sachver-
halt im Detail regeln soll, befindet sich noch 
im Gesetzgebungsprozess. Gemeindebund und 
Städtebund setzen sich für eine Ausnahme der 
örtlichen Raumplanung ein; dieser Lösung ist 
auch die EU-Kommission nicht abgeneigt.) 

Die wohl größte Herausforderung bei der 
Gestaltung der europäischen Langzeitvision 
für den ländlichen Raum wird es sein, sekto-
ren- und politikbereichsübergreifend zu denken. 
Anzuerkennen und zu verinnerlichen, dass de-
zentrale Verwaltungen, egal ob groß oder klein, 
mit ähnlichen Problemen zu kämpfen haben. 
Und EU-Gesetzgebung letztlich so zu gestalten, 
dass auch der öffentlichen Verwaltung bestimm-
te Spielräume bleiben und Politikgestaltung im 
örtlichen Allgemeininteresse möglich bleibt.  

Bedenkt man ferner, dass Ursula von der 
Leyen ihren Kommissaren den Auftrag erteilt 
hat, die nachhaltigen Entwicklungsziele der Ver-
einten Nationen umzusetzen, kann eine echte FO
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Die Fach- und Bildungsreise des Österreichischen Gemeindebundes 
führte eine Delegation von Bundesvorstandsmitgliedern ins aktuelle 
EU-Vorsitzland Finnland. Im Fokus stand der Austausch mit dem fin-
nischen Gemeindebund und kommunalen Vertretern in Helsinki. 

TEXT // ANDREAS STEINER

Der Österreichische Gemeindebund besucht 
seit dem Jahr 2007 das jeweils vorsitzfüh-
rende EU-Land, um dort in Gesprächen 

mit kommunalen Kollegen einen Blick über den 
Tellerrand zu werfen und die kommunalen Her-
ausforderungen in anderen Ländern näher ken-
nenzulernen. Dieses Mal ging es vom 16. bis zum 
19. Oktober rund 1800 Kilometer in den Norden 
nach Finnland, das gemeinsam mit Österreich 
seit dem Jahr 1995 Mitglied der Europäischen 
Union ist. 
Finnland ist ein zweisprachiges Land, was 
sich schon bei der Ankunft am Flughafen mit 
zweisprachigen Hinweisschildern zeigte. In 
Finnland existieren Finnisch und Schwedisch 
als gleichberechtigte Sprachen nebeneinander. 
Alle Straßen- und Verkehrsschilder, öffent-
liche Gebäude und Unternehmen führen die 
finnische und schwedische Bezeichnung. Eine 
dritte Amtssprache gibt es im Lande auch, und 
zwar das Samische, das im hohen Norden – in 
Lappland – gesprochen wird. In Finnland leben 
rund 5,5 Millionen Menschen auf rund 340.000 
km², wobei in der Hauptstadtregion um Helsinki 
allein etwa 1,5 Millionen Bürger leben. Helsinki 
ist grundsätzlich eine sehr junge Stadt. Da früher 
viel aus Holz gebaut wurde, hat man in den 
letzten einhundert Jahren fast alles neu errichtet. 
Aus der Zeit um 1900 gibt es einige Jugendstil-
gebäude. Die Mehrzahl stammt aus den 60ern 

FACH- UND BILDUNGSREISE DES GEMEINDEBUNDES 

STARKE KOMMUNEN MIT 
ZU VIELEN AUFGABEN? 

und 70ern des 20. Jahrhunderts. Helsinki selbst 
ist eine Stadt mit mehr als 600.000 Einwohnern, 
300 Inseln und 120 Kilometer Ostseestrand. 
Zur Kommunalpolitik in Finnland. In Finnland 
gibt es aktuell 311 Gemeinden, die alle in 18 Pro-
vinzen eng zusammenarbeiten. 44 Prozent der 
Kommunen haben weniger als 5000 Einwohner. 
Die Gemeindeverordnetenversammlung – bei 
uns vergleichbar mit dem Gemeindevorstand 
oder Stadtrat – ist das oberste Entscheidungs-
gremium der Gemeinden. In Finnland gibt es 
etwa 9000 Verordnete. Der Bürgermeister ist in 
Finnland gleichzeitig Amtsleiter und als Verwal-
tungsmitarbeiter direkt dem Stadtrat unterstellt. 
Der Vorsitzende des Stadtrates hat dabei eine 
ähnliche politische Koordinierungsfunktion 
wie der Bürgermeister in Österreich. Auf die 
Gemeinden wurde in den letzten Jahren star-
ker politischer Druck zu Zusammenschlüssen 
ausgeübt. Ein Gesetz aus dem Jahr 2007 schreibt 
eine Mindestgröße von 20.000 Einwohnern vor 
oder verpflichtet zur engen Zusammenarbeit 
in Verbänden. Bemerkenswert ist auch, dass 
derzeit in Finnland über die Einführung von 
politischen Provinzverwaltungsebenen – ähn-
lich unseren Bundesländern mit den Landtagen 
– diskutiert wird. 

Starke Selbstverwaltung und unzählige 
Aufgaben. Die Gemeinden haben eine starke 
Selbstverwaltung mit zahlreichen Aufgaben, 
die in Österreich teilweise Bund oder Länder 

Der  
Vorsitzende eines 
Stadtrates in  
Finnland hat  
eine ähnliche 
politische  
Koordinierungs- 
funktion wie der 
Bürgermeister 
in Österreich.“
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Drittel der staatlichen Ausgaben für ihre Aufga-
ben aus. An Einnahmen haben sie die direkten 
Steuern auf Arbeit, Immobilien und einen Anteil 
an der Körperschaftssteuer. Die geringen staatli-
chen Transfers dienen dem Ausgleich von struk-
turellen Unterschieden. In allen Gemeinden 
arbeiten insgesamt mehr als 500.000 Finnen. 

Klima- und Umweltschutz wichtiges Thema. 
Die meisten Gemeinden in Finnland – wie auch 
Helsinki – wollen bis 2030 CO2-neutral werden. 
Der Staat plant den Kohleausstieg bis zum Jahr 
2025. Die vier aktiven Atomkraftwerke spielen 
bei der finnischen Energiewende auch in Zu-
kunft eine große Rolle. Für die Hauptstadt ergibt 
sich bei den Emissionen folgendes Bild: 57 Pro-
zent verursacht das Heizen, 23 Prozent Verkehr 
und 16 Prozent der Strombedarf. 93 Prozent aller 
Wohnungen in Helsinki sind an das Fernwär-
menetz angeschlossen, wobei der Großteil der 
Wärme durch fossile Energien wie Kohle und 
Gas erzeugt wird. Da die politisch Verantwortli-
chen in der Stadt noch nicht genau wissen, wie 
sie den Wärmebedarf in Zukunft ohne Kohle und 
Gas gewährleisten können, wurde ein Wettbe-
werb mit einem Hauptpreis von einer Million 
Euro ausgeschrieben. 

Bildung und Innovation gehen Hand in Hand. 
In Finnland hat Bildung einen sehr hohen 
Stellenwert und ist omnipräsent: Unzählige 
öffentliche und kostenlose Bibliotheken laden 

Rechts: In Finnland  
gibt es aktuell 311  

Gemeinden, die alle  
in 18 Provinzen eng  
zusammenarbeiten.  

44 Prozent der  
Kommunen haben 

weniger als 5000  
Einwohner. 

Rechts oben:  
Die Gemeindebund-

Delegation in  
Finnland.

Oben: Der Dom von 
Helsinki ist die Haupt-

kirche des evangeli-
schen Bistums Helsinki 

und das bekannteste 
Wahrzeichen der Stadt.

GEMEINDEBUND

übernehmen. Sie sind für Schulen, Gesundheit, 
öffentlichen Verkehr, Kinderbetreuung, Pflege 
und die klassische Infrastruktur direkt zuständig 
– insgesamt haben die Gemeinden 500 obligato-
rische Aufgaben zu erfüllen. Sie müssen sich aber 
selbst um die Finanzierung, sprich Steuereinhe-
bung kümmern. Die Kommunen geben etwa zwei 
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zum Lesen und sinnvollen Zeitvertreib ein. 
Finnland hat das dichteste Bibliotheksnetz der 
Welt und bei der Besichtigung der neu errich-
teten Zentralbibliothek Oodi direkt gegenüber 
dem Parlamentsgebäude zeigte sich deutlich das 
breite Bildungsverständnis. Neben tausenden 
Büchern finden sich gratis nutzbare Sitzungsräu-
me, Co-Working-Spaces, 3D-Drucker, Tonstu-
dios, Computer, Tablets usw. Innovation ist in 
der Hauptstadtregion ein wichtiges und zentrales 
Thema. Außerdem gibt es für alle Kinder, die 
nach der Schulreife weiter in die Schule (auch 
später Universität) gehen, monatliche finanzielle 
Unterstützung. Kinderbetreuung ist in Finnland 
generell kostenlos und wird auch teilweise rund 
um die Uhr angeboten, vor allem für Eltern, die 
Nachtdienste haben. Bei unter Dreijährigen gibt 
es auch eine finanzielle Unterstützung für Eltern, 
die ihre Kinder zu Hause betreuen. 
In der Aalto-Universität in der Nachbarstadt Es-
poo – der zweitgrößten Stadt Finnlands – zeigte 
sich der Wandel Finnlands vom Agrarland der 
1950er- und 1960er-Jahre zum Innovations-
zentrum. Allein in der Region um Helsinki und 
Espoo werden in den nächsten Jahren fünf Milli-
arden Euro in die Infrastrukturen investiert. 

Ländliche Räume bleiben erhalten – Glasfaser 
als Chance. Während in den Innovations-Hot-
spots die Wirtschaft brummt, haben es andere 
Regionen nicht immer leicht. Die Menschen 
streben in die Städte, obwohl das Leben auf 
dem Land weitaus billiger wäre. Klar ist aber, 
alle Regionen sollen erhalten bleiben. Auch 100 

Kilometer nördlich des Polarkreises werden Ein-
familienhäuser an das Glasfasernetz angeschlos-
sen. Selbst, wenn auf 10 km² nur 50 Häuser 
stehen. Glasfaser wird im ländlichen Raum vom 
Staat finanziert und die Familien müssen eine 
einmalige Anschlussgebühr zwischen 1000 und 
2000 Euro zahlen. 
Mit dieser staatlichen Garantie für die Glasfa-
seranbindung will Finnland auch den Regionen 
innovative Chancen ermöglichen. 

Empfang in der österreichischen Botschaft. Im 
Rahmen der Bürgermeisterreise wurden die Teil-
nehmer auch dieses Mal vom österreichischen 
Botschafter empfangen. Botschafter Maximilian 
Hennig betonte dabei vor allem die Gastfreund-
schaft der Finnen und lud die österreichischen 
Gemeinden ein, Städtepartnerschaften mit den 
Kommunen in Finnland zu suchen. 

Landschaftliche und touristische Highlights. 
Abseits des inhaltlichen Austauschs in Helsinki 
blieb auch ausreichend Gelegenheit, die Stadt 
und das Umland zu erkunden. Bei einem Ausflug 
auf die Festungsinsel „Suomenlinna“ (Gibraltar 
des Nordens) oder in die Stadt Porvoo konnte die 
Gemeindebund-Abordnung auch  die land-
schaftliche und historische Vielfalt Finnlands 
entdecken.    

 Allein in der 
Region um Hel-
sinki und Espoo 
werden in den 
nächsten Jahren 
fünf Milliarden 
Euro in die 
Infrastruktu-
ren investiert.“

Österreichs Botschafter Maximilian Hennig betonte beim Besuch der Gemeindebund-Delegierten vor allem die Gastfreundschaft der Finnen und 
lud die österreichischen Gemeinden ein, Städtepartnerschaften mit den Kommunen in Finnland zu suchen.

ANDREAS STEINER, BA MA, IST PRESSESPRECHER DES ÖSTERREICHISCHEN  
GEMEINDEBUNDES

GEMEINDEBUND
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Der Österreichische Gemeindebund, der 
Rat der Gemeinden und Regionen Europas 
(RGRE) und der Österreichische Städte-

bund trafen Anfang Oktober zu einer Sitzung 
in Nürnberg zusammen. Im Rahmen dieser 
nahmen die drei Verbände zu den von Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen vorge-
stellten „Politischen Leitlinien für die künftige 
Europäische Kommission 2019 – 2024“ Stellung 
(mehr über die Ziele von der Leyens auf den 
Seiten 42 und 43 dieser Ausgabe) .

Zu den zentralen Forderungen zählt allen 
voran die aktive Miteinbeziehung der kommu-
nalen Ebene in den europäischen Gestaltungs-
prozess. Für die Bürger ist die Gemeinde direkter 
Ansprechpartner und von ihnen soll Europa 
schlussendlich gelebt und gestaltet werden.

In diesem Zusammenhang ist die „Konferenz 
zur Zukunft Europas“, die 2020 beginnen soll, 
ein wichtiger Schritt, um konkrete Maßnahmen 
zur Stärkung der Kommunen in das Arbeits-
programm der EU-Kommission einfließen zu 
lassen.

Insgesamt kommen den Gemeinden und 
Regionen in den „Politischen Leitlinien für die 
künftige Europäische Kommission 2019–2024“ 
aber noch nicht genug Bedeutung zu. Aus 
diesem Grund fordern die drei Verbände ein 
EU-Kommissionsmitglied, das die Rechte und 
Belange der Kommunen in der EU vertritt. 
Außerdem sollen die Dachverbände der Kom-
munen bei wichtigen kommunalen Themen 
hinzugezogen werden.

Die drei Verbände bekräftigen in ihrer Erklä-
rung die Schlüsselrolle der Städte, Kreise und 
Gemeinden als direkte Vertreter der Bürger und 

verweisen auf die Prinzipien der Subsidiarität 
und der kommunalen Selbstverwaltung.

Die Vertreter der Gemeinden und Regionen 
betonen die kommunale Daseinsvorsorge als 
Voraussetzung für einen erfolgreichen EU-Bin-
nenmarkt und fordern von der EU eine Unter-
stützung der Kommunen in Form von jeweils 
einem Euro pro Bürger pro Jahr.

Die Bedeutung der kommunalen Ebene zeigt 
sich auch vor dem Hintergrund der Themen Kli-
mawandel, Nachhaltigkeit und Digitalisierung. 
Diese Bereiche sowie die Beteiligung von jungen 
Menschen können nur in Zusammenarbeit mit 
der lokalen Ebene umgesetzt werden.

Im Zuge einer ressourcen- und bedarfsorien-
tierten europäischen Politik fordern die Verbän-
de flexible Möglichkeiten, um die städtischen 
und ländlichen Regionen entsprechend ihrer 
Entwicklungspotenziale und Notwendigkeiten 
zu fördern. Zudem soll die Reform des Asylsys-
tems vollendet und eine einheitliche europäi-
sche Asylpolitik eingeführt werden.    

̎̎ Mehr auf www.gemeindebund.at

Die Kommunen Europas sind die  
Basis der EU. Sie sind den Bürgern am 
nächsten, und auf der lokalen Ebene 
werden Maßnahmen umgesetzt und 
wirddie Zukunft Europas gestaltet.

DIE „NÜRNBERGER ERKLÄRUNG“

GEMEINDEN FÜR  
DIE ZUKUNFT EUROPAS

Die Vertreter 
der Gemeinden 
und Regionen 
fordern von der 
EU eine Unter-
stützung der 
Kommunen  
in Form von 
jeweils einem 
Euro pro  
Bürger pro 
Jahr.“

In Nürnberg trafen sich die Vertreter der Kommunen: Der Rat der Gemeinden 
und Regionen/Deutsche Sektion (RGRE), der Österreichische Städtebund und 
der Österreichische Gemeindebund.
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ZUSAMMENHALT IST UNSERE STÄRKE
Wir sorgen täglich für den Zusammenhalt in unserem Land. 
Über 200 verschiedene Berufsgruppen arbeiten für die Menschen in Österreich. 
Und verdienen dafür auch eine starke Interessenvertretung auf ihrer Seite.

Mehr Infos unter younion.at oder +43 (0)1 313 16/8300
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GESUNDHEIT

Seit Anfang 2017 analysiert die 
Bundeswettbewerbsbehörde 
(BWB) den österreichischen  
Gesundheitsmarkt. 

Im Rahmen dieser Branchenuntersuchung 
evaluierte die BWB die wettbewerblichen Rah-
menbedingungen in bestimmten Teilmärkten 

des Gesundheitsmarkts. Die Untersuchung stützt 
sich auf Auskunftsverlangen an Marktteilneh-
mer, wissenschaftliche Literatur sowie Erfah-
rungsberichte und Untersuchungen von natio-
nalen Wettbewerbsbehörden. Zusätzlich werden 
intensive Gespräche mit Unternehmen, Inter-
essensvertretungen und anderen Institutionen, 
welche im Gesundheitsmarkt tätig sind, geführt.

Der zweite Teilbericht analysiert den Markt 
hinsichtlich der Gesundheitsversorgung im 
ländlichen Raum. In diesem Zusammenhang 
werden Herausforderungen in diesem Bereich 
beleuchtet und Lösungsansätze aus wettbewerb-
licher Sicht aufgezeigt. Dadurch soll mehr Hand-
lungsspielraum für die Marktteilnehmer und die 
Versorgungssicherheit der Patienten sicherge-
stellt werden. Dr. Theo Thanner, Generaldirektor 
der BWB: „Eine effektive und für alle zugäng-
liche Gesundheitsversorgung ist wichtig für die 
Bevölkerung und muss sichergestellt werden. Es 
kann nicht sein, dass durch künstliche Wett-
bewerbsbarrieren die medizinische Versorgung 
insbesondere im ländlichen Raum leidet. Die 
Wahlfreiheit der Patienten und Patientinnen und 
ein schneller Zugang zu den medizinischen Leis-
tungen und Medikamenten muss gewährleistet 
sein. Aufgrund der derzeitigen Gesetzeslage ist 
eine effektive und wettbewerbskonforme medi-
zinische Versorgung in bestimmten Regionen in 
Österreich nicht gegeben.“
 
Ein Auszug aus dem Bericht der BWB: „Es zeigt 
sich, dass die ärztliche und pharmazeutische 

GESUNDHEITSVERSORGUNG IM LÄNDLICHEN RAUM

VERMEHRT ANZEICHEN FÜR  
VERSCHLECHTERUNG

Versorgung in kleinen Gemeinden in hohem 
Maße durch Allgemeinmediziner mit ärztlicher 
Hausapotheke erfolgt. Gerade im ländlichen 
Raum gibt es aber auch Gemeinden, die aus 
Nachbargemeinden mitversorgt werden müssen. 
In den Jahren 2009 bis 2018 wurden 155 öffent-
liche Apotheken neu eröffnet. Diese Eröffnungen 
betrafen insbesondere Gemeinden mit wachsen-
der Bevölkerungszahl. Besonders in Gemeinden 
mit 1000 bis 5000 Einwohnern kam es durch die 
Neueröffnungen zu einer Verdrängung beste-
hender Hausapotheken.“

Als Ergebnis der Untersuchung hält die Bun-
deswettbewerbsbehörde fest, dass die wettbe-
werbsrechtlich unterschiedliche Behandlung 
von öffentlichen Apotheken und ärztlichen 
Hausapotheken weder zur Verbesserung der 
Versorgungssicherheit noch zur Sicherstellung 
eines Qualitätsniveaus bei der Verabreichung 
von Medikamenten erforderlich ist.    

ÜBERSICHT ALLGEMEINMEDIZINER MIT UND OHNE HAUSAPOTHEKEN

Die BWB stellt erstmalig mehrere Landkarten zu Verfügung, um sich einen Über-
blick über die Gesundheitsversorgung verschaffen zu können.

LINK ZUM THEMA  
 

http://bit.ly/ 
BWBGesundheitsmarkt

Hier finden Sie nicht nur 
den Teilbericht der BWB 
als PDF, sondern auch die 
Ansichten der Apothe-
kerkammer zu diesem 
Thema.
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Die Hauptursachen für 
die Inanspruchnahme 
von Boden sind an sich 

erfreulich: positive Wirt-
schaftsentwicklung, Bevölke-
rungswachstum, Wohlstand, 
wachsende Mobilität und 
wirtschaftliche Aktivitäten. Der 
Immobiliensektor boomt, der 
Energiebedarf steigt und die 
Infrastruktur muss entspre-
chend ausgebaut werden. Zu-
sätzlich werden noch Flächen 
für die Energiewende und Re-
tentionsräume für Flüsse benö-
tigt. All das braucht Platz. Das 
gefährdet langfristig unsere 
landwirtschaftlichen Flächen 
und somit unsere Eigenversor-
gung mit heimischen Lebens-
mitteln. Zusätzlich sollen noch 
Flächen für die Energiewende 
vorgehalten und Retentions-
räume für Flüsse freigehalten 
werden. All das braucht Platz. 

Und das gefährdet langfris-
tig die Eigenversorgung mit 
heimischen Lebensmitteln, 
da zumeist landwirtschaftlich 
genutzte Böden in Anspruch 
genommen werden.

Erfolg dank Gemeinden und 
Ländern. Seit 2010 konnte der 
tägliche Bodenverbrauch von 
rund 24 auf 12 Hektar halbiert 
werden. Das entspricht einer 

Fläche von ca. 11 Fußballfel-
dern. Etwas weniger als die 
Hälfte davon wird dauerhaft 
versiegelt. Die rückläufige 
Entwicklung ist vor allem auf 
Maßnahmen der Bundeslän-
der und Gemeinden zurückzu-
führen, die für Raumordnung 
zuständig sind. Trotz der nach-
weislich erfolgreichen Bemü-
hungen bedarf es vielfältiger 
Anstrengungen, um weitere 

Fortschritte zu erzielen.
Es ist notwendig:

˹˹ hochwertige Böden und 
Naturräume langfristig vor 
Verbauung zu schützen, 
Ortszentren zu stärken und 
alte oder leerstehende Ge-
bäude zu modernisieren;

˹˹ weitere bewusstseinsbil-
dende Maßnahmen zu 
setzen, um auf das Problem 
aufmerksam zu machen; 

˹˹ Siedlungen entlang von 
leistungsfähigen öffent-
lichen Verkehrsachsen zu 
entwickeln. 

NEUER BERICHT ZU BODENVERBRAUCH IN ÖSTERREICH  

BODENVERBRAUCH  
RÜCKLÄUFIG

Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht über den 
hohen Bodenverbrauch in Österreich zu lesen 
ist. Ein neuer Bericht des Umweltbundesamts 
zeigt einen Trendbruch auf. Handlungsbedarf 

besteht aber weiterhin. 
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Links  
Fachempfehlungen zur Stärkung 
der Orts- und Stadtkerne: http://
bit.ly/ÖROK_10Empfehlungen

UBA-Bericht: www.bmnt.gv.at/
land/raumentwicklung

Bodenverbrauch oder Flächeninanspruchnahme 
bezeichnet den unmittelbaren und dauerhaften Verlust 
biologisch produktiven Bodens durch Verbauung und Ver-
siegelung für Siedlungs- und Verkehrszwecke oder andere 
Intensivnutzungen.  
Unter Bodenver- 
siegelung wird die  
Abdeckung des Bodens  
mit einer wasser- 
undurchlässigen  
Schicht verstanden.
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D ie höheren Schulen des 
Bundesministeriums 
für Nachhaltigkeit und 

Tourismus bieten vielfältige, 
zukunftsorientierte Ausbil-
dungsmöglichkeiten in ganz 
Österreich. Das Angebot reicht 
von den verschiedenen Berei-
chen der Land- und Forstwirt-
schaft über Ernährung sowie 
Lebensmittel- und Biotech-
nologie bis zu Digitalisierung 
sowie Umwelt- und Ressour-
cenmanagement.
Eine gute Gelegenheit, sich 
selbst ein Bild zu machen, sind 
die Tage der Offenen Tür und 
Informationstage:

˹˹ HBLA ELMBERG (Land-
wirtschaft und Ernährung): 
6.11.2019 und 16.01.2020 

˹˹ HBLFA FRANCISCO JO-

SEPHINUM WIESELBURG 
(Landwirtschaft, Landtech-
nik, Lebensmittel- und 
Biotechnologie, Digitalisie-
rung):  29. u. 30. 11. 2019 

˹˹ HBLAuBA KLOSTERNEU-
BURG (Wein- und Obstbau):  
22. u. 23.11.2019

˹˹ HBLFA RAUMBERG-GUM-
PENSTEIN (Landwirtschaft, 
Umwelt- und Ressourcen-

management):  9. 11. 2019 
˹˹ HBLFA SCHÖNBRUNN 
(Garten- und Landschafts-
gestaltung, Gartenbau): 8. u. 
9. 11. 2019 

˹˹ HBLA SITZENBERG (Land-
wirtschaft und Ernährung):  
9.11.2019, 13. 1.2020

˹˹ HLBLA ST. FLORIAN (Land-
wirtschaft):  9.11.2019, 30. 
u. 31.01.2020 

˹˹ HBLFA TIROL (Landwirt-
schaft und Ernährung, 
Lebensmittel- und Biotech-
nologie):  8.11.2019 

˹˹ HBLA URSPRUNG (Land-
wirtschaft, Umwelt- und 
Ressourcenmanagement): 
30.11.2019

˹˹ Die Tage der Offenen Tür 
an der HBLA BRUCK/MUR 
(Forstwirtschaft) und HBLA 
PITZELSTÄTTEN (Land-
wirtschaft und Ernährung) 
haben bereits im Oktober 
stattgefunden.

LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT MACHT SCHULE

Tage der Offenen Tür 

Infos  
Infos zu allen Schulen unter: 
www.bmnt.gv.at/schulen

Steigen Sie jetzt mit Strom aus erneuerbarer Energie auf ein Elektro-Auto, Elektro-Moped 
oder Elektro-Transportrad um und holen Sie sich Ihren E-Mobilitätsbonus für Ihr neues Fahr-
zeug! Unter www.bmnt.gv.at/foerderungen finden Sie alle Details zur Förderung. Darüber  
hinaus bekommen Sie auf www.nachhaltigkeit.at nützliche Alltagstipps rund um einen 
nachhaltigen Lebensstil. Denn wer bewusst lebt, lebt besser. Nachhaltig besser. 

Volle Power für die Umwelt!

Jetzt 3.000 € für ein  

Elektro-Auto abholen!
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Nach einer kurzen Testphase in der Steiermark geht nun 
ein Pilotprojekt in Niederösterreich „on air“, das das 
Zeug hat, die Abfallwirtschaft zu revolutionieren. Der 
Gemeindeverband Horn testet eine intelligente Sammel-
plattform, der Verband Tulln setzt Künstliche Intelligenz 
für mehr Bewusstseinsbildung bei der Abfalltrennung 
ein. KOMMUNAL war beim Startschuss dabei.

TEXT // HANS BRAUN

ANDI. Das ist der Name des Wert-
stoffscanners, der bei der sogenann-
ten Schüttung (dem Entleeren der 
Mülltonnen) einen schnellen Blick auf 
den Müll wirft und einschätzt, was an 

„falschem Müll“ in der Testmülltonne ist. ANDI 
– der Namen steht für „Automatisch. Nachhal-
tig. Digital. Innovativ“  – ist eine in das Müll-
sammel-Fahrzeug integrierte Technologie, die 
die materielle Zusammensetzung des Altglases 
analysiert. Der Scanner erkennt zum Beispiel, ob 
sich Glas oder Kunststoffe im Restmüll befinden. 
Über Multispektral-Kameras und Sensoren wird 
die Oberfläche des Mülls erfasst und mit Hilfe 
eines neuronalen Netzwerks identifiziert. Mittels 
künstlicher Intelligenz verbessert sich dieses 
Netzwerk ständig selbst und lernt dazu. 

Der Datenschutz ist jedenfalls sichergestellt. 
Ob es sich um eine Plastikverpackung einer 
bestimmten Handelsmarke oder die Glasflasche 
einer speziellen Weinsorte handelt, kann der 
Scanner nicht identifizieren. Die Scan-Daten 
werden nach der Verarbeitung nicht mit einer 
Adresszuordnung gespeichert – nur die Trenn-
qualität. 

Smart für mehr Schutz der Umwelt. Das „War-
um wurde ANDI entwickelt“ ist schnell erklärt. 
Noch immer landen in der Restmülltonne rund 
70 Prozent falsche Abfälle. Die Hälfte davon sind 

Wertstoffe, die folglich nicht mehr recycelt wer-
den können. Bei kleineren Pilotprojekten in der 
Steiermark konnte der Anteil an Fehlwürfen im 
Restmüll halbiert werden, das heißt, es lande-
ten nur noch halb so viel Altpapier, Kunststoffe, 
Metalle oder Bioabfälle in der schwarzen Tonne. 
„Die EU-Kreislaufwirtschaftsziele geben vor, 
dass Österreich insgesamt ca. 500.000 Tonnen 
mehr Abfälle recyceln muss. Würde man den 
Wertstoffscanner flächendeckend einsetzen, 
hätte man die Hälfte dieses Ziels schon erreicht“, 
sagt Hans Roth, Gründer von Saubermacher und 
Mastermind hinter ANDI. „Wir stimmen uns 
gerade mit weiteren Kommunen ab, in welcher 
größeren Region wir unsere Systeme ab 2020 
einsetzen werden“, so Roth weiter. 

Intelligente Glassammelplattform. Im Bezirk 
Horn startete Saubermacher vor wenigen Wo-
chen gemeinsam mit AGR (Austria Glas Recyc-
ling) und dem GVA Horn erstmals einen großflä-
chigen Test für die bedarfsgerechte Entleerung 
von Glasbehältern. Der Umweltpionier arbeitet 
an einer digitalen Plattform, die verschiedene 
Informationen, zum Beispiel Behälterfüllstand, 
maximale Lkw-Nutzlast, Kalenderdaten und 
ähnliches, vernetzt und einen dynamischen 
Tourenplan (die Fahrer bekommen den idealen 
Tourenplan via Tablet direkt ins Führerhaus) au-
tomatisch erstellt. „Ziel ist die optimierte Glas-
sammlung unter Berücksichtigung der Bürger-

ABFALLMANAGEMENT
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Aber das ist nicht das einizige Projekt, mit 
dem der steirische Konzern Saubermacher in 
Zukunftstechnologien investiert.

Künstliche Intelligenz für Bewusstseinsbil-
dung. Mit insgesamt rund 180 Haushalten in den 
Gemeinden Judenau-Baumgarten, Siegharts-
kirchen und Wolfsgraben testet Saubermacher 
gemeinsam mit dem GVA Tulln in einem Groß-
projekt die Auswirkungen von Direkt-Feedback 
auf das Mülltrennverhalten der Bürger und 
Bürgerinnen. Ziel ist die Erhöhung der Recyc-
lingquoten durch die richtige Mülltrennung, die 
Reduktion der Restmüllmenge und damit ein-
hergehend eine Senkung der Entsorgungskosten. 
„Die positiven Projekterfolge in der Steiermark 
haben mich veranlasst, die Technologie auszu-
probieren“, meint Alfred Riedl, Präsident des 
Österreichischen Gemeindebundes. „Wir alle 
sind gefordert, die Zielerreichung des EU-Kreis-
laufwirtschaftspaketes zu unterstützen und un-
sere Umwelt zu schützen. Daher liegt mir diese 
Initiative besonders am Herzen“, so Riedl weiter. 

zufriedenheit bei gleichzeitiger ökologischer und 
ökonomischer Effizienzsteigerung im gesamten 
Bezirk Horn“, informiert Haymo Schöner, Pro-
kurist bei AGR. Es wurden rund 600 Sensoren 
in rund 300 Behältern verbaut. Das Projekt läuft 
noch bis März 2020. 

Die flächendeckende Ausrollung wurde 
nach erfolgreichen Vorprojekten gemeinsam 
beschlossen. Es wurde klar, dass ein optimaler 
Einsatz der Ressourcen im derzeit statischen 
Sammelsystem nicht sichergestellt ist. Mit Hilfe 
der Plattform soll künftig dynamisch, das heißt 
bedarfsgerecht, entleert werden. Damit fal-
len unnötige Fahrten weg, was CO2 und Lärm 
vermeidet. Am Ende des Projekts sollen auch 
überquellende Behälter der Vergangenheit an-
gehören. „Die Initiative ist einzigartig in Öster-
reich und auch europaweit eine Pionierleistung 
im eher ländlich strukturiertem Raum“, betont 
Ralf Mittermayr, Vorsitzender des Vorstands bei 
Saubermacher. „Im neuen Jahr soll die Plattform 
marktreif sein“, so Mittermayr weiter. 

Wesentlicher Bestandteil ist eben der High-
tech-Sensor ANDI, der in Kooperation mit dem 
steirischen Startup SLOC speziell für die Anfor-
derungen der Glascontainer entwickelt wurde. 
Mittels Ultraschall und komplexer Algorithmen 
misst der Sensor den Füllstand der Behälter und 
meldet diesen täglich an die Saubermacher-
Plattform. Die Datenübertragung erfolgt über 
die Funktechnologie NarrowBand IoT (NB-IoT) 
von Magenta. Die Anforderungen an die Über-
tragungstechnik sind groß, die hohen Leistungs-
standards müssen zuverlässig erfüllt werden. 
Das ist auch der Grund, warum als Partner 
Magenta Telekom mit an Bord ist.

LINKS ZUM THEMA  
 

https://kommunal.at/
erste-smart-village-

projekte-zeigen-
erfolge 

Über die Vorprojekte 
berichtete KOMMUNAL 
bereits im September:

„Intelligente“ Container, die meh-
rere Sensoren enthalten, sind 
wesentlicher Bestandteil eines 
dynamischen Altglassammelsys-
tems, das AGR gemeinsam mit 
Saubermacher und der GVA Horn 
im Bezirk Horn testet.

ABFALLMANAGEMENT
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Ent-
scheidender 
Vorteil des Wertstoffscan-
ners und der Künstlichen 
Intelligenz: Die Bürger und 
Bürgerinnen erhalten per 
SMS oder über eine App 
eine direkte Rückmeldung 
über ihre Trennqualität. Es 
wird nur die Trennqualität 
datenmäßig erfasst.

ANDI erkennt über Multispektral-
kameras beim Entleeren der Müll-
tonne, ob sich im Restmüll z. B.  Glas 
oder Kunststoffe befinden.

Das Projekt läuft bis Juni 2020. Eingesetzt 
wird der sogenannte Wertstoffscanner, eine 
im Müllsammelfahrzeug integrierte Techno-
logie, die die materielle Zusammensetzung 
des Abfalls analysiert. Der Scanner wurde 
von Saubermacher gemeinsam mit der TU 
Graz und Joanneum Research entwickelt. 

Mittels Sensoren und Multispektralkameras 
erkennt der Scanner zum Beispiel, ob sich Glas 
oder Kunststoffe im Restmüll befinden.  

Entscheidender Vorteil: Die BürgerInnen er-
halten per SMS oder über eine App eine direkte 
Rückmeldung über ihre Trennqualität. „Die 
direkte Rückmeldung ist ein wesentlicher Er-
folgsfaktor, weil umweltfreundliches Verhal-
ten unmittelbar belohnt und positiv verstärkt 
wird. Das Konzept ist weltweit einzigartig“, 
erklärt Ralf Mittermayr, Sprecher des Vor-
stands. Erstmals erhalten auch Mehrparteien-
häuser Rückmeldung über ihr Trennverhalten. 
Als Informationsquelle dient ein „Schwarzes 
Brett“, das von Magenta entwickelt wurde 
und hier das erste Mal eingesetzt wird. „Mit 

dem Digitalen Schwarzen Brett zeigen wir, dass 
wir ein verlässlicher Digitalisierungspartner für 
Gemeinden und Unternehmen sind. Gemeinsam 
entwickeln wir digitale Prozesse, insbesondere 
im Bereich des Internets der Dinge, mit dem 
ganze Wertschöpfungsketten optimiert wer-
den. Das Digitale Schwarze Brett ermöglicht 
Hausverwaltungen, öffentlichen Einrichtungen 
und BürgerInnen den einfachen Einstieg in das 
digitale Leben und Wohnen“, so Maria Zesch von 
Magenta Telekom.  

Und was kostet die Gemeinden die Teilnahme? 
Für die Glassammlung ist es für jene Kommunen 
eine direkte Kosteneinsparung, die direkt im 
Auftrag des Glassammelsystems (AGR) sam-
meln. Der Aufwand der Reinigung für überfüllte 
Behälter liegt unabhängig davon manchmal bei 
der Kommune und wird durch so ein System 
reduziert. Für die Bürger fallen keine Mehrkos-
ten an. Hier steht der Benefit, dass die Anzahl 
der überfüllten Glasbehälter minimiert wird, im 
Vordergrund.     
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Die Kosten für Sensor und Portal trägt die AGR. 
Für das Sammelsystem stehen Optimierungen, 
die sich aufgrund der optimierten Tourenpla-
nung und der höheren Bürgerzufriedenheit 
ergeben, gegenüber. Das Thema Nachhaltigkeit 
und Ökologie (CO2-Reduktion) ist beim Thema 
der smarten Glassammlung sehr stark im Vor-
dergrund.

Die gleiche Plattform ist auch für Altkleider 
in Diskussion, wo meist direkt die Verbände von 
mehr Effizienz partizipieren.

Auf die Frage, ob der der Scanner auf jedem 
Sammelfahrzeug installiert werden kann oder es 
besondere Voraussetzungen braucht, antwortet 
Bernadette Triebl, Konzernsprechin von Sau-
bermacher: „Das Geschäftsmodell sieht einen 
Betrag von wenigen Cent pro Scanvorgang vor. 
Die Scankosten werden durch die Reduktion der 
Restmüllmenge kompensiert. Beispiel: Kosten 
liegen in etwa bei 250 Euro pro Monat je 500 
Haushalte bei vierwöchentlicher Abfuhr (unter 
der Annahme, dass ein Fahrzeug mit Scanner in 
mehreren Gemeinden genutzt wird).Der Wert-
stoffscanner kann in den meisten Hecklader-
Fahrzeugen nachgerüstet werden. Wir arbeiten 
daran, dass damit auch ein sogenannter Seiten-
lader ausgestattet werden kann.“

 Je nach Preissituation werden die Wertstoff-
scanner-Kosten bereits bei zehn bis 20 Prozent 
Restmüll-Reduktion kompensiert. Die Scanner 
schaffen vielleicht sogar einen positiven wirt-

Für Mehrparteienhäuser wurde ein elektronisches Schwarzes Brett entwickelt, das 
den Bewohnern Feedback über die Sammelqaulität liefert. „Das Feedback soll aber 
keinesfalls als erhobener Zeigefinger gelten, sondern eine positive Rückmeldung für 
die Bewohner sein“, wie Maria Zesch berichtet. Mit auf dem Bild Alfred Riedl, Ralf 
Mittermayer und Bernadette Triebl bei der Präsentation.

„Die Initiative ist einzigartig in Österreich und 
auch europaweit eine Pionierleistung im eher 

ländlich strukturierten Raum“, betont Ralf Mit-
termayr, Vorsitzender des Vorstands bei Sau-

bermacher mit dem Sensor der Glascontainer.
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schaftlichen Effekt, weil der Restmüll die „teu-
erste“ Fraktion ist. Der teuerste Müll, weil bei der 
Entsorgung der geringste Recyclingwert erzielt 
wird. Eigentlich müsste der Scanner Alarm ge-
ben, wenn jemand im Begriff ist, etwas Falsches 
einzuwerfen – aber so eine Funktion ist noch 
in der Entwicklung. „Wenn durch das Zusam-
menspiel von Technik und den Verbänden/Ge-
meinden eine höhere Reduktion des Restmülls 
erreicht wird, ist das der Benefit der Gemeinden/
Verbände, wo es dann diesen obliegt, wie sie 
damit umgehen“, so Triebl.

Die Pilotphase in Horn ist bis Ende März 2020 
geplant, da es natürlich einen längeren Zyklus 
braucht, um die Veränderungen erkennen zu 
können. Der Pilot in Tulln ist bis Ende Septem-
ber 2020 geplant, da dieser erst gestartet wurde. 
Da in der Steiermark aber bereits kleine Pilot-
projekte gemacht wurden, ist mit einer Ausrol-
lung im ersten Quartal 2020 zu rechnen, konkret 
Wertstoffscanner ab dem ersten Quartal 2020 
und die dynamische Sammelplattform ab dem 
zweiten Quartal 2020. Interessierte Gemeinden 
oder Abfallverbände können sich direkt bei der 
Smart-Waste-Teamleiterin von Saubermacher, 
Martina Kornthaler, unter der Mail-Adresse 
m.kornthaler@saubermacher.at melden.

Die nächste Ausbaustufe des Wertstoffscan-
ners soll übrigens den Biomüll betreffen.Das 
Problem: Es ist viel zu viel Plastik im Biomüll. 

ABFALLMANAGEMENT

56  //  KOMMUNAL   11/2019

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Qualitativ hochwertige, sichere und leistbare 
Lebensmittel sind ein wesentliches Element 
für ein nachhaltiges Österreich. Dennoch 
landen in unserem Land pro Jahr 157.000 
Tonnen an Lebensmitteln im Müll. 

Vor diesem Hintergrund haben Bundes-
kanzlerin Brigitte Bierlein und Nachhaltig-
keitsministerin Maria Patek Vertreterinnen 

und Vertreter aus Wirtschaft, Wissenschaft und 
sozialen Einrichtungen zum Dialog eingeladen. 
Das Ziel lautet: Gemeinsam noch intensiver 
gegen die Verschwendung von Lebensmitteln 
vorzugehen. „Lebensmittel sind zu kostbar, 
um verschwendet zu werden. In Lebensmitteln 
stecken zahlreiche Ressourcen, menschliche 
Arbeitskraft, Wasser und Energie. Dennoch wer-
den immer noch zu viele wertvolle Lebensmittel 
unnötig entsorgt. Um innovative Antworten auf 
dieses Problem zu finden, braucht es Bewusst-
seinsbildung, den Dialog und partnerschaftliche 
Zusammenarbeit auf allen Ebenen“, so Bundes-
kanzlerin Brigitte Bierlein.

In Summe könnten in Österreich jährlich 
rund 540.000 Tonnen Lebensmittelabfälle ver-
mieden werden. Jede Österreicherin und jeder 
Österreicher wirft jährlich 19 kg an Lebensmit-
teln in den Restmüll. Pro Haushalt und Jahr sind 
dies Produkte im Wert von durchschnittlich 
rund 300 Euro. „Der bewusste und nachhalti-
ge Umgang mit Lebensmitteln ist nicht nur aus 
ökologischen und finanziellen Gründen, sondern 
vor allem aus gesellschaftlichen Überlegungen 
dringend notwendig“, sagt Nachhaltigkeitsmi-
nisterin Maria Patek. Die Weitergabe von Le-
bensmitteln, die noch essbar, jedoch nicht mehr 
marktgängig sind, gehört zu den effektivsten 
Möglichkeiten, der Verschwendung von Lebens-
mitteln entgegenzuwirken. 

GEMEINSAM GEGEN LEBENSMITTELVERSCHWENDUNG

LEBENSMITTEL  
SIND KOSTBAR

2017 hat das Bundesministerium für Nachhal-
tigkeit und Tourismus eine freiwillige Vereinba-
rung zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen 
mit dem Lebensmitteleinzelhandel geschlos-
sen, die bereits zu einer deutlichen Reduktion 
geführt hat. Demnach konnten 2017 mit 12.250 
Tonnen fast doppelt so viele noch genussfähige 
Lebensmittel an Sozialmärkte weitergegeben 
werden als im Jahr 2013. Die Anstrengungen von 
karitativen Einrichtungen, wie den Österreichi-
schen Tafeln, den Unternehmen sowie Vertrete-
rinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft sind 
beispielgebend. Die Wiener Tafel rettet bereits 
seit 20 Jahren unermüdlich und in immer größe-
rem Ausmaß genussfähige Lebensmittel vor der 
Entsorgung und leistet damit einen wichtigen 
sozialen und ökologischen Beitrag: Täglich kom-
men bis zu vier Tonnen Lebensmittel in über 100 
Sozialeinrichtungen rund 20.000 armutsbetrof-
fenen Menschen zugute.

Eine nachhaltige Vermeidung und Verrin-
gerung vermeidbarer Lebensmittelabfälle soll 
durch das Aktionsprogramm „Lebensmittel sind 
kostbar“ realisiert werden. Mittlerweile unter-
stützen rund 100 Kooperationspartner dieses 
Programm, das an Unternehmen entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette, Konsumentin-
nen und Konsumenten, soziale Einrichtungen, 
Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen und 
die öffentliche Verwaltung adressiert ist.    

̎̎ Weitere Infos unter www.nachhaltigkeit.at

Täglich kom-
men bis zu vier 
Tonnen Le-
bensmittel in 
über 100 Sozial-
einrichtungen 
rund 20.000 
armutsbetroffe-
nen Menschen 
zugute.“
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Nachhaltigkeitsministerin Maria Patek, die Geschäftsführerin 
der Wiener Tafel, Alexandra Gruber, und Bundeskanzlerin 
Brigitte Bierlein.
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GLASRECYCLING IN ÖSTERREICH

ERFOLGREICH,  
NACHHALTIG,  
INNOVATIV

Österreich zählt euro-
paweit zu den erfolg-
reichsten Glasrecycling-

Nationen. Über 40 Jahre 
Erfahrung und hohe Anforde-
rungen und Ziele, die sich die 
Austria Glas Recycling GmbH, 
ein Unternehmen der ARA, 
bewusst selbst setzt, liefern 
die Grundlage dafür.  Dieses 
erfolgreiche System führt zu 
jährlich steigenden Sammel-
mengen und positiven Effek-
ten in vielerlei Hinsicht:

˹˹ Lizenzpartner können sich 
eines stabilen, wettbewerbs-
fähigen Lizenztarifs sicher 
sein und auf das Know-how 

eines erfahrenen Partners 
bauen.

˹˹ Österreich kann sich auf ein 
langfristig funktionierendes, 
wohldurchdachtes Glas-
recyclingsystem verlassen.

˹˹ Durch den Einsatz von 
Altglas werden Ressourcen 
geschont und Treibhausgas-
emissionen reduziert.

In Zeiten wie diesen, wo 
Klimawandel und Rohstoff-
knappheit unser aller Leben 
prägen, ist es unumgänglich, 
ressourcenverschwendendes 
Wirtschaften dort, wo es nicht 
schon passiert ist, durch nach-

haltige Kreislaufwirtschaft zu 
ersetzen. Wenn eine intakte 
Umwelt, wirtschaftlicher Erfolg 
und nicht zuletzt Wohlstand 
erhalten bleiben sollen, müs-
sen Rohstoffe so lange und so 
oft wie möglich wiederverwer-
tet werden. 

KONTAKT 
Austria Glas Recycling GmbH
www.agr.at
www.facebook.com/
austriaglasrecycling

Ein Unternehmen der ARA
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Wollen Sie die Umwelt schützen und  
für eine enkerltaugliche Zukunft in

Ihrer Gemeinde sorgen?

powered by Saubermacher
smart services

Kontaktieren Sie uns: smartwaste@saubermacher.at
www.saubermacher.at

JETZT testen: 
Smart Services
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Optimale Klär- 
schlammentwässe-
rung ist wichtiger 
denn je – nicht zu-

letzt wegen ständig steigender 
Entsorgungskosten. Der VTA 
mudinator® revolutioniert die 
Entwässerung von Klär-
schlamm und bietet damit 
enormes Einsparungspoten-
zial bei der Verwertung und 
Entsorgung von Klärschlamm. 
So sparen die Gemeinde und 
ihre Bürgerinnen und Bürger 
bares Geld.

Die Schlammentsorgung ist 
bei Kläranlagen bereits einer 
der größten Kostenfaktoren. 
In der Schweiz fallen für die 
thermische Verwertung schon 
Kosten von bis zu 450 Euro 
pro Tonne Klärschlamm an, 
und der Trend geht weiter 
nach oben. Auch in Österreich 
sind deutlich höhere Kosten 
als bisher zu erwarten. Des-
halb sprechen – neben einem 
stabileren Kläranlagenbetrieb 
– auch wirtschaftliche Gründe 
dafür, Klärschlamm möglichst 
effektiv zu entwässern.

Genau hier setzt der VTA 
mudinator® mit seiner inno-
vativen Ultraschalltechnologie 
an. Mit sehr geringem Ener-
gieeinsatz wird die Flocken-
struktur so verändert, dass der 
Ladungsausgleich mit den ein-
gesetzten Polymeren besser 
erfolgen kann. Es entstehen 
scherstabilere Schlammflo-
cken, Zwischenwasser wird 
entfernt. Dadurch wird die zu 
entsorgende Klärschlamm-
menge reduziert.

Erfolgreich im Einsatz. Was 
das bedeutet, zeigen inzwi-
schen erfolgreiche Praxisbei-

spiele aus Österreich, Deutsch-
land und der Schweiz. So 
konnte mit dem VTA mudina-
tor® z.B. in einer Kläranlage in 
Bayern, die den Klärschlamm 
mittels Schneckenpresse 
entwässert, der Trockenrück-
stand im Austrag von 22 auf 
mehr als 28 Prozent gesteigert 
werden. Die umfangreichen 

Versuchsreihen in Labor 
und vor Ort, die VTA vor der 
Installation der Anlage vorge-
nommen hatte, wurden damit 
auch in der Praxis überzeu-
gend bestätigt. 

Im Team noch stärker. 
Optimiert wird die Wirkung 
des VTA mudinator® durch 

VTA Biocitran®, ein speziell 
für die Synergie mit dieser 
Technologie entwickeltes 
Hochleistungsprodukt zur 
Klärschlammentwässerung. 
Vor der Ultraschallbehandlung 
zudosiert, verbessert es noch-
mals die Stabilität der Klär-
schlammflocken, optimiert die 
Polymerwirkung und steigert 
die Austrags-Trockensubstanz 
des Klärschlamms. Das Zen-
trat ist weniger belastet und 
verringert damit die Rückbe-
lastung der Kläranlage.

Die bessere Entwässer-
barkeit des Klärschlamms 
ist nicht der einzige Vorteil: 
Darüber hinaus reduziert 
sich auch der Polymerbedarf, 
am Beispiel der bayerischen 
Kläranlage um rund acht 
Prozent. Insgesamt spart der 
Einsatz des VTA mudinator® 
in diesem Klärwerk bares Geld 
ein, womit sich die Anschaf-
fung innerhalb weniger Jahre 
amortisiert. Die Investition 
rechnet sich!

In Zukunft noch wichtiger. 
Der VTA mudinator® bringt 
also enorme Kostenvorteile – 
und sie werden umso größer, 
je mehr die Entsorgungs-
kosten für Klärschlamm in 
Zukunft steigen. „Das bedeu-
tet riesige Kostenersparnis 
für die Gemeinden und ihre 
Bürgerinnen und Bürger!“, so 
VTA-Geschäftsführer Ing. Dr. 
h.c. Ulrich Kubinger.
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ABWASSERBEHANDLUNG – KLÄRSCHLAMM

INNOVATION SPART  
ENTSORGUNGSKOSTEN

Der VTA mudinator® bringt enorme Kostenvorteile. 

KONTAKT 
Bei Interesse melden Sie sich 
unter vta@vta.cc
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Baustoffe, die beim Rück-
bau, Umbau oder der Sanie-
rung von Bauwerken zum 
Beispiel als Bauschutt, als 
Straßenaufbruch oder Bo-
denaushub anfallen, sind zu 
wertvoll für die Entsorgung 
auf einer Deponie. Wie sieht 
die Kreislaufwirtschaft für 
mineralische Rohstoffe aus? 
 
Johannes Zöchling: In  
Österreich werden rund 100 
Millionen Tonnen minerali-
scher Rohstoffe jährlich ge-
wonnen und verbaut, darunter 
fallen zum Beispiel Sand, Kies, 
Kalk, Lehm, Ton, Mergel und 
Gips. 80 Prozent davon benö-
tigt die Bauwirtschaft für den 
Hoch-, Tief- und Wohnungsbau. 
Mineralische Rohstoffe können 
wiederverwertet werden, 
allerdings ist die Menge der 
Recyclingmaterialien gegen-
über den Primärrohstoffen mit 
nur 6,5 Millionen Tonnen recht 
gering.

Woran liegt das? 

Mineralische Abfälle sinnvoll 
zu verwerten, ist eines der 
Ziele vieler Unternehmen, die 
im Bereich von Recycling-Bau-
stoffen tätig sind. In Relation 
zum Preis von Naturmateria-
lien sind aber Recyclingbau-
stoffe aufgrund der hohen 
Behandlungskosten derzeit 
kaum günstiger. Daher wird 
dem Naturprodukt der Vorzug 
gegeben. Der Fokus unserer 
Branche liegt deshalb darin, 
Behandlungs- und Transport-
kosten zu minimieren und der 
Ressourcenverschwendung 
durch gezielte Vermarktung 
entgegenzuwirken.

Ressourcenknappheit ist 
ein Standardargument für 
nachhaltiges Bauen. Aber ist 
es tatsächlich berechtigt? 
Das Argument Ressourcen-
knappheit stimmt in Öster-
reich nur bedingt, da bei Fest-
gestein und Kies grundsätzlich 
keine Knappheit herrscht. 
Da sich viele Lagerstätten in 
Privatbesitz befinden, sind 

eine Erschließung und die 
erforderliche Abbaugenehmi-
gung schwierig zu erwirken. 
Hier könnte man von einer 
„Genehmigungsknappheit“ 
sprechen.

Sehen Sie noch weitere 
Gründe für die geringe  
Recyclingquote? 
Hier muss man auf den 
Gesetzgeber verweisen. Durch 
gezielte Verwendungspflichten 
von Recyclingprodukten bei 
Neubauten würde sich die 
Quote automatisch erhöhen. 
Auf Baustellen fallen immer 
wieder große Mengen an 
kiesigen Aushüben an. Diese 
könnte man – vorausgesetzt 
sie entsprechen den chemi-
schen und technischen Rah-
menbedingungen – wieder zu 
Betonzuschlägen aufbereiten. 
Leider ist dies in genehmigten 
Kieswaschanlagen immer 
noch nicht möglich. Somit wer-
den wertvolle Sekundärroh-
stoffe nicht sinnvoll wiederver-
wertet.

Sind Recyclingprodukte von 
geringerer Qualität? 
Nein, derzeit entsprechen die 
Qualitäten der Recyclingpro-
dukte in bautechnischer und 
chemischer Hinsicht jener von 
Naturmaterialien.

Worauf ist beim Abbruch 
von Bauwerken zu achten, 
um mineralische Rohstoffe 
bestmöglich für die Wieder-
verwertung vorzubereiten? 
Durch das Ziel, ein hochwerti-
ges Recyclingprodukt herzu-
stellen, haben sich vor allem 
die Vorleistungen im Abbruch-
bereich und die Qualitätssiche-
rung im Herstellungsbereich 
geändert. 
Beim verwertungsorientierten 
Rückbau wird – wie der Name 
schon sagt –, im Gegensatz zur 
Vergangenheit, viel mehr Wert 
darauf gelegt, saubere, sprich: 
schad- und störstofffreie Aus-
gangsmaterialien zu gewin-
nen. Deshalb sind die lohn-
aufwendigen Leistungen beim 
Entfrachten, vor der Freigabe 

FORUM MINERALISCHE ROHSTOFFE

WERTVOLLE SEKUNDÄR-
ROHSTOFFE WERDEN 
NICHT WIEDERVERWERTET
Nachhaltiges Bauen ist in aller Munde – der Einsatz von Recyclingprodukten hält sich 
aber noch in Grenzen. Johannes Zöchling, Geschäftsführer der Hans Zöchling GmbH, 
über die Herausforderungen bei der Wiederverwertung mineralischer Rohstoffe. FO
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Auf Baustellen fallen große 
Mengen an kiesigen Aus-
hüben an. Diese werden als 
Betonzuschläge aufbereitet.

Johannes Zöchling: „Beim verwertungsorientier-
ten Rückbau wird Wert darauf gelegt, saubere, 
schad- und störstofffreie Ausgangsmaterialien 
zu gewinnen. Die lohnaufwendigen Leistungen 
beim Entfrachten sind dadurch extrem gestie-
gen, aber auch die Qualität der Recyclingpro-
dukte.“

zum maschinellen Abbruch, 
extrem gestiegen. Das wirkt 
sich in der Folge natürlich 
auch auf die höhere Qualität 
des Recyclingprodukts aus.

Wie sieht die anschließende 
optimale Aufbereitung aus?
In stationären und mobilen 
Aufbereitungsanlagen wird 
das Abbruchmaterial durch 
Brechen zerkleinert, sortiert 
und durch Sieben nach Korn-
größen klassiert. 
Moderne Aufbereitungsver-
fahren wie Windsichtung, 
Wäsche, Magnetscheider, 
Dichtetrennung und Sortier-
bänder sorgen für eine gezielte 
Abtrennung unerwünschter 
Störstoffe wie etwa Holz, 
Kunststoff, Metallen und Pa-
pier. Damit steigt die Qualität 
für die vorgesehene Wieder-
verwendung deutlich. Die 
so hergestellten rezyklierten 
Gesteinskörnungen können 
wieder als hochwertige Bau-
stoffe eingesetzt werden.

Was zählt zu den Schad- 
und Störstoffen?
Als Schadstoffe gelten unter 
anderem Asbest, künstliche 
Mineralfasern, FCKW-haltige 
Dämmstoffe, Teerasphalt, Iso-
lierungen, Dichtungsmassen 
und Parkettbodenversiegelun-
gen sowie mineralölverunrei-
nigte Materialien wie Böden 
oder Tankeinrichtungen. Unter 
Störstoffe fallen Fußboden-
aufbauten, nichtmineralische 
Boden- oder Wandbeläge, 
Überputzinstallationen aus 
Kunststoff und z. B. Glasbau-
steine. Welche Grenzwerte 
jeweils zulässig sind, ist der 
Baustoffrecycling-Verordnung 
zu entnehmen.

Stichwort Baustoffrecyc-
ling-Verordnung – welche 
Vorteile sehen Sie in dieser 
gesetzlichen Maßnahme, 
die am 1. Jänner 2016 in 
ihren wesentlichen Teilen in 
Kraft getreten ist? 
Es ist meiner Meinung nach 

einfacher geworden, den Pro-
duktstatus mit einer gewissen 
Qualitätsklasse zu erreichen. 
Dadurch ist es einfacher zu 
vermarkten.

Bei einer Umfrage von 
IFES haben neun von zehn 
Befragten angegeben, dass 
es ihnen „sehr wichtig“ 
oder „eher wichtig“ ist, dass 
Rohstoffe wie Sand, Kies 
und Schotter keine langen 
Transportstrecken haben. 
Worauf muss ein privater 
Bauherr achten, wenn er 
bei einem Abbruch an die 
Weiterverwendung seiner 
mineralischen Rohstoffe 
denkt?
Wir empfehlen, die Unterstüt-
zung einer Fachfirma einzuho-
len. Erstgespräche sind kosten-
los und man erfährt als Laie, 
worauf man achten muss. Bei 
Rauminhalten über 3500 m³ 
und bei anfallenden Abfällen 
von mehr als 750 Tonnen ist 
eine Schad- und Störstoffer-

kundung noch vor Abbruchbe-
ginn durchzuführen. Einfami-
lienhäuser fallen aber in der 
Regel nicht darunter.

Was ist beim Einsatz von 
Recyclingmaterial zu be-
rücksichtigen?
Je höher die Qualitätsklasse, 
desto weniger ist das Produkt 
in der Anwendung beschränkt. 
Der Einsatz eines qualitätsge-
sicherten Recycling-Baustoffs 
mit der Qualitätsklasse U-A ist 
unter Einhaltung aller relevan-
ten Rechtsgrundlagen ohne 
Verwendungsverbote möglich.
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INFORMATIONEN
Forum mineralische Rohstoffe
Mag.iur. Robert Wasserbacher
Wiedner Hauptstraße 63
1045 Wien
Tel.: 05 90 900 3534
info@ForumRohstoffe.at
www.ForumRohstoffe.at
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Große Bauprojekte verändern den Lebens-
raum der Bürgerinnen und Bürger für 
Jahrzehnte, sodass das kollektive Bedürf-

nis der Mitgestaltung und Einflussnahme oftmals 
recht groß ist. Gleichzeitig kann die Belastung 
durch eine – mitunter jahrelang bestehende – 
Baustelle zu nervenaufreibenden Konflikten in-
nerhalb der Bevölkerung führen. Wie kann hier 
ein geeignetes, ressourcenschonendes Konzept 
Abhilfe schaffen?

Was nach lästiger Pflicht klingt, steigert glei-
chermaßen die Akzeptanz in der Bevölkerung: 
In der heutigen Zeit spielen Ressourcenscho-
nung und Nachhaltigkeit eine immer größere 
Rolle. Das demonstriert nicht zuletzt eindrucks-
voll die Fridays for Future-Bewegung. Auf dem 
Fachgebiet der Umwelttechnik und Bauplanung 
wird aber bereits seit Jahrzehnten daran gearbei-
tet, schonend mit unseren Ressourcen und der 
Umwelt umzugehen, und das systematisch und 
zielführend.

Weniger ist mehr. Im Sinne eines nachhalti-
gen Umweltschutzes gilt heute der Grundsatz, 
Abfälle vorrangig zu vermeiden, zu verringern, 
zu verwerten oder zu beseitigen. Weniger Abfall 
schützt die Umwelt. Weniger Abfall bzw. die 
Verfolgung einer effizienten Abfallwirtschaft 
nützt aber auch Unternehmen, Gemeinden und 
deren BürgerInnen. Für wirtschaftliche Betriebe 
eröffnet sich zudem eine Möglichkeit, die Vortei-
le am Markt bescheren kann. 

Bauvorhaben, seien es Hochbauvorhaben, wie Errichtung, Abbruch,  
Zu- oder Umbauten, oder auch andere infrastrukturelle Baumaßnahmen, 
stellen für Gemeinden und Kommunen immer ein gewisses Risiko dar

Abfälle erst 
gar nicht ent-
stehen zu las-
sen – das ist der 
wichtigste 
Grundsatz der 
Abfallwirtschaft.“

Für öffentliche Auftraggeber ist es wiederum 
eine Chance zu beweisen, dass Umweltschutz 
ernst genommen wird und die Belastung für 
Mensch, Umwelt und Natur möglichst gering 
gehalten werden kann.

Gleichzeitig verschaffen innovative und 
ressourcenschonende Konzepte im Bereich des 
Bauens Rechtssicherheit: Die europaweiten Nor-
men und Gesetze sowie nationale Vorgaben ein-
zuhalten und dies auch nachzuweisen ist ohne 
einschlägige Fachplanung kaum zu bewältigen. 
Bei Nichteinhaltung drohen großteils empfindli-
che Strafen.

Zielsetzung: Am Anfang wissen, was am Ende 
übrig bleibt. Seit Anfang 2016 haben sich die 
Spielregeln für Baustellen in Hinblick auf ihren 
Umgang mit Abfällen stark verändert. Der Um-
gang mit Bau- und Abbruchabfällen, die Abfall-
trennung auf Baustellen sowie die Herstellung 
und Verwendung von Recycling-Baustoffen 
wurde durch die „Recycling-Baustoffverord-
nung“ neu geregelt. Für Auftraggeber wurde 
beispielsweise auch die Verpflichtung zum ver-
wertungsorientierten Rückbau eingeführt.

Das bedeutet, die Erkundung und Entfernung 
von relevanten Schad- und Störstoffen vor dem 
Abbruch eines größeren Gebäudes zu ermögli-
chen. Darüber hinaus müssen sie die korrekte 
Abfalltrennung auf Baustellen sicherstellen und 
Vorgaben für die Verwendung bestimmter Re-
cycling-Baustoffe machen. Die Verpflichtungen 

RESSOURCENSCHONENDER UMGANG BEI BAUVORHABEN

LEIDIGES MUSS – ODER 
CHANCE ZU BRILLIEREN?

ABFALLVERMEIDUNG
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Im Sinne eines nachhal-
tigen Umweltschutzes 
gilt heute der Grund-
satz, Abfälle vorrangig 
zu vermeiden, zu verrin-
gern, zu verwerten oder 
zu beseitigen. Weniger 
Abfall schützt die Um-
welt. Weniger Abfall 
bzw. die Verfolgung 
einer effizienten Abfall-
wirtschaft nützt aber 
auch Unternehmen, 
Gemeinden und deren 
BürgerInnen.

vorzusehen. Das ist eine Basis für eine zielge-
richtete Ausschreibung bzw. vertragliche Ge-
staltung hinsichtlich der Rückbau- und Entsor-
gungsleistungen und eignet sich hervorragend, 
um innerhalb der Bevölkerung Bewusstseinsbil-
dung hinsichtlich der kollektiven Vermeidung 
von Abfall zu schaffen.

Innovative Konzepte fördern Regionalität. 
Qualitätskriterien, wie umweltfreundliche und 
innovative Abfallkonzepte, sollten im Vergleich 
zum Anschaffungspreis ein maßgebliches 
Gewicht bei der Findung des Auftragnehmers 
haben und sind ein geeignetes und sinnvol-
les Zuschlagskriterium bei Bestbietervergaben 
gemäß dem Bundesvergabegesetz. Die Wahl 
von Zuschlagskriterien, die den Umweltschutz 
forcieren, stärkt gleichzeitig die regionale Wert-
schöpfungskette, da weite Anfahrtswege und 
der dadurch bedingte CO2-Ausstoß bekanntlich 
wenig umweltschonend sind.

Ein effizienter Hebel, der häufiger zur An-
wendung kommen sollte. Der weltweite Preis-
wettbewerb sollte nun endlich der Vergangen-
heit angehören und durch einen qualitativen 
Kampf um die innovativsten und nachhaltigsten 
Konzepte ersetzt werden.   

können vertraglich auch an andere Personen 
übertragen werden. Bei einer Ausschreibung 
können dafür entsprechende Leistungspositio-
nen festgesetzt werden.

Der Abfallbegriff ist aber oft nicht eindeutig 
und muss für konkrete Rahmenbedingungen 
im Detail geprüft werden, da das Zutreffen der 
Abfalleigenschaft einen massiven Einfluss auf 
die Wirtschaftlichkeit von Prozessen hat. Auch 
eine geringere Verkehrsentwicklung auf und 
rund um Baustellen könnte bzw. sollte in die 
Maßnahmen zur Steigerung der Nachhaltigkeit 
einfließen. Abfälle erst gar nicht entstehen 
zu lassen – das ist der wichtigste Grundsatz 
der Abfallwirtschaft. Vermeidung bremst das 
Wachstum unserer Abfallmengen, spart damit 
Energie und Rohstoffe, schont unser Grund-
wasser und ist ein aktiver Beitrag zum Klima-
schutz. 

Aus diesen und weiteren fachlichen Grün-
den ist das Erstellen eines Rückbau- und 
Entsorgungskonzepts grundsätzlich eine 
Planungsaufgabe. Durch die Erstellung die-
ser Konzepte erhält der Bauherr bereits im 
Planungsstadium seines Bauvorhabens einen 
detaillierten Überblick über die anfallenden 
Abfallarten und Abfallmengen und deren 
Verwertung/Beseitigung. Die entsprechen-
den Vorplanungen unterstützen den Bauherrn 
dabei, verwertungsorientierte Abbruchtechni-
ken, effektive Abfalltrennsysteme, Abfallver-
meidungsmaßnahmen und Verwertungswege 

DI DR. MONT., MSC. (OU) ARNE M. RAGOSSNIG IST GESCHÄFTSFÜHRENDER  
GESELLSCHAFTER DER RM UMWELTKONSULENTEN ZT GMBH
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Unter dem Motto „Von Ried in die weite 
Welt“ präsentierte der oberösterreichi-
sche Luftfahrtkonzern FACC aus Ried im 
Innkreis gemeinsam mit seinen Partnern 
das autonome Air Taxi. Diese elektrisch 
betriebenen Fluggeräte haben das Zeug, 
die innerstädtische Mobilitätsfrage zu re-
volutionieren.

URBAN AIR MOBILITY

FACC PRÄSENTERT 
AUTONOMES „AIR TAXI“

FACC ist ein weltweit führendes Aerospace-
Unternehmen in Design, Entwicklung 
und Fertigung von Luftfahrttechnologien 

und fortschrittlichen Leichtbausystemen für 
Luftfahrzeuge mit Sitz in Ried im Innkreis. Die 
Oberösterreicher sind Anfang November eine 
strategische Partnerschaft mit EHang, einem der 
weltbesten Unternehmen im Bereich autono-
mer Luftfahrt, eingegangen. Gemeinsam mit 
dem chinesischen Technologieunternehmen, 
das 2016 vom Magazin Fast Company unter 
die „Most Innovative Companies of the World“ 
gewählt wurde, will FACC zukünftig autonome 
Luftfahrzeuge (Autonomous Aerial Vehicles, 
AAV) optimieren und zur Serienreife bringen. 
Darüber hinaus arbeitet FACC gemeinsam mit 
EHang an der Weiterentwicklung des individu-
ellen Luftverkehrs der Zukunft und der Erfor-
schung neuer Technologien und Konzepte für 
AAVs. 

Und SES (Spar European Shopping ) ist in der 
Branche bekannt dafür, Neuerungen und Trends 
als erstes einzuführen: von Shopinnovationen, 
Star-Architektur, State-of-the-art-Technolo-
gien, Partner der ersten gemanagten Einkaufs-
straße Österreichs in Wien bis hin zur ersten 

INNOVATION & VERKEHR
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INNOVATION & VERKEHR

Ausstellung eines Air Taxis, die vom Shopping-
Center Weberzeile initiiert wurde. 

Urban Air Mobility: Mit dem Lufttaxi zur Ar-
beit. Die Bevölkerung in den Städten weltweit 
nimmt rasant zu. Bis zum Jahr 2030 wird mit 5,2 
Milliarden rund eine Milliarde Menschen mehr 
in urbanen Regionen leben als heute. Der Anteil 
der Stadtbewohner wird dann bei 60 Prozent der 
Weltbevölkerung liegen, was dazu führen wird, 
dass Menschen tagtäglich von Staus auf den 
Straßen betroffen sein werden. Flugtaxis sollen 
dabei helfen, unter Nutzung des Luftraums als 
„3. Dimension“ die Verkehrsprobleme der Städte 
zu lösen. Neu entwickelte, umweltfreundliche 
Elektroantriebe, leistungsstarke Batterien mit 
kurzen Ladezeiten, minimaler Platzbedarf für 
Start- und Landeplätze, schnelle Computer und 
Big Data schaffen die nötigen Voraussetzungen, 
um „Urban Air Mobility“, also Luftmobilitäts-
konzepte innerhalb und zwischen Städten, prak-
tisch in Angriff zu nehmen. Neben dem Trans-
port von Personen oder Gütern bieten autonome 
Fluggeräte zahlreiche andere Einsatzmöglich-
keiten wie etwa Flüge zum Transport dringender 
Notfallgüter oder für risikoreiche Einsätze aus 

der Luft bei Umweltkatastrophen. Das Markt-
potenzial ist sehr vielversprechend: Laut einer 
Studie von Roland Berger besteht in den nächs-
ten Jahren ein Bedarf von Lufttaxis im Wert von 
32 Milliarden Euro.

Innovation aus Oberösterreich: Das Air Taxi 
von FACC. „Die Frage ist nicht mehr ob, sondern 
wann Flugtaxis kommen. Wir sind jedenfalls 
ganz vorne dabei“, erklärt Robert Machtlinger, 
Vorstandsvorsitzender der FACC AG. „Wir freuen 
uns sehr über die Kooperation, da wir damit das 
Thema der breiten Öffentlichkeit präsentieren 
können. Gleichzeitig sehen wir viel Potenzial, 
um gemeinsam mit SES die Weiterentwicklung 
des Themas UAM voranzutreiben. Einerseits 
im Bereich Drohnenlogistik im Retail-Bereich 
bis hin zur Weiterentwicklung von Shopping-
Centern zu Mobility Hubs. Ich möchte mich bei 
SES und unserem Partner FACC herzlich dafür 
bedanken“, so Felix Lee CEO EHang Europe. 

Noch 2019 wird die Serienproduktion des Air 
Taxis starten. Weltweit gibt es bereits mehrere 
tausend Vorbestellungen.     

̎̎ Mehr auf www.facc.com
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Bereits seit Juli 2019 
sind die ersten eVitos 
auf Österreichs Straßen 

unterwegs. Als Kastenwagen 
ist der eVito vor allem im urba-
nen Lieferverkehr zuhause, 
erfüllt durch seine Reichweite 
und seine Laderaumkapazität 
insbesondere Ansprüche von 
Handwerkern und Servicetech-
nikern. 

Eine installierte Batterie-
kapazität von 41,4 kWh sorgt 
für eine Reichweite von rund 
150 Kilometern. Nach sechs 
Stunden Ladezeit steht die 
volle Reichweite wieder zur 
Verfügung. Der Listenpreis für 
den eVito Tourer (Bus) startet 
bei 41.200 Euro exkl. Steuern, 
der Kastenwagen liegt bei 
41.990 Euro. 

Der batterieelektrische 
Antrieb des eVito leistet 84 kW 
und erreicht ein Drehmoment 
von bis zu 300 Newtonmetern, 
maßgeschneidert für den 
urbanen Einsatz. Die Höchst-
geschwindigkeit lässt sich an 
den jeweiligen Einsatzzweck 
anpassen. Ist der eVito vor-
wiegend im innerstädtischen 
Bereich unterwegs, schont eine 
Höchstgeschwindigkeit von 
80 km/h die Energiereserven 
und vergrößert die Reichwei-

te. Alternativ lässt sich eine 
Höchstgeschwindigkeit von bis 
zu 120 km/h konfigurieren.

Jede Menge Platz. Der Mid 
Size-Van kann mit zwei un-
terschiedlichen Radständen 
geordert werden. Die Basisver-
sion mit einer Gesamtlänge 
von 5140 Millimetern verfügt 
über eine maximale Zuladung 
von 1073 Kilogramm und da-
mit auf dem Niveau des Vito 
mit klassischem Antrieb. Die 
extralange Version kommt auf 
5370 Millimeter. 

Intelligentes Laden. Der Kauf 
eines Elektroautos ist aber nur 
der erste Schritt hin zur nach-
haltigen Zukunft der Mobilität. 

Um kleine und große Flotten 
und Fuhrparks effizient laden 
zu können, braucht es auch 
eine maßgeschneiderte La-
delösung und Infrastruktur. 

Im Rahmen einer Koope-
ration haben Mercedes-Benz 
und The Mobility House 
ein gemeinsames Produkt 
entwickelt – das „Intelligent 
eCharging“. Das System 
ist über eine Schnittstelle 
integriert in Mercedes PRO 
connect– die digitalen Dienste 
von Mercedes-Benz, die neue 
Wege bei der wirtschaftlichen 
und effizienten Fuhrpark-Steu-
erung bieten. Diese beinhalten 
Service- und Wartungsma-
nagement ebenso wie eine 
Fahrstilanalyse, eine optimier-
te Kommunikation zwischen 

Flottenmanager und Fahrer 
oder die mobile Überprüfung, 
ob Türen verriegelt und Fens-
ter geschlossen sind.

Mit Mercedes PRO connect 
können im eVito Informatio-
nen über Batterieladestand, 
Reichweite und das Lade- 
ende zur Verfügung gestellt 
werden und es ermöglicht 
einfaches Vorklimatisieren/
heizen: Der Fahrer steigt im 
Winter in ein vorgeheiztes, im 
Sommer in ein vorgekühltes 
Fahrzeug. Auch die Batterie 
wird, zugunsten von mehr 
Reichweite, auf die optimale 
Betriebstemperatur vorein-
gestellt. Durch eine Vermei-
dung von Lastspitzen ist ein 
kostenoptimiertes Laden der 
Flotte möglich. 

ELEKTROMOBILITÄT

FLÜSTERLEISE DURCH DEN 
LIEFERVERKEHR
Der neue e-Vito verbindet gewohnten  
Komfort und Ladevolumen des Vitos mit 
Verbrennungsmotor mit einem  
klimafreundlichen Elektromotor.
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Ist der eVito vorwiegend im innerstädtischen Bereich unter-
wegs, schont eine Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h die 
Energiereserven und vergrößert die Reichweite.

Mit Mercedes PRO connect 
können im eVito Informationen 
über Batterieladestand, Reich-
weite und das Ladeende zur 
Verfügung gestellt werden.

INNOVATION & VERKEHR
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E in neu eröffnetes Repair-Café dient als sozi-
aler Treffpunkt und ermöglicht die Nutzung 
eines seit langem leerstehenden Gebäudes 

im Gemeindezentrum. Eine Gemeinde ent-
schließt sich dazu, für das Catering auf eigenen 
Veranstaltungen nur mehr regional verfügbare 
Lebensmittel anzubieten. Das sind nur zwei 
Beispiele für Maßnahmen, die auf dem Konzept 
einer suffizienten Lebensweise basieren.

Es gibt viele Anknüpfungspunkte und Mög-
lichkeiten, wie Gemeinden ihre Bürgerinnen und 
Bürger dabei unterstützen können. Dies können 
sie durch Schaffung entsprechender Rahmenbe-
dingungen, aber auch durch Wahrnehmung ihrer 
Vorbildrolle erreichen. Insbesondere können 
über Bildungsschwerpunkte in Schulen und 
Kindergärten Impulse gesetzt werden. 

Konsumgüter und Ernährung. Wir produzieren 
eine hohe Menge an Abfall, die relativ einfach 
zu vermeiden wäre. Eine in vielen Gemeinden 
bereits eingesetzte Lösung besteht in Reparatur-
angeboten (z.B. Repair-Café, offene Werkstatt) 
oder Tauschzentralen (Kleidertauschmärkte, 
Spielzeugflohmärkte), die neben der Vermei-
dung von Abfall auch die soziale Interaktion 
der Bürgerinnen und Bürger fördern sowie eine 
Nutzung leerstehender Gebäude ermöglichen. So 
wird der Suffizienzgedanke mit einer Strategie 
zur Belebung von Ortskernen und der Reduktion 
von Leerständen verbunden. 

Bei der Ernährung stehen die Themen „Ver-
meidung von Essensabfällen“ und „klimafreund-
liche Ernährung“ im Vordergrund. Die Gemeinde 
kann Aktionen zur Reduktion von Lebensmittel-
abfällen initiieren (z. B. öffentliche Kühlschränke) 
und über Unterstützung konkreter Projekte wie 

Gemeinschaftsgärten und FoodCoops die Nutzung 
regional verfügbarer Lebensmittel fördern. Spe-
ziell in diesem Bereich kann die Gemeinde selbst 
mit gutem Beispiel vorangehen. 

Raumnutzung, Mobilität und Energie. Hier 
kann die Gemeinde durch Ausnützung ihrer 
Möglichkeiten bei der Raumplanung vor allem 
die Mobilitätswege ihrer Bevölkerung reduzieren 
und damit sowohl Zeit- als auch Energieeinspa-
rungen auslösen. Mittel dafür sind beispielsweise 
Mehrfach- und Zwischennutzungen von Gebäu-
den, Begegnungszonen und Co-Working Spaces. 

Bei der Mobilität selbst kann sehr anschaulich 
die Idee des „nutzen statt besitzen“ verdeutlicht 
werden. Einrichtung und Förderung von E-Car-
Sharing, Leih-Fahrrad-Angeboten und Fahrten-
diensten werden bereits in vielen Gemeinden 
umgesetzt. Im klimaaktiv youtube-Kanal finden 
sich Videos von innovativen Projekten zur ver-
kehrssparenden Siedlungsentwicklung:  
www.youtube.com/klimaaktiv. 

Beratungsangebote helfen den Bürgerinnen 
und Bürgern, Aspekte einer suffizienten Lebens-
weise in ihren Alltag zu integrieren. Im Mittel-
punkt steht dabei, unnötige Verbräuche ohne 
Verlust von Komfort zu reduzieren, beispiels-
weise durch angemessene Raumtemperaturen 
oder Vermeidung unnötiger Beleuchtung. Unter-
stützung beim Wandel zu nachhaltigen Struktu-
ren sowie Beispiele für umgesetzte Suffizienz-
Projekte bietet das e5 Programm  
www.e5-gemeinden.at.   

̎̎ Reparaturinitiativen in Österreich:  
www.topprodukte.at/de/service/ 
Reparatur-Initiativen.html

„SUFFIZIENZ“ ODER „WAS IST GENUG?“

ES GEHT NICHT  
UM VERZICHT

WAS VERSTEHT 
MAN UNTER 
SUFFIZIENZ 
EIGENTLICH?

Die Suffizienz stellt die 
Frage nach dem richti-
gen Maß. Es geht dabei 
nicht um Verzicht, 
sondern um die Frage, 
welche Güter man für 
ein zufriedenes und 
erfülltes Leben wirklich 
benötigt und wie man 
diese Güter schonend 
bereitstellen kann. Die 
Suffizienz ist neben 
der Effizienz und dem 
Einsatz erneuerbarer 
Energien einer der 
zentralen Aspekte einer 
nachhaltigen Entwick-
lung. 

Bei Suffizienz handelt es sich um das Bemü-
hen um einen niedrigen Rohstoffverbrauch.  
Es geht dabei nicht um Verzicht, sondern um 
die Frage, was man wirklich benötigt und 
wie man es bereitstellen kann.
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LETZTE VORBEREITUNGEN FÜR DEN WINTER

NUTZEN SIE DIE BBG

Jede Jahreszeit stellt Ge-
meinden vor andere Her-
ausforderungen. Die nasse 

Jahreszeit hinterlässt vor allem 
Spuren auf Böden. Damit 
Sie diese schnell und einfach 
beseitigen können, bietet die 
BBG ein breites Sortiment an 
Reinigungsmittel, -materialien 
und -maschinen an. Hier steht 
nicht nur die optimale Reini-
gungsleistung im Mittelpunkt, 
es wird auch auf die Schonung 
von Mensch, Maschine und 
Umwelt Rücksicht genommen. 
Welche Reinigungsmittel die 
Kriterien des Österreichischen 
Aktionsplans für nachhaltige 
öffentliche Beschaffung (naBe) 
erfüllen, sehen Sie im e-Shop 
der BBG auf einen Blick. 

Der Winter ist nicht nur 
nass, sondern auch dunkel. 
Daher sollten Sie auch Ihre 
Elektroinstallationen auf 
Vordermann bringen. Um für 
Sie eine bestmögliche Versor-
gung zu garantieren, arbeitet 
der Vertragspartner der BBG 
mit regionalen Installations-
unternehmen zusammen. Die 
Zusammenarbeit mit kleinen 
und mittleren Unternehmen 
ermöglicht es der BBG, Regi-
onalität, Nachhaltigkeit und 
Innovation in Ihren Beschaf-
fungsprozess zu integrieren. 
So wird, zum Beispiel, Strom 
nur nach dem Ökostromge-
setz ausgeschrieben und ein 
eigenes Los gemäß Umwelt-
zeichen 46 angeboten. Perfekt 

für Ihren alternativbetrieben 
Fuhrpark, welchen Sie ohne 
eigene Ausschreibung über die 
BBG ausstatten können.

Apropos Fuhrpark: Die BBG 
bietet neben Wartungsleistun-
gen, wie Reifenmanagement, 
auch unterschiedliche Fahr-
zeuge zur Schneeräumung an.

Est volut quiber 
Quas consed  
es aut inum re-
pudae Lorem. 

KONTAKT 

Mehr Informationen unter 
www.bbg.gv.at und  
www.e-shop.gv.at.

Besuchen Sie die Themen-
welten „Kommunal“ im  
e-Shop der BBG und bestel-
len Sie rechtzeitig Auftau-
salze, Schneeschieber und 
Winterreifen.
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M it der Bürgerbefra-
gung der Österreichi-
schen Post erfahren 

Sie, was Bürger, Mitarbeiter 
oder Kunden zu bestimmten 
Themen denken: schnell und 
unkompliziert, effizient und 
kostengünstig.

  
Wie läuft eine Bürgerbefra-
gung über die Post ab?
Zunächst beraten wir Sie 
umfassend, wie Sie den für Ihr 
Anliegen optimalen Frage-
bogen inhaltlich zusammen-
stellen. Anhand einer Vorlage 
gestalten Sie Ihren individu-
ellen Fragebogen und liefern 
uns die fertigen Druckdaten 
(bei Bedarf können wir auch 
die Gestaltung übernehmen). 

Wir kümmern uns anschlie-
ßend um Druck und Versand 
der Kundenbefragung inkl. 
Anschreiben, Fragebogen und 
Antwortkuvert. Außerdem 
sorgen wir dafür, dass Sie die 
Antwortsendungen der Befrag-
ten erhalten.

 Um Ihnen das manuelle 
Sichten der Antworten zu 
ersparen, liefern wir Ihnen op-
tional alle Antwortsendungen 
als PDF, um diese bequem am 
PC zu sichten. Sie möchten 
die Ergebnisse ohne manu-
ellen Erfassungsaufwand 
direkt digital auswerten? Kein 
Problem! Mittels OCR-Erken-
nung bereiten wir Ihnen alle 
Ergebnisse Ihrer Befragung als 
elektronischen Datensatz auf. 

Ihre Vorteile durch eine 
Bürgerbefragung:

˹˹ Mehr Sympathien und Ver-
trauen: Mit der Einbindung 
der Bürger in kommunale 
Entscheidungen fühlen sich 
diese wertgeschätzt und 
verstanden und Sie werden 
dafür mit Sympathien 
belohnt.

˹˹ Begründbare Entscheidun-
gen aufgrund demokrati-
scher Faken: Entscheidun-
gen, die von der Mehrheit 
einer Gemeinde getroffen 
wurden, werden von der 
jeweiligen Minderheit 
leichter akzeptiert als eine 
Verordnung des Gemein-
derates.

˹˹ Schnelle und unkomplizier-

te Produktion: Wir beraten 
Sie kostenlos von der Idee 
bis zur Ausführung und 
kümmern uns um die Ab-
wicklung Ihrer Befragung.
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SCHNELL UND KOSTENSPAREND ZU DEMOKRATISCHEN ENTSCHEIDUNGEN 

BÜRGERBEFRAGUNGEN MIT DER POST

INFOS
Mehr zur Bürgerbefragung 
erfahren Sie bei unserer  
Business-Hotline 
0800 212 212, oder unter 
www.post.at/public
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Der Klima- und Energiefonds initiiert und unterstützt mit dem Programm 
„Mustersanierung“ ambitionierte Best-Practice-Sanierungsprojekte von 
Nicht-Wohngebäuden.

MUSTERSANIERUNGEN: DIE PROJEKTE

NICHT NUR VORBILDER,  
SONDERN AUCH LÖSUNGEN

Auf der Website mustersanierung.at ist 
nicht nur eine Vielzahl an Best-Practice-.
Beispielen aus allen möglichen Berei-

chen, darunter auch Kindergärten/Schulen und 
öffentliche Gebäude. Beispiele gefällig?

Volksschule und Kindergarten, Haibach. Der 
„Verein zur Förderung der Infrastruktur der 
Gemeinde Haibach KG“ führte eine thermische 
Sanierung und Erweiterung der Volksschule und 
des Kindergartens durch. Die Bruttogeschossflä-
che steigt von 1749 m² auf 2249 m², vorwiegend 
durch die Erweiterung der Mehrzweckhalle. 
Die Gebäude aus dem Jahre 1960 erhalten einen 
Vollwärmeschutz, wodurch sich der spezifische 
Heizwärmebedarf von 84,61 kWh/(m³a) auf 
6,86 kWh/(m³a) verringerte.
Zusätzlich wird eine 206,65 m² große Photovol-
taikanlage, mit einer Peak-Leistung von 30,98 
kW, Strom für den Eigenbedarf produzieren. 
Rund ein Drittel des Strombedarfs für Beleuch-
tung, Geräte und Warmwasser kann dadurch 
gedeckt werden.

Gemeindezentrum Neumarkt. Das ursprüng-
liche Gebäude wurde um ca. 1700 errichtet und 
wurde im Laufe der Zeit den verschiedenen Nut-
zungen angepasst. Nach der Gemeindezusam-
menlegung sollten im Erdgeschoss des Gebäudes 
die Hoheitsverwaltung mit Meldeamt, Bürger-
service, Mitarbeiterbereich, Besprechungs-
raum, einem Büro für allgemeine Sprechtage 
und öffentlicher Toilettenanlage untergebracht 
werden. Im Obergeschoss sollten die Räume 
für die Amtsleitung, den Bürgermeister inkl. 
Sekretariat, die Finanzabteilung und das Archiv 
untergebracht werden. Das neu ausgebaute 
Dachgeschoss sollte für weitere Archivflächen 
und einen Sitzungssaal genutzt werden.

Durch die zusätzliche Nutzung des Dachge-
schosses erhöht sich die Bruttogeschossfläche 
von 1581m² auf 1933m².

Die Raumheizung und Warmwasserbereitung 
erfolgte bisher elektrisch. Künftig werden 
Raumheizung und Warmwasserbereitung über 
die Fernwärme (erneuerbar) erfolgen.     

MUSTERSANIERUNG

WAS IST EINE  
MUSTER- 
SANIERUNG?
Eine Mustersanierung 
grenzt sich von einer 
herkömmlichen ther-
misch/energetischen 
Sanierung unter anderem 
durch deutlich höhere 
Energieeinsparung und 
CO2-Reduktionen ab. Eine 
Mustersanierung verfolgt 
aber auch soziale Ziele, 
wie etwa Komfortsteige-
rung und damit verbun-
den erhöhte Lebens- bzw. 
Wohnqualität.

Auf mustersanierung.at 
finden Sie alle Infos, 
auch Ansprechpartner 
für Planungs- und  
Förderberatung.
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INSOLVENZSTATISTIK FÜR DIE ERSTEN DREI QUARTALE 2019

PRIVATINSOLVENZEN  
„BOOMEN“ IMMER NOCH

D ie Abnahme der eröff-
neten Privatinsolvenz-
verfahren gegenüber 

dem „Rekordpleitenjahr 2018“  
um fast acht Prozent auf 7184 
sollte nicht darüber hinweg-
täuschen, dass man auch fast 
zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der Privatkonkursnovelle 2017 
(IRÄG 2017) noch immer um 
etwa ein Sechstel über dem 
Durchschnitt eines Jahres vor 
der Novelle liegt. 

Das Jahr 2017 mit weniger 
als 5000 eröffneten Privat-
konkursen dokumentiert 
das damalige Zuwarten auf 
die Novelle, mit welcher die 
zehnprozentige Mindestquote 
im Abschöpfungsverfahren 
abgeschafft und dieses zudem 
von sieben auf fünf Jahre 
verkürzt wurde.

Die erleichterten Mög-
lichkeiten zur Entschuldung 
lösten einen anhaltenden 
„Boom“ bei den Privatinsol-
venzen aus. Seit Einführung 
des Privatkonkurses im Jahr 
1995 waren es im Gesamt-
jahr 2018 erstmalig mehr als 
10.000 betroffene Personen. 
Dieser Rekordwert wird heuer 

voraussichtlich nicht wieder 
erreicht werden. Seit Inkrafttre-
ten des „Privatkonkurses neu“ 
haben jedoch durchschnittlich 
815 Personen pro Monat den 
Gang zum Privatkonkursge-
richt angetreten.

Gestiegen sind seit der No-
velle auch die Passiva. Vor der 
Novelle haben die Gesamtver-
bindlichkeiten in den ersten 
neun Monaten eines Jahres 
durchschnittlich knapp über 
700 Millionen Euro betragen. 
2019 sind diese zwar auf rund 
eine Milliarde Euro gesunken, 
im Rekordjahr 2018 waren sie 
auf 1,3 Milliarden geradezu 
„explodiert“, sind aber noch 
immer überdurchschnittlich 
und entsprechen den Passiva 
eines Gesamtjahres vor der 
Novelle. Die Abnahme rührt 
daher, dass nun auch vermehrt 
einkommensschwache Schuld-
ner mit geringen Verbind-
lichkeiten, somit der zweite 
durch die Novelle begünstigte 
Personenkreis, Insolvenzanträ-
ge stellen.

Bei den Firmeninsolven-
zen bleiben trotz schwächeln-

der Konjunkturdaten und 
steigender Arbeitslosenzahlen 
die Zahlen im Vergleich zu 
2018 nahezu unverändert 
(2252 bzw. + 0,1 Prozent). Die 
Bundesländer zeigen sich hier 
uneinheitlich. Während in 
Tirol (rund 30 Prozent) und im 
Burgenland (23,6 Prozent) die 
eröffneten Firmeninsolvenzen 
massiv zugenommen haben, 
sind sie in Kärnten (- 9,5 Pro-
zent) und der Steiermark (- 7,8 
Prozent) enorm zurückgegan-
gen. Die Gesamtpassiva haben 
im Jahresquartalsvergleich 
trotz gleichbleibender Anzahl 
der Firmeninsolvenzen um 7,1 
Prozent auf 1,787 Milliarden 
Euro abgenommen.

Die Privatinsolvenzen (inkl. Abweisungen) ha-
ben sich bis Ende September gegenüber dem 
Vergleichszeitraum des Vorjahres landesweit auf 
8060 verringert, bleiben aber generell auf einem 
anhaltend hohen Niveau seit der Novelle 2017.                                                                                       
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Mag. Hans Musser, geschäftsführender Direktor des AKV EURO-
PA: „Seit Inkrafttreten des ‚Privatkonkurses neu‘ haben durch-
schnittlich 815 Personen pro Monat den Gang zum Privatkon-
kursgericht angetreten.“

MEHR INFOS 

AKV EUROPA
Alpenländischer Kreditoren-
verband
Tel.: +43 (0)5 04 1000
Fax: +43 (0)5 04 100-1522
Schleifmühlgasse 2, 1040 Wien
www.akv.at

AKV EUROPA: 

Auf  
Kompetenz  
Vertrauen …



Der Verkehrstelema-
tikbericht 2019, der 
bereits der siebente 

in der Reihe ist, gibt einen 
umfassenden Überblick über 
die aktuellen Aktivitäten 
im Bereich der Intelligen-
ten Verkehrssysteme (IVS, 
auch: Intelligent Transport 
Systems, ITS) in Österreich. 
Mit seiner laufenden Umset-
zung von Maßnahmen zur 
Weiterentwicklung der IVS 
leiste das Verkehrsressort 
einen wesentlichen Bei-
trag zur Verbesserung der 
Sicherheit, der Effizienz und 
der Umweltverträglichkeit 
des österreichischen Ver-
kehrssystems, unterstrich 
Verkehrsminister Andre-

as Reichhardt in seinem 
Vorwort zum Bericht. Im 
Mittelpunkt der nationalen 
und internationalen Förder-
programme standen dem-
nach weiterhin intelligente 
und umfassende Services, 
die sowohl den BürgerInnen 
als auch der österreichischen 
Wirtschaft den einfachen 
und komfortablen Zugang zu 
einem integrierten und um-
weltfreundlichen Verkehrs-
system ermöglichen sollen.

Der öffentlichen Hand 
kommt in der Struktur der 
ITS Austria laut einem Be-
richt der Parlamentskorres-
pondenz von Anfang Oktober 
eine neue und zentrale Rolle 

zu. Wichtige Aufgaben hat 
die AustriaTech GmbH als 
gemeinwirtschaftlich orien-
tiertes Unternehmen, das für 
das BMVIT eine Agenturrolle 
übernimmt. Ziel der Austria-
Tech ist es, den gesellschaft-
lichen Nutzen neuer Tech-
nologien in Transport und 
Verkehr in Österreich zu ma-
ximieren sowie volkswirt-
schaftlichen Nutzen durch 
die Optimierung des künfti-
gen Verkehrsgeschehens zu 
generieren. Sie verfolgt dabei 
eine langfristige Strategie für 
nachhaltige Verkehrs- und 
Mobilitätslösungen, etwa bei 
IVS, Elektromobilität, Dekar-
bonisierung und automati-
siertes Fahren. ̎̎ www.bmvit.gv.at

Die ITS  
Austria-Platt-
form hat unser 
Verkehrssystem in 
das digitale  
Zeitalter gestellt.“
Andreas Reichhardt, 
Verkehrsminister

VERKEHRSTELEMATIKBERICHT 2019

ÖSTERREICHS VERKEHRSSYSTEM FIT  
FÜR DIE DIGITALE ZUKUNFT
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Kontaktieren Sie uns 
Telefon: +43 2236 601-0 • E-Mail: ctx@containex.com

www.containex.com

Ihre Vorteile: 
• Flexible Raumlösungen für Kindergärten /  
 Schulen / Sportvereine /Jugendzentren

• Wärmedämmung mit modernsten Materialien

• Attraktives Preis-Leistungsverhältnis

• Beratung vor Ort

Anwendungsbeispiele: 
• Gruppenräume

• Aufenthalts- und Sozialräume

• Umkleideräume und Garderoben

CTX_Inserat-KOMMUNAL (215x131)_219-rz.indd   1 08.08.19   14:52



SALZBURG WOHNBAU AUF MODERNISIERUNG VON RECYCLINGHÖFEN SPEZIALISIERT

Ergänzend leisten die  
Recyclinghöfe einen 
wertvollen Beitrag zur 

Mülltrennung und Abfallver-
wertung. Um das steigende 
Abfallaufkommen auch in Zu-
kunft bewältigen zu können, 
gilt es, bestehende Konzepte 
zu überdenken und Kapazitä-
ten zu erhöhen. „Viele Recyc-
linghöfe bestehen seit mehr 
als 20 Jahren und können den 
wachsenden Anforderungen 
nicht mehr gerecht werden. Sie 
rechtzeitig zu modernisieren 
ist wichtig, um keine Engpässe 
entstehen zu lassen“, infor-
miert Salzburg Wohnbau-Ge-
schäftsführer Christian Struber. 
Die Salzburg Wohnbau ist als 
Marktführer im Kommunal-
bau im Bundesland Salzburg 
auf die Neuausrichtung und 
Modernisierung von Recyc-

linghöfen spezialisiert. „Dabei 
wissen unsere Experten genau, 
was es zu beachten gilt, was 
umgesetzt werden kann und 
wie die Abläufe bei Abfall-
wirtschaftszentren optimal 
gestaltet werden können“, so 
Roland Wernik, Geschäftsfüh-
rer der Salzburg Wohnbau. 
Mit viel Know-how werden 
Planungsprozesse begleitet 
und Projekte professionell um-
gesetzt. Gelungene Beispiele 
gibt es viele.

Moderner Bau- und  
Recyclinghof für Bad 
Gastein. Unter dem Projekt-
management der Salzburg 
Wohnbau wurde der alte Recy-
clinghof in Bad Gastein abge-
rissen und auf dem 10.000 m² 
großen Areal nach den Plänen 
des ortsansässigen Architek-

turbüro „Vandealps architec-
ture“ ein Bauhof- und Altstoff-
sammelzentrum mit hoher 
Funktionalität und einem gut 
durchdachten Raumkonzept 
realisiert. Das Abfallwirt-
schaftszentrum verfügt über 
ein zeitgemäßes Muldensys-
tem, das den Benutzern die 
Entsorgung erleichtert. 

Zwölfteiliges Containermul-
densystem für Oberalm. In 
einer Bauzeit von acht Mona-
ten wurde in der Tennengauer 
Gemeinde Oberalm auf einer 
Gesamtfläche von 3300 m² 
ein Bau- und Recyclinghof 
errichtet, der dem neuesten 
Stand der Technik entspricht. 
So sorgt ein hochmodernes 
zwölfteiliges Containermulden-
system für eine unkomplizierte 
Entsorgung der Altstoffe. Ein 

zeitsparendes Zutritts- bzw. 
Zufahrts- und Abrechnungs-
system gewährleistet einen 
zügigen Entsorgungsablauf. 
Bereits in der Planungsphase 
wurde vom Architekturbüro 
„huber und theissl architek-
ten“ auf die Verwendung von 
nachhaltigen Materialien wie 
Holz und den Einsatz einer 
Photovoltaikanlage geachtet.

Mehr als zwei Millionen Tonnen Abfall fallen 
jährlich allein im Bundesland Salzburg  
an – Tendenz steigend! Deshalb sind die  
Recyclinghöfe in den Gemeinden eine  
wichtige Infrastruktur- und Serviceeinrich-
tung für die Bevölkerung, die zunehmend 
an Bedeutung gewinnt. 

ABFALLMANAGEMENT

MEHR INFOS 
Informationen zu aktuellen
Projekten der Salzburg Wohn-
bau unter
www.salzburg-wohnbau.at
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Der neue Recyclinghof in Bad Gastein  
besticht mit hoher Funktionalität. 

Anwenderfreundlich und auf dem aktuellen 
Stand der Technik präsentiert sich der neue 

Recyclinghof in Oberalm.

ANFORDERUNGEN  
AN RECYCLINGHÖFE 
STEIGEN
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KOMMENTAR

ALEXANDER HEMBACH   
IST GESCHÄFTSFÜHRER  
VON STIHL ÖSTERREICH

Grünräume in und rund um Gemeinden 
sind das Aushängeschild jeder Kommune. 
Wiesen, Gehwege, Wälder oder Parkanla-

gen werden regelmäßig gepflegt und bearbeitet. 
Mittlerweile gelingt dies kräfteschonend und 
geräuscharm. Ein einfaches Rezept: Man nehme 
die Natur und kombiniere sie mit dem richtigen 
Werkzeug. Im echten Leben hieße es dann: It’s a 
match. 

Wir setzen seit mehr als 90 Jahren genau hier 
an und möchten den Menschen die Arbeit in 
der Natur erleichtern und unsere Produkte den 
Anforderungen anpassen. Dabei stellen wir uns 
der Herausforderung, die hohe Qualität ständig im 
Sinne der Anwender zu verbessern und so für ein 
deutliches Plus an Ergonomie und Arbeitskomfort 
zu sorgen. So können Gemeinden mit Entwicklun-
gen wie dem STIHL connect pro-Portal die Daten 
ihrer Geräte einsehen und dadurch ihre täglichen 
Arbeitsprozesse verbessern. Die STIHL AkkuSys-
tem Pro-Geräte eignen sich hier perfekt für die 
Optimierung, denn weder Lärm, Umweltbelas-
tungen noch hohe Kraftstoff-Kosten spielen eine 
Rolle.  

Gefertigt wird ausschließlich in Österreich, 
denn Qualität ist das A und O. Durch ein gezieltes 
Flottenmanagement, nämlich die Geräte aufeinan-
der abzustimmen, ermöglichen wir kosteneffizi-
ente Planungen und vereinfachen die Arbeit in den 
Gemeindegrünflächen für den Anwender. 

Auf diese Weise sind unsere Geräte der perfekte 
Partner, um Grünflächen attraktiv zu halten und 
zusätzlich Gemeindekosten für die Pflege zu sen-
ken. Ein Double-Matching sozusagen.

Gemeinsam für  
gepflegte Grünflächen

̏̏ info@stihl.at
www.stihl.at

KOMMUNAL   11/2019  //  73

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Dachbegrünungen, vertikale Gärten oder gleich Hausbegrünungen – all das sind 
Maßnahmen, die für das Klima in bebautem Gebiet als besonders gut gelten.  
Deshalb, weil Pflanzen einen kühlenden Effekt haben. Aber was wäre, wenn man 
gleich ganze Dörfer überwachsen lassen würde?

TEXT // HANS BRAUN

Schon einmal von Houtouwan gehört? Ich bis 
vor ein paar Wochen jedenfalls nicht. Dann 
bin ich beim Zeitunglesen auf den Namen 

dieses kleinen Fischerdorfs auf der Insel Sheng-
shan im Kreis Shengsi in China – ungefähr 100 
Kilometer Luftlinie südlich von Shanghai – gesto-
ßen. In Houtouwan lebten bis zum Jahr 2000 Fi-
scher und ihre Familien in mehr als 500 Häusern. 
Das Dorf wurde in den 1990er-Jahren verlassen 
und wird seitdem wieder von der Natur überwu-
chert, was es zu einem beliebten Touristenziel in 
der Region macht. Mittlerweile leben wieder eini-
ge wenige Menschen in dem Ort. Noch vor ein 
paar Jahren reduzierte sich dieses Thema auf die 
Frage, wie denn die Welt aussehen würde, wenn 
es keine Menschen mehr gäbe. Heute steht eher 
der Blick auf die Chancen im Vordergrund. 

Wenn es nach der die deutsch-niederlän-
dischen Stadtplanerin Helga Fassbinder geht, 
könnten in ein paar Jahrzehnten auch die (Groß-)

Die Bandbreite begrünter 
Häuser reicht von verlassenen 

Fischerdörfern bis zu exem-
plarischen Gustostückerln 

wie in Paris (oben) oder Wien 
(unten). 

KLIMAGERECHTE ARCHITEKTUR

MIT DER NATUR WACHSEN

Städte Europas so ähnlich aussehen. Allerdings 
mit den Menschen darin. In einem Bericht auf 
science.orf.at meint sie: „Wir haben ein befremd-
liches Bild der Natur – als wäre sie etwas anderes 
als wir selbst, das ist doch völlig verkehrt.“ In 
Fassbinders Weltbild, gibt es keinen Gegensatz 
zwischen Stadt und Natur, urbane Lebensräume 
sind für sie ganz normale Ökosysteme. „Städte 
sind Teil der Natur, sie sind Felsenlandschaften 
mit Homo sapiens als Hauptbewohner – und all 
den Pflanzen, Vögeln und Insekten, die sich in 
solchen Landschaften niederlassen.“

Das Ganze hat aber auch praktische Überle-
gungen. Abgesehen vom Wohlfühlfaktor schützt  
der Bewuchs in urbanen Gebieten vor der immer 
heftiger spürbaren Überhitzung – Stichworte 
Tropennächte und Hitzetage mit mehr als 30 Grad 
Celsius. Pflanzen und Parks schlucken auch Fein-
staub und verbessern damit die Luftqualität.

Man muss auch gar nicht quer über den 
Globus fliegen, gute Beispiele findet man auch in 

KLIMA
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WWW.BAUTAGE.AT

 KLIMAFIT PLANEN & BAUEN
FACHKONGRESS

13. - 14. November 2019 | Congress Loipersdorf



Mauerwerks und der Dächer vor Feuchtigkeit 
und Wurzeln. 

Die Stadt von morgen steht genauso wie die 
Gemeinde von morgen also vor großen Her-
ausforderungen: Urbanisierung, Digitalisierung, 
Globalisierung und der Klimawandel. Beim 
Fachkongress „Bauen wir die Zukunft“ werden 
Themen wie die effiziente Energienutzung, der 
Einsatz erneuerbarer Energien, nachhaltige 
Quartiersentwicklung und innovative Wohn-
baustrategien aufgearbeitet.

Nicht nur die Stadt von morgen steht vor 
großen Herausforderungen, auch auf die Bau-
wirtschaft kommen Änderungen zu: Urbani-
sierung, Digitalisierung, Globalisierung und der 
Klimawandel. Im Gebäudesektor bedeutet das 
den Einsatz neuer Technologien, aber auch die 
Implementierung neuer Strukturen – auch für 
die Bauwirtschaft.     

Europa. Paris beispielsweise ist eine der Vorrei-
terstädte. Begrünte Fassaden sind im Bebauungs-
plan häufig sogar vorgeschrieben, „jardins parta-
gés“, also Gemeinschaftsgärten, gehören ebenso 
zum urbanen Alltag wie der Strand an der Seine 
oder jene Oase, die regelmäßig auf dem Vorplatz 
des Rathauses errichtet wird.

Die Bundeshauptstadt Wien ist auf den Spu-
ren von Paris. Mit der „Biotop City Wienerberg“ 
ist dort inmitten einer Naturlandschaft eine Stadt 
in der Stadt mit 950 Wohnungen in zwölfstöcki-
gen Häusern im Entstehen.

Die Auswirkungen auf die Stadtplanung (und 
Ortsgestaltung) wären aber heftig. Allein aus 
Platzgründen müsste in diesen begrünten Zonen 
der Individualverkehr mit dem Auto reduziert 
werden, Parkmöglichkeiten gingen verloren, 
neue können bestenfalls unterirdisch angelegt 
werden. Bewässerung und Beleuchtung müssen 
ebenfalls geklärt werden wie der Schutz des 

KLIMAGERECHTE ARCHITEKTUR

MIT DER NATUR WACHSEN

BAU & KLIMA
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KLIMA

Grünflächen sind nicht nur Sinnbild für die Lebens-
qualität in jeder Gemeinde. Grünflächen stellen in 
Zeiten des Klimawandels auch kühle Rückzugsorte 
für Mensch und Tier dar, die entsprechend professi-
onell gepflegt werden wollen.

In Zeiten von Klimawandel und Verdichtung 
gewinnen Grünflächen immer mehr an Wert. 
Gepflegte Flächen sind die Visitenkarten 
der Gemeinden. Doch gleichzeitig sind die 
finanziellen Möglichkeiten, alle erforder-

lichen Maßnahmen durchzuführen, oft begrenzt. 
Umso wichtiger ist es, dass die eingesetzten 
Geräte und Mittel effizient sind und auch vor Ort 
genutzt werden. Im Kern geht es darum, den 
Menschen die Arbeit in der Natur zu erleichtern 
und Produkte dem neuesten Stand der Technik 
anzupassen. 

Ergonomie und Arbeitskomfort spielen heu-
te  - etwa bei Akku-Blasgeräten – eine zentrale 
Rolle. Und auch das Thema „Lautstärke“ gewinnt 
immer mehr an Bedeutung. Nicht nur wegen der 
Lärmbelastung und des Arbeitsschutzes – es geht 
auch um die Akzeptanz der Bevölkerung. Große 
Lärmbelastungen werden nicht nur als störend 
empfunden, sondern oft auch nicht mehr akzep-
tiert. Gerade in ansonsten geräuscharmen Umge-
bungen brauchen die Ämter hier heute eine be-
sondere Sensibilität. 

GRÜNRAUMPFLEGE

MEHR GRÜN FÜRS  
GLEICHE GELD

Ein weiterer zentraler Punkt, der heute im 
Grünflächenbereich immer wichtig ist, ist die 
finanzielle Situation. Wer für vier Umgebungen 
vier komplett verschiedene Systeme anschaffen 
muss, handelt kostenmäßig ineffizient. Die un-
terschiedlichen Akkus müssen zudem transpor-
tiert und gewartet werden, was weitere zusätz-
liche Kosten verursacht. STIHL bietet daher das 
AkkuSystem PRO mit den leistungsstarken und 
zuverlässigen Lithium-Ionen-Akkus für den 
gewerblichen Einsatz. Diese Akkus stehen für 
konstant hohe Leistung, größtmögliche Effizienz 
und Ergonomie sowie Flexibilität in der Anwen-
dung. Das AkkuSystem PRO besteht aus einem 
umfangreichen Gerätesortiment und hat somit 
für jede Arbeit ein maßgeschneidertes Produkt. 
Das ist für Gemeinden heute wichtiger denn je, 
denn schon bei der Anschaffung sollten Ge-
meinden besonders auf ein gezieltes Flottenma-
nagement achten, sprich die Geräte aufeinander 
abstimmen. Nur so sind kosteneffiziente Pla-
nungen möglich und die Arbeit in den Gemein-
degrünflächen wird für die Anwender deutlich 

Ergonomie 
und Arbeitskom-
fort spielen heute  
– etwa bei Akku-
Blasgeräten – 
eine zentrale 
Rolle. Und auch 
das Thema 
,Lautstärke‘ ge-
winnt immer 
mehr an Be-
deutung.“
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THEMA

vereinfacht. Wer diese Handlungsempfehlungen 
beachtet, tut viel dafür, dass die Grünflächen 
attraktiv gehalten werden und zusätzlich die 
Gemeindekosten sinken. 

Bei Ihrer Planung empfehlen wir zudem, stets 
auf „Made in Austria“ zu setzen, denn Qualität 
ist fast immer das ausschlaggebende Beschaf-
fungskriterium. Zudem ist Made in Austria ein 
wichtiges Kriterium für den Gemeinderat. In 
Zeiten von Nachhaltigkeit ist es immer mehr 
Gemeinderäten wichtig, dass sie ihre heimische 
Wirtschaft mitgestalten können. Die Akku-Ge-
räte von STIHL werden diesem Anspruch durch 
konsequente Fertigung in Österreich gerecht.

Sichern Sie sich Ihren Vorteil bei einer Pro-
duktvorführung in Ihrer Gemeinde! Senden Sie 
Ihren Wunschtermin an verkauf@stihl.at 

www.stihl.at/stihl-akkusystem-pro

So geht die Pflege der 
Grünfläche gut. Ein 
Akku für alle Grün-
flächenpflegegeräte 
erleichtert zudem die 
Arbeit.
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FUTURE VILLAGE

D ie von MANZ, Österreichs Marktführer für 
Rechtsinformation, gemeinsam mit dem 
Österreichischen Gemeindebund und 

Future Law veranstaltete Start-up Challenge 
„Future Village“ suchte Start-ups, deren Inno-
vationen den Gemeindealltag künftig erleichtern 
können. Der Call nach Lösungen für das Pro-
jekt „Future Village“ hat international großen 
Anklang gefunden. Aus elf Ländern waren über 
zwanzig Bewerbungen von Start-ups eingegan-
gen. Die Kategorien: Attraktiver Wohnraum, 
Zukunftssichere Infrastruktur, Lean Adminis-
tration, Aktive Teilnahme, Qualitätspflege sowie 
Sozialer Zusammenhalt. 

Die Expertenjury hatte die Aufgabe, unter 
vielen Bewerbungen die innovativsten Lösun-
gen für über die 2000 Gemeinden Österreichs zu 
finden. Mitglieder der Jury waren Mag. Susanne 
Stein-Pressl und Dr. Wolfgang Pichler (MANZ), 
Dr. Walter Leiss und Mag. Carina Rumpold 
(Österreichischer Gemeindebund) sowie Lena 
Gansterer (Impact Hub).

Bei der Start-up Challenge „Future Village“, die vom MANZ Verlag zusam-
men mit dem Gemeindebund und Future Law ins Leben gerufen wurde, 
sind Anfang Oktober die besten Start-up-Ideen ausgezeichnet worden, die 
einen kommunalen Nutzen besitzen.

„FUTURE VILLAGE“ CHALLENGE

IDEEN VON START-UPS 
FÜR GEMEINDEN

Die Zukunft 
Österreichs ist 
mit dem Thema 
Digitalisierung 
eng verknüpft.“
Dr. Walter Leiss, 
Generalsekretär des 
Österreichischen  
Gemeindebundes

Die ausgewählten Start-ups durchliefen im 
Sommer eine intensive Summer School- 
Woche und profitierten vom unmittelbaren 
Kontakt zu praxisnahen Gemeindefunktionä-
ren, die sich in die Summer School intensiv 
einbrachten. Vier Start-ups haben im Vorfeld 
mit ihren innovativen Lösungen im Bereich 
Gemeinde-Digitalisierung soweit überzeugt, 
dass sie es bis ins Finale am 2. Oktober im Hotel 
Grand Ferdinand schafften. Dort, beim finalen 
Juryentscheid, konnte sich letztendlich das 
Start-up vialytics behaupten, das eine Straßen-
zustandserfassung via Smartphone entwickelt 
hat. „Bei vialytics hat uns als Jury die Mischung 
aus technischen Innovationen, die durch die Di-
gitalisierung möglich werden, und Ideen, die das 
Zusammenleben in den Gemeinden erleichtern, 
sehr beeindruckt,“ begründete Dr. Wolfgang 
Pichler im Namen der Jury die Entscheidung. 

„Bei der Auswahl des Gewinnerprojekts war 
der Jury besonders wichtig, dass die Idee ein 
Feld abdeckt, in dem derzeit großer Bedarf 
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FUTURE VILLAGE

herrscht. Bei vialytics sahen wir das größte 
Entwicklungspotenzial für die Zukunft“, betonte 
Gemeindebund-Generalsekretär Dr. Walter Leiss. 
Doch auch die anderen Finalteilnehmer wurden 
honoriert:„Die Zukunft Österreichs ist mit dem 
Thema Digitalisierung eng verknüpft. Jedes Start-
up und jedes Unternehmen, das sich in diesem 
Bereich engagiert, leistet einen wertvollen Beitrag 
für unsere Gesellschaft“, so Pichler abschließend. 

Die Finalisten bzw. ihre Innovationen waren 
zum einen das Start-up Minitech aus Dänemark, 
das mit seiner Lösung „Kidsy“ die institutionelle 
(Kinder-)Pflege optimieren möchte. Mittels App 
werden z. B. die Eltern von Kindergartenkinder 
über das Tagesgeschehen ihrer Sprößlinge infor-
miert. Das Unternehmen RegioHELP versucht mit 
seiner Applikation „Acceptify“ die aktive Parti-

zipation in den Gemeinden durch einen direkten 
Kommunikationskanal zwischen Entscheidungs-
trägern und Bevölkerung zu steigern. Vielver-
sprechend präsentierte sich auch Triply. Der 
Web-Service aus Oberösterreich bietet automa-
tisierte Mobilitätskonzepte in ländlichen Regi-
onen an. Konkret gesagt berechnet es Routen, 
Fahrzeug- und Personalbedarf sowie die optimale 
Organisation von Shuttle-Diensten für Veranstal-
tungen. Der Sieger Vialytics kommt aus Stuttgart 
und ermöglicht eine automatische und laufende 
Erfassung des Straßenzustandes unter Nutzung 
vorhandener Fahrzeuge und Smartphones unter 
Einsatz künstlicher Intelligenz.     

̎̎ Mehr Informationen unter  
www.manzchallenge.future-law.at

Bei der Auszeichnung: Walter Leiss (Gemeindebund), 
Christopher Stelzmüller (Triply), Willem Brinkert  
(RegioHELP), Elena Albrecht (Vialytics), Bane Dragojlovic  
(kidsy.eu) und Wolfgang Pichler (MANZ).

Smartphone an der 
Windschutzscheibe: Die 
Software von Vialytics 
erkennt, klassifiziert und 
gleicht die Fahrbahn-
schäden mit den Daten 
weiterer Smartphones 
ab. 
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SEIT 1963.
WELTWEITER MASSSTAB FÜR DIE STROMERZEUGUNG UND DAS SCHWEISSEN.

BLACK
OUT  

MIT UNSEREN STROMERZEUGERN 
SIND SIE GERÜSTET!

             

www.sg-toolbox.com



Bei PSC Public Software 
& Consulting werden 
alle Kräfte mobilisiert, 

um den Gemeinden in der 
Endphase der Vorbereitung 
auf die VRV 2015 die best-
mögliche Unterstützung zu 
geben und alle gesetzlichen 
Bestimmungen, soferne diese 
rechtzeitig veröffentlicht wur-
den, umzusetzen. 

Die Gemeinden sind derzeit 
mit der Fertigstellung der Ver-
mögenserfassung und -bewer-
tung vollauf beschäftigt und 
zusätzlich steht die Erstellung 
des ersten neuen Budgets 
nach der VRV 2015 bevor. 
Die PSC bietet in diesem 

Zusammenhang einen VRV-
Gemeinde-Check, bei dem via 
Fernwartung Lieferanten- und 
Kundensammelkonten abge-
stimmt, Zahlungswegkonten 
sowie Kontenrahmen geprüft, 
die Anlage von Rückstellungs-
konten besprochen wird und 
allfällige Fehler behoben 
werden. 

Darüber hinaus wird der 
Status der Ersterfassung des 
Vermögens erhoben und 
gemeinsam der Import der 
Vermögenswerte in k5 Finanz-
management geplant. Diese 
effektive fachliche Hilfestel-
lung durch das Experten-Team 
der PSC hilft den Gemeinden 

die vorgegebenen Ziele in 
einer entsprechend guten 
Qualität vollinhaltlich und 
korrekt zu erreichen und – an-
gesichts des enger werdenden 
Zeitfensters – wertvolle Zeit 
und Ressourcen zu sparen. 

Das Know-how der Anwen-
der wird außerdem im Rah-

men des modular aufgebau-
ten Schulungsplans laufend 
vertieft: Im ersten Modul 
wurden 369 TeilnehmerInnen 
aus 214 Städten und Gemein-
den an 32 Terminen geschult. 
Zahlreiche Teilnehmer besu-
chen aktuell das zweite Modul 
„Das erste VRV-2015-Budget 
mit k5 Finanzmanagement“.
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ALLES GECHECKT:

START IN DIE VRV 2015 MIT PSC 

KONTAKT 
PSC Public Software &
Consulting GmbH
Dr.-Auner-Straße 20
8074 Raaba
Tel.: +43 316 67 33 00
Mail: info@psc.at
Web: www.psc.at

IT
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PSC Public Software & Consulting ist Ihr 
IT-Partner in Kärnten, der Steiermark und 
dem Burgenland. Mit unserer innovativen 
Gesamt lösung k5 für das kommunale 

 Management sind wir Marktführer in unserer Region.

Durch die erfolgreiche Zusammenarbeit der fünf 
Ent wicklungspartner, die konsequente Umsetzung des 
Prinzips, den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen, 
und die  zukunftsorientierten Lösungen ist k5 heute 
der neue  Österreich-Standard für Kommunalsoftware.

info@psc.at . www.psc.at
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Wer kennt es nicht: 
Man hat die Müllab-
holung vergessen, 

stopft seinen Müllsack in die 
schon überfüllte Mülltonne 
und die nächste Abholung ist 
noch zwei Wochen entfernt. 
Die integrierte Push-Erinne-
rungsfunktion von Gem2Go 
schafft hier nun Abhilfe. 
NutzerInnen der App können 
nun bequem einstellen, an 
welchem Tag und um welche 
Uhrzeit sie an die anstehen-
de Müllabholung erinnert 
werden möchten. Alles was 
Gemeinden und Städte dafür 
tun müssen ist, Termine in 
RIS Kommunal zu integrieren. 
Schon vergisst man die Müll-
abholung definitiv nicht mehr. 

Gem2Go – die App für ganz 
Österreich. In Gem2Go sind 
alle Gemeinden und Städte 
Österreichs vertreten. Während 
die sogenannten Gem2Go 
Light Gemeinden, also Ge-
meinden, die keine Lizenz 

erworben haben, mit Basis-
informationen vorhanden 
sind, stehen PRO Gemeinden 
sämtliche Türen offen. Hier 
reicht die Funktionspalette 
von A wie Amtstafel bis zu Z 
wie Zuständigkeiten. Zahl-
reiche Kooperationspartner 
wie karriere.at, findmyhome.
at, fundamt.gv.at oder das 
Bundeskanzleramt machen 
Gem2Go zu Österreichs be-
liebtester und meistgenutzter 
Bürgerservice-App.
Mittlerweile nutzen mehr als 
600 Gemeinden in ganz Ös-
terreich Gem2Go PRO. Das ist 
fast jede dritte Gemeinde oder 
Stadt und knapp zwei Millio-
nen Bürger und Bürgerinnen, 
die von PRO-Gemeinden 
erreicht werden. „Das Wachs-
tum in den letzten Monaten 
war enorm, allein in diesem 
Jahr haben wir bereits 100 

Gemeinden bzw. Städte für die 
PRO-Version begeistern kön-
nen. Vor allem die Möglichkeit, 
explizit Push-Nachrichten für 
wichtige Dinge wie Straßen-
sperren oder anderen, Zivil-
schutzthemen auszuschicken 
machen Gem2Go zu etwas 
Besonderem. Das beweisen 
auch die knapp 800.000 Push-
Nachrichten, die wir monatlich 
aussenden“ zeigt sich Ing. 
Michael Kölbl, Initiator der 
Gem2Go App, begeistert.

Symbiose – Webseite, App 
und Info-Point. Alleinstel-
lungsmerkmal von Gem2Go 
ist auch die Symbiose mit den 
anderen Produkten der RIS 
GmbH aus Steyr in Oberöster-
reich. Mit RIS Kommunal hat 
man ein System geschaffen, 
wovon viele andere Produk-
te profitieren. So gibt man 

beispielsweise einen Amts-
tafeleintrag oder eine Veran-
staltung in RIS Kommunal ein 
und bespielt dabei neben der 
Webseite auch gleich die App 
oder die digitale Amtstafel. 
Somit müssen Daten nicht 
mehrfach gewartet werden, 
was Gemeinden und Städten 
vor allem eines spart: Zeit. 

GEM2GO – DEIN LEBEN. DEINE GEMEINDE.

DER MÜLLKALENDER FÜR  
DIE HOSENTASCHE
Mit der Gem2Go-App 
bieten Sie Ihren Bür-
gern den Rundum-
Service Ihrer Gemein-
de am Smartphone.  
Besonders interes-
sant: Der Müllkalen-
der mit integrierter 
Erinnerungsfunktion. 

MEHR INFOS 

Mehr Infos finden Sie unter 
www.riskommunal.at/ 
Gem2Go oder unter 
www.gem2go.at 
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Neue Bus-Generation
Der neue Scania Citywide wartet mit einem 
geringeren Kraftstoff- und Energieverbrauch 
auf, bietet eine höhere Fahrgastkapazität, ein 
besseres Fahrverhalten und mehr Komfort für 
Fahrgäste und Fahrer. 

Scania stellt anlässlich der Busworld 2019 
die neue Bus-Generation für den Einsatz in 
Städten und Vorstadtgebieten vor. Mit dem 
batterieelektrischen Scania Citywide, der als 
erstes Modell die neue Bus-Generation anführt, 
eignet sich die neue Bus-Baureihe für alle 
Kraftstoffvarianten und bietet Kunden derzeit 
die umfangreichste Auswahl an Lösungen für 
alternative Kraftstoffe. 

̎̎ Mehr auf www.scania.com

Genug Tageslicht ist das Um und Auf  
für Produktivität und Kreativität
Für ein gesundes und einla-
dendes Arbeitsumfeld spielt 
Tageslicht eine wesentliche 
Rolle. Bereits bei der Planung 
eines Arbeitsplatzes sollte 
die natürliche Lichtquelle zu 
berücksichtigen sein. 
Um die Vorteile von Tages-
licht-Arbeitsplätzen besser zu 
verstehen, hat Dr. Alan Hedge, 
Professor im Fachbereich 
Design und Umwelt-Analyse 
an der Cornell University, eine 

Studie in mehr als 313 Büros 
durchgeführt. Die Ergebnisse 
deuten darauf hin, dass eine 
erhöhte Exposition gegenüber 
natürlichem Licht enorme 
Wettbewerbsvorteile für Un-
ternehmen bedeutet. Büromit-
arbeitende, die einem optima-
len Anteil an natürlichem Licht 
ausgesetzt waren, berichteten 
nicht nur von einem besseren 
Wohlbefinden, sondern auch 
von einem 84-prozentigen 

Rückgang von Symptomen wie 
Augen- oder Kopfschmerzen. 
Diese sind oft auf eine längere 
Nutzung von Computern und 
Geräten am Arbeitsplatz zu-
rückzuführen und können die 
Produktivität beeinträchtigen.

̎̎ Mehr auf velux.at oder di-
rekt bei der Studie unter  
http://bit.ly/ 
tageslicht_arbeitsplatz

Zuschlag wegen 
Schwarzfahrens?

Das Friedensgericht 
Antwerpen hatte im Juni 
beim EuGH angefragt, ob 
Zuschläge (auf Tickets für 
Schwarzfahrer) von Amts 
wegen auf ihre etwaige 
Missbräuchlichkeit hin 
überprüft werden müs-
sen. Es geht hier vor allem 
um die Auslegung ins-
besondere der Richtlinie 
93/13 über missbräuchli-
che Klauseln in Verbrau-
cherverträgen. EuGH-
Generalanwalt Pitruzzella 
hat unter anderem die 
Ansicht vertreten  
(Rechtssachen  
C 349/18 bis C 351/18), 
dass die Richtlinie nicht 
regle, wann ein Vertrag 
zustande komme. 
Zu diesem Urteil wurde 
eine Pressemitteilung 
angekündigt.

BEST PRACTICE IN 
ALLER KÜRZE

23,3 %
Der Anteil der  
Bevölkerung mit  
Migrationshintergrund  
stieg in Österreich in 
fünf Jahren von 19,4% 
auf 23,3% an. Das ist ein 
Anstieg von rund 400.000 
Personen bzw. 25% (2013: 
1,622 Millionen).

207.898
Schülerinnen und 
Schüler 2017/18 bedeu-
ten laut dem „Zahlenspie-
gel“ der Statistik Austria 
den niedrigsten Wert in 
diesen Schultypen seit 
mehr als 50 Jahren.

Die neue Scania Citywide-Baureihe wartet mit einem 
höheren Fahrgastkomfort auf.
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Wälder beherbergen 80 
Prozent der Artenvielfalt 

an Landlebewesen. 

Die EU muss mehr für  
den Schutz der Wälder tun
43 Prozent der Landfläche 
der EU – 182 Mio. Hektar 
– sind von Wald oder sons-
tigen bewaldeten Flächen 
bedeckt.
Davon stehen 134 Millionen 
Hektar für die Holzversor-
gung zur Verfügung. Die 
Wälder in der EU haben 
sich ausgedehnt: Zwi-
schen 1990 und 2015 ist die 
Waldfläche aufgrund von 
Aufforstungs- und Wie-

deraufforstungsprogram-
men und des natürlichen 
Wachstums um ein Gebiet 
von der Größe Griechen-
lands gewachsen.

Mit der EU-Forststrategie 
wurde ein Rahmen ge-
schaffen, um die Kohärenz 
der forstpolitischen Maß-
nahmen sicherzustellen. 
Wälder machen mehr als 
 die Hälfe des Natura-
2000-Netzes aus Natur-

schutzgebieten aus und  
umfassen 38 Millionen 
Hektar Land; das entspricht 
mehr als 20 Prozent der 
Waldressourcen der EU. 
Auch in der EU muss mehr 
getan werden, um die 
Waldflächen zu schützen 
und wiederherzustellen, vor 
allem weil sich die Wälder 
in den letzten Jahren in ge-
ringerem Maße ausgedehnt 
haben. 

Die Europäische Kom-
mission fordert daher eine 
Intensivierung der EU-Maß-
nahmen zum Schutz und 
zur Wiederherstellung der 
Wälderin der Welt. 
 
 
 
 

̎̎ Mehr Information unter:  
http://bit.ly/EUWaelderschutz
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Irene Gaggl ist in einer Krumpen-
dorfer Tourismusfamilie aufge-
wachsen. Hotelbetrieb und Gastro-
nomie waren ihr Alltag. Sie kennt 
ihre Heimatgemeinde durch und 
durch und erklärt deren unge-
wöhnliche Situation.

 NAME:  IRENE GAGGL

 ALTER:   50 

 GEMEINDE: KRUMPENDORF AM WÖRTHERSEE

 EINWOHNERZAHL:  3.418 (1. JÄNNER 2019)

 BÜRGERMEISTERIN SEIT:  2002 (MIT UNTERBRECHUNG)

 PARTEI:  ÖVP

DEZENTRAL  
Gemeinden verlangen 
mehr Mitsprache
Seite 88

SICHERHEIT 
Alle sieben Minuten 
ein Wildtierunfall
Seite 90

LAND 
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NAHAUFNAHME IRENE GAGGL 

COMEBACK 
MIT MEHR ZEIT

TEXT //  ANDREAS HUSSAK

V elden, Pörtschach, Klagenfurt: 
klingende Namen von Orten, die 
man sofort mit dem Wörthersee 
verbindet. Zwischen den beiden 
Letztgenannten liegt allerdings 

noch ein Ort für den das gleiche gilt und der 
ebenso wie Klagenfurt den See im Namen 
trägt. Die Rede ist von Krumpendorf am 
Wörthersee. Dieses Krumpendorf ist in 
mehrfacher Hinsicht außergewöhnlich. So 
ist es mit nicht einmal 12 km² die kleinste 
Gemeinde Kärntens und eine der kleinsten 
in ganz Österreich. Gleichwohl ist es eine 
Zuzugsgemeinde – und das im abwande-
rungsgeplagten Kärnten wohlgemerkt. Ver-
kehrstechnisch hervorragend erschlossen, 
ist Krumpendorf für Pendler hochattraktiv 
und die unmittelbare Nachbarschaft zu Kla-
genfurt trägt das ihrige dazu bei, dass viele 
gutsituierte Klagenfurter Krumpendorf als 
Wohnsitz wählen. Inwieweit das die Touris-
musgemeinde verändert hat und anhaltend 
prägt, erklärt eine, die es wissen muss: die 
Bürgermeisterin Irene Gaggl.  
 
Gaggl kommt selbst aus einer Touris-
musfamilie. Mit ihren fünf Brüdern ist sie 
im  Alltag des elterlichen Bauernhofs und  
Hotelbetriebs aufgewachsen. Doch auch das 
politische Engagement war ihr praktisch 
in die Wiege gelegt: „Mein Großvater war 
schon Bürgermeister in der Gemeinde Maria 
Wörth, und mein Vater war Vizebürgermeis-
ter in Krumpendorf. Ich habe schon von 
klein auf die ganzen Diskussionen immer 
mitbekommen“, verrät Gaggl. Später, als 
junge Frau, hat sie Veranstaltungen in der 
Gemeinde (mit-)organisiert und wurde in 

der Frauenbewegung ziemlich aktiv. Als 
sie gefragt wurde, ob sie sich auf die Wahl-
liste für den Gemeinderat setzen lassen 
würde, sagte sie zu, aber erbat sich einen 
hinteren Listenplatz. Die Absolute bei der 
Wahl bescherte ihr dennoch den Einzug in 
den Gemeinderat. Es sollte eine politische 
Karriere mit Bestand werden. Seit 1985 im 
Gemeinderat und seit 1996 Vizebürgermeis-
terin, wurde Irene Gaggl 2002 schließlich 
selbst Bürgermeisterin, nachdem ihr Vor-
gänger aufhörte. Im Jahr darauf musste sich 
Gaggl gleich wieder der Wahl stellen. „Da 
bin ich gleich im ersten Wahlgang durch-
marschiert“, erinnert sie sich. „Und dann 
bin ich bei der Direktwahl 2009, obwohl 
ich gedacht habe, ich wäre so erfolgreich, 
abgewählt worden.“  
 
„Daraufhin war ich kurz beleidigt, habe 
mir aber gedacht: Aufhören will ich nicht!“ 
Gaggl war fortan erste Vizebürgermeisterin, 
und machte weiter. „Inzwischen war ich in 
Pension und hatte dadurchviel mehr Zeit. 
Die Kinder waren mittlerweile auch außer 
Haus und erwachsen, und die Enkelkinder 
sind es auch schon bald. Ich mache es im-
mer noch aus Freude an der Arbeit und weil 
ich einfach gern für die Menschen da bin; 

 
ICH WAR KURZ 
BELEIDIGT,HABE MIR 
ABER GEDACHT:  
AUFHÖREN WILL ICH 
NICHT!“

 NAME:  IRENE GAGGL

 ALTER:   50 

 GEMEINDE: KRUMPENDORF AM WÖRTHERSEE

 EINWOHNERZAHL:  3.418 (1. JÄNNER 2019)

 BÜRGERMEISTERIN SEIT:  2002 (MIT UNTERBRECHUNG)

 PARTEI:  ÖVP
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für die Jugend und die Senioren.“ Schließlich trat 
Gaggl neuerlich an und gab 2015 nach erfolgrei-
cher Wahl ihr Comeback als Bürgermeisterin. 
 
Über dreißig Jahre ist Gaggl mittlerweile in 
politischen Gemeindefunktionen tätig. Auf die 
Frage, welche ihre schwierigste Entscheidung 
währenddessen war, fällt ihr dennoch nur das 
kurze Zögern ein, ob sie nocheinmal antreten 
solle. „Eine wirklich schwierige Entscheidung 
hab’ ich eigentlich keine gehabt. Überhaupt 
keine. Weil ich in einem großen Familienbetrieb 
aufgewachsen bin und gewohnt war, Entschei-
dungen zu treffen. Mein Vater hat mir schon mit 
18 Jahren große Entscheidungen überlassen, 
etwa bei Investitionen. Wirtschaftliches Denken 
und Nachhaltigkeit stehen bei mir seit jeher im 
Vordergrund.“ 
 
Angesprochen auf ihren Heimatort beschreibt 
Gaggl eine Situation, die doch sehr nach Gentri-
fizierung einer Landgemeinde klingt; „Wir sind 
eingebettet in den Wald auf der einen Seite  und 
den See auf der anderen. Westlich liegt Pört-
schach, östlich die Landeshauptstadt Klagenfurt. 
Wir haben eine sehr gute Infrastruktur, eine 
direkte Anbindung durch Bahn, zwei Autobahn-
abfahrten und Radwege, über die man in zehn 
Minuten in der City ist. Der Nachteil: Unsere 
Grundstückspreise sind immens hoch. Wir sind 
die kleinste Gemeinde Kärntens und unsere 
Gründe sind sehr begehrt.“ 
 
Ein weiteres Problem ist der Lärm: „Die 
Lärmbelästigung durch Bahn und Autobahn 
ist nicht zu unterschätzen.“ Tatsächlich verlau-

fen beide längs durch das Gemeindegebiet und 
zerschneiden es quasi in drei Teile. „Trotzdem ist 
die Lebensqualität immens hoch“, stellt Gaggl 
klar. „Wir haben wunderschöne Seegründe, und 
wir haben ein Bad mit 21.000 m² Seegrund - ein 
wunderschönes Parkbad.“ Zwar ist das Seeufer 
auch in Krumpendorf größtenteils verbaut. „Seit 
dem 85er-Jahr haben wir allerdings Grundstü-
cke rechtzeitig angekauft, dadurch haben wir 
wirklich noch viele Seegründe und Parks direkt 
am Ufer. Insgesamt verfügt Krumpendorf über 
vier öffentliche Bäder, da kann man sich bei uns 
nicht beschweren.“   
 
Auch sonst steht Krumpendorf mit den Ge-
meindeeinrichtungen sehr gut da. Das muss es 
auch, denn die Bevölkerung hat hohe Ansprü-
che. Gaggl: „Wir haben einen Kindergarten, der 
ganzjährig geöffnet ist - auch in den Osterferien, 
den Weihnachtsferien und den Sommerferien.  
Krumpendorf bietet eine Krabbelstube und 
eine neu ausgebaute Volksschule, die mit der 
Uni und dem Lakeside Park verbunden ist,  mit 
naturwissenschaftlichem Zweig und mit einem 
sprachlichen.“  
 
Wer sich noch an das Gemeindeporträt von 
Winklarn erinnert, weiß, dass die unmittelbare 
Nachbarschaft zu einer größeren Stadt dem Ge-
meindeleben abträglich sein kann. Ist das auch 
in Krumpendorf so? „Ja, das ist ganz logisch“, 
konstatiert Gaggl, „deswegen trachten wir auch 
so sehr danach, dass die Kinder direkt hier bei 
uns immer gut versorgt sind. Da werden nämlich 
die ganzen Sozialkontakte geknüpft. Aber natür-
lich, bei der arbeitenden Bevölkerung pendeln 

Die Zukunft 
von Krumpen-
dorf: exklusiv 
wohnen,  
arbeiten  
und Urlaub 
machen!“

Die zweijährlich stattfinden-
de Feuerwehr-Sternfahrt 
hat ihre Gründerin, die FF 
Krumpendorf, zu einer der 
bekanntesten Feuerwehren 
in Europa gemacht. (oben)

Krumpendorf verfügt über 
vier öffentlich zugängliche 
Strandbäder, wie das Park-
bad (links oben).

FO
TO

 / 
CC

 B
Y-

SA
 4

.0
 /J

oh
an

n 
Ja

rit
z 

PORTRÄT

86  //  KOMMUNAL   11/2019

 LAND & LEUTE 



Wir werden immer als reiche Gemeinde angese-
hen, aber in Wirklichkeit brechen die Betriebe, 
hauptsächlich im Tourismus, weg.  
Wir bräuchten dringend Ansiedlungen, doch 
wir haben keinen Platz. Und selbst wenn doch 
– keine aufstrebende junge Firma kann und will 
soviel Geld für einen Grund ausgeben. Das ist 
ein Thema, über das wir nicht hinwegkommen 
werden.“ erzählt Gaggl.  
 
Doch auch mit Krisensituationen kann Gaggl 
dank ihrer Gastronomieerfahrung gut umge-
hen. Zum Beispiel während der Flüchtlingskrise, 
als sie knapp zwei Tage Zeit hatte, um die Unter-
bringung von 250 Flüchtlingen zu organisieren.   
In Gaggls erster Amtszeit wurde sehr viel inves-
tiert, „damit wir das Niveau der anspruchsvollen 
Bewohner halten können: ein Feurerwehrhaus 
und eine Bahnunterführung wurden gebaut, und 
kürzlich erst das Bad um einenhalb Millionen. 
Die Schule wurde ausgebaut und als nächstes 
wäre der Kindergarten an der Reihe.“    
 
Besonders stolz ist Krumpendorf auf  
seine Feuerwehr. Diese ist durch Autobahn  
und See häufig gefragt und dementsprechend  
gut ausgestattet. International bekannt ist sie 
unter Feuerwehrleuten für die zweijährliche 
Sternfahrt, die abwechselnd immer in einem  
andern Land Europas stattfindet, und die in 
Krumpendorf ins Leben gerufen wurde.  
Ein voller Erfolg ist auch das Theaterprojekt  
für Jugendliche - eine Idee Gaggls. Mittlerwei-
le hat sich das Projekt verselbständigt und die 
Jugendlichen haben die Theathergruppe KULT 
gegründet.    

FO
TO

 / 
 B

er
nh

ar
d 

H
or

st

quais alle nach Klagenfurt aus. Darum werden 
wir ja auch ganz gerne als das Schlafzimmer von 
Klagenfurt bezeichnet. Ob das die Primarärz-
te oder die Ärzte vom Krankenhaus sind oder 
Universitätsprofessoren: Krumpendorf ist der 
nächste Ort, mit der besten Infrastruktur und 
die beste Gelegenheit, schön zu wohnen. Ich bin 
1996 das erste Mal gefragt worden, wie ich mir 
die Zukunft von Krumpendorf vorstelle. Ich hab 
kurz nachgedacht und gesagt: exklusiv wohnen, 
arbeiten und Urlaub machen in Krumpendorf 
am Wörthersee! Und so ist es auch gekommen. 
Durch den Zuzug haben wir viele innovative 
Menschen im Ort. Das macht echt Spaß, denn 
sie bereichern Krumpendorf, ob kulturell, in der 
Zusammenarbeit mit der Kirche oder bei den 
Klimabündis-Projekten. Sie machen Konzerte 
und initieren Veranstaltungen.“ 
 
Doch der stetige Wandel zum reinen Wohnort 
bringt auch Probleme mit sich. Zum Beispiel 
im Tourismus. Die Fremdenbetten sind weniger 
geworden, weil es keine Privatvermieter mehr 
gibt, „und große Hotels haben wir nie gehabt. 
Jetzt schauen wir, dass wir die paar Hotels die 
wir haben, halten, und das funktioniert ganz 
gut.“ Der Platzmangel und die Grundstücksprei-
se sind  auch eine große Bremse für die Wirt-
schaft. „Es ist bald alles zugebaut. Wir sind zwar 
nicht Kitzbühel oder Seefeld – das kann man 
nicht vergleichen – aber im Zentrum gibt’s auch 
bei uns Menschen, die sagen, wir wollen nicht 
zubetoniert werden. Wir haben daher Teilbebau-
ungspläne gemacht, und das Zentrum kann ja 
auch verbaut werden, nur wenn man sich Luft-
aufnahmen anschaut, ist bald alles ,Zentrum‘. 

Das Amt  
und seine  
TrägerInnen

 
Sie tragen die politische 
Hauptverantwortung für 
die Lebensqualität in 
den 2098 Gemeinden 
Österreichs. Ihren Bürge-
rinnen und Bürgern gel-
ten sie je nach Blickwin-
kel als Reibebaum oder 
Respektsperson, Geldbe-
schaffer oder -verteiler, 
machtlos oder macht-
bewusst. KOMMUNAL 
fragt nach: Wie ticken 
unsere Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister? 
Was treibt sie an? Wie 
interpretieren sie ihr 
Amt zwischen Erwar-
tungsdruck, rechtlichen 
und budgetären Rah-
menbedingungen? In 
Kooperation mit dem 
Verein Zukunftsorte 
porträtiert KOMMUNAL 
in einer losen Serie 
Gemeindeoberhäupter, 
die ihre Kommune nicht 
nur verwalten, sondern 
gestalten und ihre Visio-
nen umsetzen wollen.

Krumpendorf aus der 
Vogelperspektive. Das 
Gemeindegebiet erstreckt 
sich über einen relativ 
schmalen Streifen am 
Seeufer, der bis über den 
Nohrenberg reicht. Auto-
bahn und Eisenbahnlinie 
„zerschneiden“ das Ge-
meindegebiet. FO
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Der Initiator der Parlamentarischen En-
quete, Bundesratspräsident Karl Bader, 
sieht jedenfalls Handlungsbedarf und 

warnt vor einer Vernachlässigung ländlicher 
Gebiete. Den ländlichen Raum als attraktiven 
Lebensraum zu erhalten und jungen Menschen 
vor Ort Perspektiven anzubieten, sei eine der 
zentralen Aufgaben der Politik in den nächsten 
Jahren, sagte er bei der Eröffnung der Enquete. 
Schließlich wirke sich die Abwanderung, 
insbesondere von jungen Frauen, negativ auf 
das gesamte Sozial- und Wirtschaftsgefüge im 
ländlichen Raum aus. „Neunzig Prozent des 
österreichischen Bundesgebietes ist ländlicher 
Raum, bewohnt wird er von zwei Drittel der ös-
terreichischen Bevölkerung. Problemstellungen 
ländlicher Gebiete betreffen also den Großteil 
der österreichischen Bevölkerung“, so Bader.

Aber nicht nur die ländlichen Gebiete, auch 
die urbanen Zentren müssten nach Meinung 
Baders größtes Interesse an vitalen Regionen 
haben. Würde doch massiver Zuzug die Städte 
überfordern und zu vielerlei Problemen füh-
ren. Zudem drohe eine Spaltung von Stadt- und 
Landbevölkerung, wie das Beispiel Frankreich 
zeige. In Spanien habe die Landflucht bewirkt, 
dass mittlerweile tausende Dörfer vollständig 
verlassen seien.

Damit Menschen im ländlichen Raum bessere 
Zukunftsperspektiven haben, brauche es eine 
taugliche Infrastruktur, gute Arbeitsplätze, 
zeitgemäße Bildungsangebote und eine gute 
Gesundheitsversorgung, betont Bader. Er setzt 
in diesem Sinn auf den 2Masterplan ländlicher 
Raum“, der die Länderkammer des Parlaments 

Müssen Bundesbehörden notgedrungen in Wien angesiedelt sein? Oder 
würde es nicht doch Sinn machen, einige davon in den ländlichen 
Raum zu verlagern? Und welche anderen Möglichkeiten gibt es, die 
Regionen zu stärken und die Landflucht zu stoppen? Mit diesen Fragen 
befasst sich Anfang Oktober eine Enquete des Bundesrats.

DEZENTRALISIERUNG: BUNDESRAT KÜNDIGT GESETZESINITIATIVE AN

GEMEINDEN VERLANGEN 
MEHR MITSPRACHE

ihm zufolge in den nächsten Jahren begleiten 
wird. Als eine ganz konkrete Maßnahme schlägt 
Bader vor: Bundesbehörden in den Regionen 
anzusiedeln. Dadurch könnten mehrere tausend 
qualifizierte Arbeitsplätze in den ländlichen 
Raum bzw. die Bundesländer gebracht werden.

Die demographischen Prozesse innerhalb Ös-
terreichs laufen regional sehr unterschiedlich ab, 
betonte Stephan Marik-Lebeck von der Statistik 
Austria in seinem Beitrag zum demographi-
schen Wandel in Österreich bei der Enquete des 
Bundesrats zum Thema Dezentralisierung. Der 
Gegensatz zwischen Ballungsräumen und peri-
pheren Gebieten werde anhand der unterschied-
lichen Bevölkerungsstruktur sichtbar. Während 
sich die jüngere Bevölkerung in den Städten 
konzentriere und die Bevölkerungsdichte durch 
internationale Zuwanderung steige, verbleibe die 
ältere Bevölkerung überproportional in Ab-
wanderungsgebieten. Die TeilnehmerInnen der 
Enquete setzten sich für den Erhalt der Infra-
struktur im ländlichen Raum ein, wobei auch 
die Dezentralisierung von Behörden eine wich-
tige Rolle spiele (mehr dazu in der kommenden 
Ausgabe von KOMMUNAL).

Ausbau der Infrastruktur als wichtiger Faktor 
der Dezentralisierung. Gemeindebund-Prä-
sident Alfred Riedl nahm in seinem Statement 
vor allem Infrastruktur, Planungssicherheit und 
die kommunale Selbstverwaltung in den Fokus. 
Bei der Infrastruktur nimmt er vor allem einen 
Nachteil für wirtschaftlich ungünstig gelegene 
Räume wahr. So hätten gut gelegene Bereiche 
von Unternehmen gute Infrastrukturen erhal-

DISKUSSION

Nur eine  
funktionierende 
Infrastruktur ist 

ein wesentlicher 
Motor für Wachs-

tum und Prosperi-
tät in allen  
Regionen.“
Alfred Riedl, 

Präsident des Österreichi-
schen Gemeindebundes, 

forderte einen Strukturfonds 
für den Ausbau und die Sa-

nierung der Infrastrukturen
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ten, während ungünstige Lagen nun gefördert 
werden müssen, um hier eine Chancengleich-
heit zu erlangen. Hier braucht es für Riedl einen 
Strukturfonds für den Ausbau und die Sanierung 
von Infrastruktur. Außerdem plädierte er dafür, 
bei der Neuordnung von Kompetenzen, z. B. im 
Bildungsbereich, den Gemeinden Planungssi-
cherheit zu bieten. Schließlich müsse es auch 
gelten, Gemeinden in Bereichen, in denen sie Fi-
nanzierungs- und Durchführungsverantwortung 
haben, auch von Anfang an mitreden zu lassen, 
da bei zentralen Entscheidungen seiner Ansicht 
nach die Chancengleichheit von Räumen zu 
wenig berücksichtigt wird.

Bundesratspräsident Karl Bader will es, wie er 
sagte, „nicht bei der Diskussion belassen, son-
dern etwas verändern.“ Er kündigte deshalb eine 
Gesetzesinitiative des Bundesrats an. Das Gesetz 
soll eine ausgewogene Verteilung der Standorte 
öffentlicher Einrichtungen auf ganz Österreich 
sicherstellen. Konkret will er eine Prüfpflicht 
bei der Einrichtung neuer Bundesdienststellen 
im Hinblick auf eine faire regionale Verteilung 
erreichen. Bader sprach die Einladung an die 
Mitglieder des Bundesrats aus, die Gesetzesin-
itiative zu diskutieren und zu einem Beschluss 
zu bringen. Man müsse die Herausforderungen 
miteinander angehen und nicht Stadt und Land 
gegeneinander ausspielen, so Bader.   

Die Verlagerung von Bundesbehörden könnte 
laut Bundesratspräsident Bader tausende Arbeits-
plätze in den ländlichen Raum bringen.
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Am Nachmittag des 22. 
Oktobers erreichte uns die 
Nachricht, dass Gerald Frei-
hofner nach langer Krank-
heit verstorben ist. 
Gerald hätte die 30-Jahr-
Feier von KOMMUAL noch 
miterleben sollen, hat er 
doch viel für den Aufbau der 
Redaktion und der Zeitung  
getan. 

Zwischen 1974 und 1990 
war er innenpolitischer 
Ressortleiter in der Chefre-
daktion der Wochenpresse 
(1991 in Wirtschaftswoche 
umbenannt). Seinen Recher-
chen in unzähligen Titelge-
schichten ist die Aufdeckung 
der Hintergründe im Fall  
Lucona zu verdanken, die 
den Rücktritt von zwei  
Ministern zur Folge hatte. 

Nach dem WBO-Skandal 
waren es seine Recherchen, 
die den KOMMUNAL-
Gründer Walter Zimper nach 
einer Polit- und Medienhatz 
Anfang der 1980er Jahre voll-
ständig rehabiliterten. Aus 
der Zeit rührte auch die enge 
Freundschaft zwischen den 
beiden verwandten Seelen.

Für mich war Gerald 
aber mehr als ein großer 
Journalist und „Freund des 
Chefs“. Als ich zum Verlag 
kam – frisch von der Uni 
und völlig unerfahren – war 
er es, der mich vertraut 
machte mit den Feinheiten 
des Berufs. Bei meinen ers-
ten Geschichten griff er mir, 
stets hilfreich und fordernd, 
unter die Arme, half mir bei 
Recherchen und schulte die 

Redaktion beispielsweise mit 
Seminaren über das Lesever-
halten. 

Lange Jahre fand er immer 
wieder Zeit, vor Drucklegung 
einen ausführlichen Blick 
auf das Heft zu werfen. Und 
oft genug hatte er hilfreiche 
Tipps. 

Den älteren Semestern 
unter den Lesern ist viel-
leicht noch sein Nachruf auf 
Walter Zimper in Erinne-
rung. Ich habe selten etwas 
Berührenderes gelesen.Und 
irgendwie beruhigt mich der 
Gedanke, dass er und Walter 
Zimper jetzt gemeinsam bei 
einem Gläschen „Federspiel“ 
aus der Wachau im Paradies 
sitzen und philosophieren, 
streiten und lachen – wie 
sie es zu Lebzeiten so gerne 
gemacht haben und wie es 
Geralds Wunsch war.
 

HANS BRAUN 

Gerald Freihofner, 1946 bis 2019

Abschied von einem 
Freund und Gönner
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Auf Österreichs Straßen kommt es etwa alle sieben Minuten zu einem 
Unfall mit einem Wildtier. Doch wie lassen sich diese bestmöglich 
vermeiden bzw. wie reagiert man richtig bei einem Zusammenstoß? 

418 Personen wurden im Jahr 2018 
bei einem Verkehrsunfall mit 
einem Wildtier auf Öster-

reichs Straßen verletzt, 4 Verkehrsteilnehmer 
verunglückten tödlich. Insgesamt ist die Zahl 
der Wildunfälle mit Personenschaden von 276 
Unfällen im Jahr 2017 um rund 37 Prozent auf 
377 Unfälle im Jahr 2018 angestiegen. Hinzu 
kommen zahlreiche weitere Unfälle mit Wild-
tieren, bei denen zwar keine Personen verletzt, 
jedoch die Wildtiere zu Schaden kamen und das 
Unfallauto stark beschädigt wurde.

Rund 74.000 Wildtiere – darunter mehr als 
12.000 Jungtiere – haben in der Saison 2017/2018 
die Kollision mit einem Fahrzeug nicht überlebt. 
Das bedeutet, dass es auf Österreichs Straßen 
etwa alle sieben Minuten zu einem Wildunfall 
kommt. Die dabei auftretenden Kräfte sind mit-
unter enorm: „Die Wucht, mit der ein Rothirsch 
bereits bei einer Geschwindigkeit von 60 km/h 
auf eine Windschutzscheibe prallt, entspricht ei-

SICHERHEIT 

ALLE SIEBEN MINUTEN 
EIN WILDTIERUNFALL

nem Gewicht von ca. fünf Tonnen - also in etwa 
der Masse eines ausgewachsenen Elefanten“, 
erklärt Dr. Othmar Thann, Direktor des KFV.  

Dass zahlreiche Lenker für die Eventualität 
eines Wildunfalls nicht gewappnet sind, zeigt 
eine Untersuchung des KFV: Acht von zehn 
Lenkern erwarten Wildtiere unbewusst nur 
vom rechten Straßenrand kommend. Tatsäch-
lich queren Wildtiere die Fahrbahn jedoch von 
beiden Seiten. Daher sollten – ganz besonders in 
Wildwechselzonen – immer die gesamte Fahr-
bahnbreite und beide Straßenränder im Auge 
behalten werden.

In der Morgendämmerung und abends sind 
Wildtiere am aktivsten. Dies spiegelt sich auch 
in der Unfallstatistik wider: Die meisten Unfälle 
ereignen sich in den Morgenstunden (zwischen 
5 und 7 Uhr) sowie abends zwischen 20 und 23 
Uhr. Über das Jahr verteilt lassen sich einzelne 
Monate mit einer höheren Anzahl an Wildun-
fällen erkennen, grundsätzlich ist aber jederzeit 

Zahlreiche 
Lenker sind für 
die Eventuali-
tät eines Wild-
unfalls nicht 
gewappnet. 
Acht von zehn 
Lenkern erwarten 
Wildtiere unbe-
wusst nur vom 
rechten Straßen-
rand kommend.“

VERKEHRSSICHERHEIT
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Lenkrad gut festgehalten werden. Wenn der 
Fahrer richtig reagiert, ist die Verletzungsgefahr 
für die Autoinsassen geringer. Auch wenn die 
Angst vor einer Kollision und ihren Folgen groß 
ist – unbedachte Ausweichmanöver bergen häu-
fig ein noch viel höheres Risiko und können im 
schlimmsten Fall im Gegenverkehr, im Straßen-
graben oder an einem Baum enden. 

Nach einem Unfall muss die Gefahrenstel-
le unverzüglich abgesichert und die Exekutive 
verständigt werden. Die Nichtmeldung eines 
Sachschadens ist strafbar, bei einem Wildscha-
den besteht nach § 4 Abs. 5 der Straßenverkehrs-
ordnung unverzügliche Verständigungspflicht. 
Getötetes oder verletztes Wild darf niemals mit-
genommen werden – auch nicht zum Tierarzt. 
Vielmehr ist eine rasche und korrekte Meldung 
des Unfalls nötig, da so der zuständige Jagdauf-
seher hinzugezogen werden kann.    

̎̎ Mehr auf kfv.at

mit derartigen Unfällen zu rechnen. Ein Großteil 
der Wildunfälle sind Kollisionen mit Rehwild, 
aber auch Zusammenstöße mit Hasen, Fasanen 
und Füchsen und auch Wildschweinen sind 
relativ häufig. 

Wie können Wildunfälle verhindert werden?
Die effektivste Maßnahme, um einem Wildunfall 
vorzubeugen, ist eine vorausschauende, ange-
passte Fahrweise in Wildwechselzonen. Wenn 
tatsächlich ein Wildtier in Fahrbahnnähe auf-
taucht, sollte zunächst gebremst, anschließend 
abgeblendet sowie mehrmals gehupt werden. 
Beim Kauf eines neuen Fahrzeugs ist auch der 
Einbau entsprechender Assistenzsysteme anzu-
denken, die den Fahrer rechtzeitig auf Objekte 
auf oder an der Fahrbahn aufmerksam machen 
und so zu einer rechtzeitigen Geschwindigkeits-
anpassung beitragen können. 

Ist ein Zusammenstoß mit einem Wildtier 
unvermeidlich, so muss stark gebremst und das 

Auch wenn 
die Angst vor 
einer Kollision 
und ihren Fol-
gen groß ist 
– unbedachte 
Ausweichmanö-
ver bergen häufig 
ein noch viel 
höheres Risiko.“
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BURGENLAND KÄRNTEN

Jugendliche vermehrt in 
das Gemeindeleben einzu-
binden ist das Ziel der 2017 
gestarteten Initiative „Deine 
Gemeinde – jung.aktiv.
innovativ“. Das Projekt wird 
vom Landesjugendreferat 
organisiert und vom Ver-
band sozialdemokratischer 
Gemeindevertreter, vom 
Burgenländischen Gemein-
debund und vom Städte-
bund unterstützt. 

Bereits 38 Gemeinden 
wurden seit Beginn für ihre 
Teilnahme ausgezeichnet. 
Nun erhielten weitere 24 
Gemeinden Preise für die 
Teilnahme an der Initiative 
zur Förderung von Jugend-
projekten. Teilnehmende 
Gemeinden hatten einen 
Katalog mit 13 Maßnahmen 
erhalten, die zur verstärk-
ten Einbindung von Jugend-
lichen beitragen sollen.

Engagement für die  
Jugend wird belohnt

Politische Bildung  
für Frauen
20 Teilnehmerinnen 
nehmen am überpartei-
lichen Lehrgang „Politische 
Bildung - Der Vorteil für 
Frauen am Weg in die Poli-
tik“ teil.
In fünf Modulen erfahren sie 
Wissenswertes über alle Po-
litikbereiche, von der Kom-
munal- bis zur EU-Politik. 
Weiters gibt es Informa-
tionen zu rechtlichen und 
finanziellen Rahmenbedin-
gungen, demokratischen 
Beteiligungsprozessen sowie 
Tipps zur Medien- und Öf-
fentlichkeitsarbeit.

Jede Einheit schließt mit 
einem Themenabend. 
„So kann das Netzwer-
ken gleich beginnen und 
es können Erfahrungen 
und Wissen ausgetauscht 
werden, was eine bessere 
Vorbereitung für die Praxis 
bedeutet. Von der Kärntner 
Gemeindeordnung bis hin 
zu Gender-Budgeting und 
Datenschutzrecht ist bei den 
Themenabenden vieles, was 
die politischen Grundlagen 
betrifft, dabei“, sagt Frauen-
beauftragte Martina Gabriel.
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In fünf Modulen erfahren die Teilnehmerinnen Wissenswertes aus 
allen Politikbereichen.

Landesrätin Daniela Winkler mit den Vertretern der Siegergemein-
den des Bezirks Mattersburg. Wiesen erhielt einen Bonus für die 
höchste Punktezahl.

Förderung für PV-
Anlagen

Mit einer neuen Förde-
rungsrichtlinie für gemein-
schaftliche Photovoltaik-
Anlagen will das Land 
Kärnten einen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten. 
In den Genuss der neuen 
Förderung kommen Nutzer 
gemeinschaftliche PV-An-

lagen – speziell bei mehrge-
schossigen Wohnbauten –, 
die nicht durch die Wohn-
bauförderung förderbar 
sind. „Durch die Förderung 
von PV-Gemeinschaftsan-
lagen kann ein Beitrag dazu 
geleistet werden, die Tages-
spitzen im Stromverbrauch 
aus heimischer Erzeugung 
abzudecken“, meint Lan-
desrätin Sara Schaar. 

Pflegende  
Angehörige

Anfang Oktober nahm die 
neu gegründete Pflege-
service Burgenland GmbH 
ihre operative Tätigkeit als 
zentrale Anlaufstelle für den 
Pflegebereich auf. 
Die große Gruppe pflegen-
der Angehöriger, die derzeit 
ohne jede finanzielle oder 
sozialrechtliche Absiche-
rung ist, soll Sicherheit und 
eine berufliche Zukunfts-

perspektive durch das neue 
Anstellungsmodell bei der 
Pflege Service Burgenland 
GmbH bekommen. 
Die Angehörigen von 
pflegebedürftigen Men-
schen haben in dem neuen 
Modell die Chance auf ein 
Dienstverhältnis und ein 
Gehalt von bis zu 1700 Euro 
monatlich netto. Sie werden 
durch die Anstellung in das 
Sozialsystem integriert und 
erhalten alle Sozialversiche-
rungsleistungen.
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Nahversorger stärkt 
Ortskern

Im Rahmen einer Raumord-
nungsgesetz-Novelle will 
das Land Oberösterreich  
mit dem Prinzip „Nutzung 
bestehender Flächen und 
Leerständen in Ortszent-
ren vor Neuwidmung“ eine 
Verdichtung der Strukturen 
innerhalb der Ortskerne 
erreichen. „Damit bremsen 
wir nicht nur den Boden-
verbrauch ein, sondern 

sichern auch die Nah- 
versorgung in den Ortszen-
tren ab, denn ein Lebens-
mittelmarkt stärkt als 
Frequenzbringer auch die 
anderen Geschäfte vor Ort“, 
unterstreicht Landesrat 
Achleitner.
Ein Vorzeigeprojekt da-
für wird in Raab errichtet, 
wo die Verkaufsfläche des 
bestehenden Uni-Marktes 
von derzeit 450 m2 auf eine 
marktfähige Größe von  
600 m2 erweitert wird. 

Präsentierten das neue Gütesiegel: Bgm. Kurt Wittmann (Raben-
stein), Dirndlprinzessin Veronika Harm, Landesrätin Christiane 
Teschl-Hofmeister und Bgm. Arthur Rasch (Hofstetten-Grünau).

Mit dem Gütesiegel „Wir.
feiern.sicher!“ sollen 
Veranstalter, Vereine, die 
Gastronomie und all jene, 
die mit jungen Menschen 
verantwortungsvoll feiern 
möchten, unterstützt wer-
den. Das Gütesiegel soll auf 
Veranstaltungen hinweisen, 
auf denen junge Menschen 
Spaß haben können, aber 
dabei trotzdem vor Ge-

fahren geschützt sind. Um 
das Gütesiegel zu erlangen, 
müssen Kriterien wie etwa 
ein Rauchverbot am Veran-
staltungsgelände, Verzicht 
auf Trinkaktionen oder das 
Anbieten von Gratiswasser, 
erfüllt werden. Der Dirndl-
kirtag im Pielachtal war die 
erste Veranstaltung, die das 
Gütesiegel zum Jugend-
schutz erlangt hat.

Oberösterreich bemüht 
sich um die Forcierung des 
Baustoffs Holz. Derzeit be-
finden sich zwei Bildungs-
projekte von Gemeinden 
mit alternativen Baumateri-
alien in Planung. 
Zum einen den Bau der 
Volksschule und die Sanie-
rung der NMS in St. Martin 
im Mühlkreis und anderer-
seits der Kindergarten und 
Hort in Waiding.
Diese Pilotprojekte sollen 
Parameter über die Wirt-

schaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit von Holz als 
alternative Bauform von 
Bildungsbauten liefern, um 
auf dieser Basis die notwen-
digen Rahmenbedingungen 
für eine Aufnahme in die 
Bau-Finanzierungspro-
gramme zu erhalten.
Als Vorteile der Holzbau-
weise gelten unter anderem 
die kurzen Bauzeiten sowie 
der Raumgewinnung durch 
gute Wärmedämmung.

Der Kindergarten in Traun.
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Kindergärten und Schulen 
aus Holz

Gütesiegel macht  
Jugendschutz sichtbar

Kommunikations-
stärkste Gemeinden

„Alles Leben ist Kommu-
nikation“ hieß es bei der 
Suche nach den kommuni-
kationsstärksten Gemein-
den in Niederösterreich. 

˵˵ In der Kategorie Gemein-
dezeitungen trug Melk 
vor Scheibbs den Sieg 
davon. Auf dem dritten 
Platz landeten ex aequo 
Klosterneuburg und 
Waidhofen an der Thaya. 

˵˵ In der Kategorie Home-

page gewann Waidhofen 
an der Ybbs vor Tulln, 
Wiener Neustadt und 
Klosterneuburg. 

˵˵ Für den besten Newslet-
ter wurde Korneuburg 
vor Poysdorf, Tulln und 
Mistelbach ausgezeich-
net. 

˵˵ In der Kategorie „Social 
Media“ gewann Tulln vor 
Waidhofen/Ybbs und 
Krems. 

˵˵ Bei den Sonderwerbefor-
men landete Leobersdorf 
auf dem ersten Platz.
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SALZBURG STEIERMARK

Blackout.Schutzplan
Seit Juni dieses Jahres liefen 
die Testphasen für den 
Blackout-Schutzplan in 
sechs steirischen Orten. Zur 
Verfügung gestellt hatten 
sich die Gemeinden Weiz, 
Feldbach, Tieschen, St. Gal-
len, Lannach und Werndorf. 
Nach einer umfassenden 
Evaluierungsphase wird der 
Blackout-Schutzplan nun 
allen steirischen Gemein-
den und Städten zur Verfü-
gung gestellt.

Eine Arbeitsmappe, mit 
der sich die Gemeinden in 
Zukunft auf einen Blackout 
vorbereiten sollen, umfasst 
die Themenfelder Eigen-
vorsorge, Kommunikation, 
Trinkwasserversorgung, 
Gesundheitsversorgung, 
Lebensmittelversorgung, 
Krisenmanagement und 
wichtige Einrichtungen der 
Gemeinden. .Ein Maßnah-
menpaket soll den Gemein-
den als Handlungsleitfaden 
dienen. 

Die Förderperiode von 
2021 bis 2027 steht vor der 
Tür, und Salzburgs Bürger-
meister reden mit, wofür 
das EU-Geld in den Ge-
meinden eingesetzt werden 
soll. „Durch Projekte im 
Ort spürt man, dass die EU 
nicht nur ein entferntes 
Gebilde ist, sondern als 
Wirtschafts- und Frie-
densprojekt spürbar wird“, 
bringt es Kuchls Bürger-
meister Thomas Freylinger 

auf den Punkt.
Bei einem Treffen der Euro-
pa-2020-Steuerungsgruppe 
in Anif stimmten die Orts-
chefs ihre Interessen ab. 
Ein Wunsch eint alle Bür-
germeister: „Antragstellung 
und Abwicklung müssen 
deutlich einfacher wer-
den!“ Ein entsprechender 
Vorstoß in Richtung Bund 
und EU wollen die Europa-
2020-Ortschefs Anfang 
November unternehmen.

Das wollen Salzburgs  
Bürgermeister von der EU

Der Wettbewerb „Zukunfts-
gemeinde Steiermark – 
Orte des Miteinanderlebens 
gesucht“ soll herausragen-
den Projekte, Persönlich-
keiten und Institutionen, 
die das Miteinander stärken, 
vor den Vorhang holen.

Die Sieger:
Kategorie Gemeinden

˵˵ Thannhausen 
˵˵ Gasen 

˵˵ Kainbach bei Graz und 
Stattegg 

Kategorie Märkte
˵˵ Schwarzautal 
˵˵ Stainz 
˵˵ Kammern im Liesingtal 

Kategorie Städte
˵˵ Knittelfeld 
˵˵ Feldbach 
˵˵ Fehring und Gleisdorf 
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Die Steuerungsgruppe ländliche Entwicklung vor dem Gemeinde-
amt Anif.

Orte des  
Miteinanderlebens

Landeshauptmann-Stv. Michael Schickhofer, Bgm. Alois Trummer 
(Schwarzautal), Bgm. Gerald Schmid (Knittelfeld), Bgm. Gottfried 
Heinz (Thannhausen), Landeshauptmann Hermann Schützenhöfer, 
Landtagspräsident a.D. Franz Majcen.

200 Arbeitsplätze in 
die Regionen

Das Land Salzburg wird in 
den nächsten fünf Jahren 
200 Arbeitsplätze in die 
Regionen verlegen und will 
damit den ländlichen Raum 
stärken.
In Tamsweg wird künftig 
das Landesabgabenamt, 
in Zell am See die Landes-
forstdirektion, in Hallein die 
Referate Gemeindeaufsicht 
und Gemeindepersonal und 

in St. Johann im Pongau 
Teile der Lebensmittel-
aufsicht aufgebaut. Zudem 
wird auch die Bezirks-
hauptmannschaft Salzburg-
Umgebung nach Seekirchen 
übersiedeln.
In einem ersten Schritt 
wurde analysiert, welche 
Dienststellen die Vorausset-
zungen für eine Dezentra-
lisierung mit sich bringen, 
erläutert Landeshauptmann 
Wilfried Haslauer.
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TIROL VORARLBERG

4 Gemeinden ziehen 
an einem Strang

Seit dem Frühjahr gibt es 
das bundesländerübergrei-
fende Talschaftsparlament 
der Osttiroler Gemeinden 
Kartitsch, Ober- und Unter-
tilliach sowie Lesachtal in 
Kärnten. 
In Arbeitsgruppen disku-
tierten die Gemeinderäte 
Pläne für die Zukunft, die 
jetzt in einen Maßnahmen-
katalog eingeflossen sind.

Durch eine gemeinsame 
Talgenossenschaft soll die 
regionale Wertschöpfung 
gesteigert werden. Zwischen 
Tassenbach und Kötschach 
will man eine direkte Ver-
bindung mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln einrichten. 
Vor allem aber wollen die 
beteiligten Gemeinden 
eine gemeinsame Politik 
schaffen und bürokratische 
Hürden im Vorschriften- 
und Gesetzesdschungel 
dezimieren. 

Viele traditionsreiche Gasthäuser haben ihre Pforten bereits 
geschlossen.

Um dem Wirtshaussterben 
entgegenzuwirken,  
wurde ein Maßnahmenpa-
ket beschlossen. 
So werden die Förderrichtli-
nien geändert, wovon  
vor allem Jungunternehmer, 
die ein Gasthaus eröffnen, 
profitieren sollen. In  
Kooperation mit der  
Wirtschaftskammer  
werden erweiterte Be-
ratungsleistungen ange-
boten. 

Auch die Bezirkshaupt-
mannschaften sollen 
künftig bei Bezirksanlage-
sprechtagen verstärkt ihre 
Unterstützungsfunktion 
wahrnehmen – auch ein 
einheitlicher Vollzug bei 
Betriebsanlagengeneh-
migungen steht im Fokus. 
Zudem werden vom Land 
mögliche Erleichterungen 
für Gastgewerbebetriebe 
in baurechtlicher Hinsicht 
geprüft.

Mit beträchtlichen Inves-
titionen von Land und 
Gemeinden ist es in den 
letzten Jahren gelungen, das 
Kinderbetreuungsangebot in 
Vorarlberg massiv auszu-
bauen. 
Seit 2014 wurde die Zahl 
der Kinderbetreuungsplätze 
um 70 Prozent gesteigert, 
insgesamt 1750 zusätzliche 
Plätze wurden geschaffen. 
Das Betreuungspersonal hat 

von 350 auf 750 Vollzeitstel-
len zugelegt. Dabei hat der 
Männeranteil von zehn auf 
20 Männer zugenommen. 
Nun will man sowohl den 
quantitativen Ausbau als 
auch die Qualitätssicherung 
und die Leistbarkeit weiter-
führen. Die Öffnungszeiten 
sollen verbessert werden, 
Kinderbetreuung und Kin-
dergarten will man stärker 
zusammenführen.
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Kinderbetreuung   
wird ausgebaut

Wirtshäuser als Teil der 
Identität erhalten

Kinderbetreuung und Kindergarten sollen verstärkt zusammenge-
führt werden.

Hard stellt Sicher-
heitswache auf

In der Marktgemeinde Hard 
kontrollieren bisher Mitar-
beiter von Sicher-heitsfir-
men Badeverbote  
am Bodensee oder den Lei-
nenzwang für Hunde.  
Das Problem dabei:  
Die Security-Leute  
haben keine Möglichkeiten 
durchzugreifen, wenn sich 
jemand nicht an ihre An-

ordnungen hält.Nach langer 
Diskussion will man daher 
in Hard eine Gemeindesi-
cherheitswache aufstellen, 
die aus drei bis vier Per-
sonen bestehen soll. „Es 
geht dabei nicht vorrangig 
ums Strafen, sondern um 
Konfliktlösungen. Auch 
das Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung soll gestärkt 
werden“, sagte Amtsleiter 
Martin Vergeiner auf ORF 
Vorarlberg.
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Chef-Sessel geht in jüngere Hände
ATZENBRUGG // Bürgermeis-
ter Ferdinand Ziegler legte den 
Chef-Sessel Ende September in 
jüngeren Hände. Der 63-Jähri-
ge blickt auf fast vierzig Jahre 
im Gemeindeamt zurück. 1980 
kam er schließlich als Jugend-
gemeinderat in die Politik, 1990 
wurde er Vizebürgermeister. 
2009, nach dem Tod seines Vorgängers Leopold Schmatz, 
übernahm Ziegler das Bürgermeisteramt. Zuvor war Ziegler als 
Landwirt tätig um den Betrieb kümmerte sich dann aber seine 
Ehefrau. So konnte er sich voll und ganz auf die Kommunalpo-
litik konzentrieren.
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Mit Entschließung vom 3. September 2019 hat 
Bundespräsident Dr. Alexander Van Der Bellen 
verliehen:

Die Goldene Medaille für Verdienste um 
die Republik an 

Franz Kirchmeyr, ehem. Gemeindevorstand der  
Gemeinde Neukirchen bei Lambach, Oberösterreich.

Mit Entschließung vom 5. September 2019

Das Silberne Ehrenzeichen für  
Verdienste um die Republik an

Marie-Louise Hinterauer, Stadträtin der Stadtgemein-
de Dornbirn, Vorarlberg

Mit Entschließung vom 30. September 2019

Das Silberne Verdienstzeichen  
der Republik an

Josef Huber, ehem. Vizebürgermeister der  
Gemeinde Redlham, Oberösterreich

EHRUNGEN

PERSONALIA  

Lange To-do-Liste  
für den neuen Chef  
SCHEIBBS // Das 4100 Einwohner starke Scheibbs hat ei-
nen neuen Bürgermeister. Franz Aigner, seit zehn Jahre Vi-
zebürgermeister, ist der neue Chef. Von seiner Vorgängerin 
hat Aigner auch einiges gelernt, das er selbst in das Amt 
mitbringen will: „Verlässlichkeit, Ehrlichkeit, Zielstrebig-
keit und das freundschaftliche Verhältnis zu den Mitarbei-
tern und zu den Bürgern.“
Auf der To-do-Liste des 
„Landwirts mit Leiden-
schaft“ stehen einige Projek-
te: Ein neues Kraftwerkshaus 
soll die Stromerzeugung 
verdreifachen. Außerdem 
soll eine neue zweispurige 
Brücke über die Erlauf gebaut 
werden. Auch bei der Thema-
tik Wohnbau mit Siedlungsgenossenschaften will Aigner 
einen Schwerpunkt setzen. „Freie Fläche ist Mangelware in 
Scheibbs“, erläutert der Bürgermeister.

„Zeit für mich, kürzer zu treten“
BISCHOFSTETTEN // Nach der Eröffnung des Mam-
mutprojekts „Dorfzentrum“ verkündete Bürgermeister 
Reinhard Hager, dass er zurücktreten werde. „Ich wurde 
Bürgermeister, um in Bischofstetten was zu bewirken 
und um die Mitbürger zu unterstützen. Es ist eine total 
interessante Arbeit, aber 
nach 25 Jahren Doppel-
belastung will ich das 
Amt jetzt gerne in ande-
re Hände übergeben“, 
erzählt Hager. „Jetzt 
ist es Zeit für mich, 
ein bisschen kürzer zu 
treten.“

MEHR PERSONALIA  
 

gemeindebund.gv.at 
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12. Internationaler  
Facility Management 
Kongress
„Rechnen sich neue Arbeitswelten?“  
„Wie viel Technik rechnet sich?“  Das sind 
nur zwei der Fragen, die internationale 
Experten und Wissenschafter im Rahmen 
eines Facility-Management-Kongresses 
stellen werden. Veranstaltet wir der Kon-
gress von der REUG-Gruppe rund um Prof. 
Alexander Redlein. Die Erfahrungen und 
das Wissen von Unternehmen werden ge-
sammelt und kanalisiert, die daraus gewon-
nenen Erkenntnisse sollen standardisiert 
und schließlich den Mitwirkenden wieder 
in allgemein verwertbarer Form präsentiert 
werden. 

̎̎ institute.tuwien.ac.at/ifm/ 
     12ifm_kongress_2019
Ort: TU Wien

Wer lebenszyklusorientiert pla-
nen, bauen und betreiben will, 
darf das Umfeld des Gebäudes 
nicht außer Acht lassen.
Der 9. Kongress der IG Lebens-
zyklus Bau am 7. November 
2019 dient dem intensiven 
Austausch zwischen Bauherren 
und Vertretern der Bau- und 
Immobilienbranche und greift 
die Themen rund um Mobilität, 
Vernetzung und Verknappung 
als wesentliche Umweltfaktoren 
im Wechselspiel mit dem Ge-
bäude auf.

Mehr als 20 hochkarätige Spea-
ker, interaktive Break Out Ses-
sions, Best-Practice-Beispiele 
und aktuelle Arbeitsergebnisse 
sorgen für ein spannendes Rah-
menprogramm.

07 /November

07-08 /November

̎̎ www.oewav.at 
Ort: Wien

TERMINE 

Gebäude & Umwelt im Wechselspiel
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Hinweis zu Gender-Formulierung  
Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen bezo-
gen sind, meint die gewählte Formulierung beide 
Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren 
Lesbarkeit die männliche Form verwendet wird.

MM
ZU GUTER LETZT ...

Neue Ausgabe, neuer Buchstabe: 
Diesmal mit dem „M“ des österrei-
chischen „Stadt-Land-Fluss“-Spiels. 
Wenn auch Sie Vorschläge haben, 
mit welchen Berg- oder Ortsnamen 
man das Spiel gewinnen kann,  
mailen Sie uns:  
redaktion@kommunal.at

MANGALIZASCHWEIN 
Das Mangalizaschwein 
oder „Wollschwein“ ist eine 
ungarische Schweinerasse, 
die sich durch krause, woll- 
artige Borsten auszeichnet. 
Ihre dicke Speckschicht und 
das Haarkleid schützen 
die robusten Schweine vor 
extremer Witterung. 

≤ TIER

Die MARILLE (Prunus arme-
niaca, in Deutschland oft 
„Aprikose“) gehört zur Famlie 
der Rosengewächse und ist 
eine Steinfrucht. Die Marille ist 
ein laubabwerfender Strauch 
oder kleiner Baum mit run-
der Krone und erreicht meist 
Wuchshöhen bis 6 Meter. 

≤ PFLANZE

MÄDER ist eine Gemeinde 
in Vorarlberg im Bezirk Feld-
kirch mit 4057 Einwohnern. 
Der Ort liegt im Vorarlberger 
Rheintal und ist eine Grenz-
gemeinde zur Schweiz. Das 
gesamte Gemeindegebiet 
liegt in der Rheintalebene, 
es gibt keine bedeutenden 
natürlichen Erhöhungen.

≤ STADT/GEMEINDE

Der Bezirk MURTAL wurde 
im Zuge der von der steier-
märkischen Landesregierung 
durchgeführten Reform 2012 
gegründet. Mit einer Fläche 
von 1.675,78 km² ist der Be-
zirk Murtal flächenmäßig der 
drittgrößte, in Bezug auf seine 
Einwohner der achtgrößte 
Bezirk der Steiermark.

≤ LAND (BEZIRK)

LISE MEITNER (*1914,  
 1968) war eine österrei-
chisch-schwedische Kernphysi-
kerin im Team des Nobelpreis-
trägers Otto Hahn, zu dessen 
Entdeckung der Kernspaltung 
sie zusammen mit Otto Frisch 
die erste theoretische Erklä-
rung lieferte (1939). 

≤ PERSÖNLICHKEITDie MARCH ist ein linker 
Nebenfluss der Donau. 
Sie entwässert etwa drei 
Viertel des nach ihr be-
nannten Mähren und ist 
dessen Hauptfluss. Der 
österreichisch-slowakische 
Abschnitt der March ist 
eine der ältesten Landes-
grenzen Österreichs (seit 
dem 11. Jahrhundert).

≤ FLUSS

Die MUTMALSPITZE ist 
ein 3522 m (nach anderen 
Angaben 3528 m) hoher 
Berg in den Ötztaler Alpen 
in Tirol. Der Gipfel liegt 
nördlich der Hinteren 
Schwärze und ist als Hoch-
tour über Gletscher von 
der Martin-Busch-Hütte 
aus zu erreichen. 

 ≤ BERG

„STADT, LAND, FLUSS“ AUF 
ÖSTERREICHISCH
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M
  ara.recycling     www.ara.at

DIE TREIBENDE KRAFT IM RECYCLING.

Schließen wir gemeinsam den Verpackungskreislauf: 

Hochwertige Sekundärrohstoffe für neue Produkte. 

Nachhaltige Verpackungen durch ARA Circular Design. 

Das ist 360° Kreislaufwirtschaft made in Austria.

STARTEN WIR  
DIE ZUKUNFT JETZT.

ARA 360°  
KREISLAUF- 
WIRTSCHAFT 
FÜR  
ÖSTERREICH

ARA19010_Anz_Image_Kreislaufwirtschaft_215x280abf_RZ.indd   1 04.06.19   11:59
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Betriebsklimafreundlich.
Der neue eVito. Unser Transporter mit Elektroantrieb und geringen Emissionen.
www.mercedes-benz.at/evans

Stromverbrauch kombiniert: 20,5–25,0 kWh/100 km3,
elektrische Reichweite kombiniert: 150–186 km3,4, CO2-Ausstoß: 0 g/km,
Batteriekapazität (installiert) 41 kWh, Batteriekapazität (nutzbar) 35 kWh

1 Preise gültig bis 31.12.2019.  2 Nähere Infos zu den aktuellen Förderungen finden Sie unter: www.umweltfoerderung.at  3 Stromverbrauch und 
Reichweite wurden auf der Grundlage der VO 692/2008/EG ermittelt. Stromverbrauch und Reichweite sind abhängig von der Fahrzeugkon-
figuration, insb. von der Auswahl der Höchstgeschwindigkeitsbegrenzung. 4 Die tatsächliche Reichweite ist zudem abhängig von der indivi-
duellen Fahrweise, Straßen- und Verkehrsbedingungen, Außentemperatur, Nutzung von Klimaanlage/Heizung etc. und kann ggf. abweichen.

eVito Tourer lang
85 kW (116 PS), Vorderradantrieb,  
8 Sitze

ab € 41.200,–1

exkl. MwSt.

eVito Kastenwagen lang
85 kW (116 PS), Vorderradantrieb,  
2 Sitze

ab € 41.990,–1

exkl. MwSt.

Voll förderfähig!2

Profitieren Sie von der staatlichen E-Mobilitätsoffensive:

bis zu € 3.000,–
beim eVito Tourer

bis zu € 10.000,–
beim eVito Kastenwagen

eVito_215x280_Kommunal.indd   1 04.10.19   10:39


